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Strafanzeige statt Erneuerung 

Der „wahre Martin Schulz“ sagte auf einer Solida¬ 
ritätsveranstaltung, er wolle die Hartz-Gesetze revi¬ 
dieren. Nun hat die SPD Werner Rügemerangezeigt. 
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Büchel dichtmachen! 

ln Büchel lagern 20 nukleare Sprengköpfe auf 
deutschem Boden. Die Friedensbewegung macht 
mobil. Interview mit Lühr Henken. 
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Thema der Woche 


Vorherrschaft bedroht 

Aufgeklärte, demokratische Staaten des Wes¬ 
tens sehen sich rückständigen und autoritä¬ 
ren Entwicklungsländern gegenüber-so die 
gängige Erzählung. Ihnen wird gerne Nach¬ 
hilfe erteilt. Wo keine „bunten Revolutionen“ 
möglich sind, ist Krieg das Mittel der Wahl. 
Das globale Kräfteverhältnis hat sich ver¬ 
ändert - dem West-Block stehen China und 
Russland gegenüber. Neue Bündnisse for¬ 
mieren sich, die wirtschaftliche Vorherrschaft 
des Westens ist bedroht. 

Ein Vorabdruck aus dem Buch, das zum 50. 
Geburtstag der SDAJ erscheint. 

Seiten 12 und 13 


Berliner Spur ignoriert 

Urteile im NSU-Prozess: Verantwortliche bleiben straffrei 



Nach diesem Verantwortlichen in Berlin wurde erst gar nicht gefahndet. 


E s war ein Mammutverfahren. Der 
sogenannte NSU-Prozess am 
Oberlandesgericht München ist 
am vergangenen Mittwoch nach 250 
Verhandlungstagen zu Ende gegan¬ 
gen (nach Redaktionsschluss, Anm. 
der Redaktion). 

Sind die Urteile gegen Beate 
Zschäpe und ihre vier Mitangeklagten 
wirklich von Belang? Nein. Denn klar 
war von Anfang an, dass eine „umfas¬ 
sende Aufklärung“ der beispiellosen 
Mord-, Anschlags- und Raubserie, wie 
sie Angela Merkel den Opfern und ih¬ 
ren Angehörigen versprochen hatte, 
nicht stattfinden würde. Die Hinter¬ 
männer, Unterstützer und Finanziers 
saßen nicht auf der Anklagebank. Die 
Bundesanwaltschaft (BAW) beschul¬ 
digt drei Personen, für die Taten ver¬ 
antwortlich zu sein. Dieses NSU-Trio 
habe, allenfalls unterstützt durch ei¬ 
nige wenige Helfershelfer, die zehn 
Morde, zwei Nagelbombenattentate 
und diverse Raubüberfälle began¬ 
gen. Einzige Überlebende des Trios 
und deshalb Hauptangeklagte: Bea¬ 
te Zschäpe. Die Verflechtungen der 
Verfassungsschutzämter mit ihren V- 
Leuten, die nach der Selbstenttarnung 
des NSU und noch während des lau¬ 
fenden Prozesses aufgedeckt wurden, 
sollten keine Rolle spielen. 

Immer wieder versuchten Neben¬ 
klageanwälte Licht ins Dunkel zu brin¬ 
gen. Sie setzten Vernehmungen von 
Verfassungsschutzmitarbeitern und 
von V-Leuten durch. Die Mauern aber 
standen perfekt. Es gab kein Durch¬ 
kommen durch das Dickicht von dreis¬ 
ten Lügen, Falschaussagen und „Erin¬ 
nerungslücken“. In einer konzertierten 
Aktion wehrten Bundesanwaltschaft 
und Gericht alle Versuche ab, die Be¬ 
teiligung der Staatsschutzbehörden 
aufzudecken. Beweisanträge wurden 
abgelehnt, Aktenhinzuziehungen ver¬ 
wehrt, die Glaubwürdigkeit unglaub¬ 
würdiger Zeugen wie z.B. Andreas 
Temme vom Gericht festgestellt. 

Es blieb bei der bekannten Einzel¬ 
tätertheorie. Wie schon beim Oktober¬ 
fest-Attentat 1980 wird auch hier nach 


Wer in diesen Zeiten Protestkundge¬ 
bungen gegen die AfD und gegen den 
Ausbau der Befugnisse der Polizei vor¬ 
bereitet, muss sich auf Maßnahmen 
gefasst machen, die einem Polizeistaat 
alle Ehre machen. In Augsburg wurden 
junge Antifaschisten so lange in Vor¬ 
beugehaft genommen, bis der AfD- 
B undesparteitag vorüber war. Zugleich 
wurden in Augsburg Beschlagnahmun¬ 
gen bei Betreibern antifaschistischer 
Internetzeitungen und Blogs vorge¬ 
nommen. So wurde die Werbung für 
die Protestaktionen hintertrieben. 

Derartiges fand nun seine Fortset¬ 
zung in Dortmund. Es ging bei den 
dortigen Polizeiaktionen kurz vor der 
großen Düsseldorfer Demonstration 
gegen das geplante verschärfte NRW- 
Polizeigesetz auch um eine Kommu¬ 
nikationssperre für die Antifaschis¬ 
ten. In der Nacht zum 5. Juli hatte ein 
Großaufgebot von Polizei-Hundert- 


der Maxime gearbeitet: „Es kann nicht 
sein, was nicht sein darf.“ Die Staatsrä¬ 
son erfordert die Feststellung, dass es 
in der Bundesrepublik keine terroris¬ 
tischen rechtsextremistischen Struktu¬ 
ren gibt. So gut organisiert, ausgerüs¬ 
tet und finanziell abgesichert gäbe es 
sie ohne die Sicherheitsdienste auch 
nicht. Ein ehemaliger V-Mann äu¬ 
ßerte sich so: „Ohne die Gelder vom 
Verfassungsschutz hätte die Grün¬ 
dung der NPD, mindestens in NRW, 
nie stattfinden können.“ Dasselbe gilt 
nach allen Erkenntnissen auch für den 
Aufbau brauner Kameradschaften, wie 
des Thüringer Heimatschutzes, der 
ein brauner Brutkasten für Mundlos, 
Böhnhardt und Zschäpe war. 

Auch nachdem sich mindestens 24 
Zeugen im Prozess als Unterstützer ge¬ 
outet hatten, hielt die BAW daran fest, 
dass das V-Leute-System keinen Be¬ 
zug zum NSU-Komplex hätte. Gegen 
weitere mögliche Beschuldigte würde 
in eigenen Staatsschutzverfahren ver¬ 
handelt. Der Nebenklageanwalt Meh¬ 
met Daimagüler ist in seinem Plädo- 


schaft und Feuerwehr (diese als Ein¬ 
bruchshelferin in Räumen mit Stahltü¬ 
ren) das Gebäude des Kulturzentrums 
„Langer August“, Braunschweiger Stra¬ 
ße 22, in Dortmund durchsucht. An¬ 
ders als bei Hausdurchsuchungen bei 
Wirtschaftsunternehmungen wie Audi 
und VW wurde die Polizeiaktion bei 
den linken Gruppen im Morgengrau¬ 
en durchgeführt und ohne dass die 
betroffenen Mieter anwesend waren. 
Das war ebenso illegal wie die Durch¬ 
suchung ohne Hausdurchsuchungsbe¬ 
fehl in den meisten Räumen des Hau¬ 
ses. 

Demokratische und linke Organi¬ 
sationen haben in diesem nach dem 
Spanienkämpfer Kurt Schmidt alias 
Langer August (1905-1938) benann¬ 
ten Haus ihre Büros, darunter auch die 
VVN-BdA Dortmund. In einem Büro 
des „Wissenschaftsladens“ wurden an¬ 
geblich illegale Daten auf Servern ge¬ 


yer ausführlich auf die Verwicklung/ 
Beteiligung der Verfassungsschutz¬ 
behörden eingegangen. Ihm ist es zu 
verdanken, dass zumindest auf diesem 
Weg die stetige Rede vom „massiven 
Behördenversagen“ ad absurdum ge¬ 
führt wird. Die BAW unterliegt der 
Weisung des Justizministeriums, die 
Aufsicht über den Verfassungsschutz 
obliegt dem Bundeskanzleramt, des¬ 
sen Chef bis 2005 Frank Walter Stein¬ 
meier war. Es ist davon auszugehen, 
dass beide Behörden ihren Weisungen 
Folge leisteten und leisten. Es ist also 
politischer Wille, wenn - statt Konse¬ 
quenzen aus dem NSU-Terror zu zie¬ 
hen - weiterhin Nazis gehätschelt und 
vor Strafverfolgung geschützt werden. 

Ein anderer Aspekt, der nicht in 
den Prozess einging, war die Ermitt¬ 
lungsarbeit der Polizei. Die Morde an 
neun türkisch- und einem griechisch¬ 
stämmigen Mann wurden über Jahre 
als „Dönermorde“ behandelt. Angehö¬ 
rige der Opfer - auch die der Bomben¬ 
anschläge - wurden als Tatverdächtige 
behandelt und diffamiert. Es gab eine 


sucht und Server beschlagnahmt. Der 
Wissenschaftsladen dient der freien 
und unzensierten Nutzung elektroni¬ 
scher Kommunikation. Sämtliche wei¬ 
teren Räume des dreistöckigen Ge¬ 
bäudes, darunter die der Deutschen 
Friedensgesellschaft, der VVN-BdA, 
des Friedensforums und des Bündnis¬ 
ses Dortmund gegen Rechts, wurden 
ohne Genehmigung und bei Abwesen¬ 
heit der Mieter geöffnet, einige mit 
Gewalt, andere mit Schlüsseln nach 
Ausüben von Druck auf den Haus¬ 
verwalter. Von Antifaschisten wurden 
Hardware, Dokumente, Plakate und 
Flyer mitgenommen. 

Aus Hamburg wurde später be¬ 
richtet: Infolge der Beschlagnahmun¬ 
gen im Wissenschaftsladen wurde der 
Freie Sender Kombinat/FSK stillge¬ 
legt, der über den beschlagnahmten 
Server aus Dortmund sendete. Die 
„Hamburger Morgenpost“ nannte 


eindeutig rassistische Einordnung als 
Taten der Türken-Mafia. Das FBI kam 
in einer Analyse der ihm zur Verfügung 
gestellten Akten zu dem Schluss, dass 
es sich um rassistische Morde hande¬ 
le. Gefahndet werden solle nach Per¬ 
sonen, die einen Groll auf Türken hät¬ 
ten. Die deutschen Ermittler ließ das 
völlig unbeeindruckt. Wäre man diver¬ 
sen Zeugenaussagen nachgegangen, 
hätten weitere Morde möglicherwei¬ 
se verhindert werden können. Daima¬ 
güler nennt in seinem Plädoyer einige 
Beispiele für schwerste Straftaten von 
Rechtsradikalen, die bagatellisiert oder 
gar nicht erst verfolgt wurden. Und 
stellt Parallelen zum NSU-Verfahren 
fest: „Tote Migranten, Opfer, die be¬ 
schuldigt werden, mangelnder Ermitt¬ 
lungswille in Richtung rassistisch moti¬ 
vierter Taten und die Verwicklung von 
V-Leuten.“ Mangelnder Aufklärungs¬ 
wille muss auch dem Gericht beschei¬ 
nigt werden. Der Prozess, der nun en¬ 
dete, war nur eine Show-Veranstaltung. 

Ellen Beeftink 

siehe Kommentar Seite 9 


dies einen „Eingriff in die Rundfunk-, 
Presse- und Meinungsfreiheit“. 

Als Betroffene des Polizeiüber¬ 
griffs protestiert die Dortmunder 
Vereinigung der Verfolgten des Nazi¬ 
regimes/Bund der Antifaschisten ent¬ 
schieden gegen die Polizeiaktion, die 
von der Staatsanwaltschaft Köln an¬ 
geordnet wurde. Es werde demonst¬ 
riert, wohin die Reise auch in NRW 
gehen soll: Abbau der Grundrechte, 
Unterdrückung der Opposition und 
Behinderung der antifaschistischen 
Kräfte. „Dies in einer Stadt, die eine 
weitgehend unbehelligte Naziszene 
einschließlich NSU-Verbindungen 
birgt, deren Internetzugang funktio¬ 
niert und täglich Volksverhetzung und 
Nazipropaganda verbreitet.“ Die Nut¬ 
zer des Langen August planen jetzt ju¬ 
ristische Schritte und andere Protest¬ 
aktionen gegen die Behörden. 

Ulrich Sander 


1818 Marx 2018 



Die wirklichen Verhältnis¬ 
se sind keineswegs von der 
Staatsmacht geschaffen, sie 
sind vielmehr die sie schaf¬ 
fende Macht. Die unter die¬ 
sen Verhältnissen herrschen¬ 
den Individuen müssen, ab¬ 
gesehen davon, dass ihre 
Macht sich als Staat kons¬ 
tituieren muss, ihrem durch 
diese bestimmten Verhält¬ 
nisse bedingten Willen ei¬ 
nen allgemeinen Ausdruck 
als Staatswillen geben, als 
Gesetz. 

Marx/Engels, Deutsche Ideologie, 
MEW Band 3, Seite 311 


Büchel dichtmachen! 

Stopp der nuklearen 
Aufrüstung in Deutschland! 

Abzug der US-Atom- 
bomben aus Büchel! 

In diesen Tagen, genauer vom 
10.-18.7., wird der Protest in Bü¬ 
chel organisiert und getragen 
von der GAAA („Gewaltfreie 
Aktion Atomwaffen Abschaf¬ 
fen“), die ein International Ac¬ 
tion Camp und einen Interna¬ 
tionalen Mutlanger Jugend- 
Workcamp mit Menschen aus 
den USA, den Niederlanden, 
Belgien, Frankreich, Italien, Eng¬ 
land,Mexiko, Russland,Spanien 
durchführt. 

Die Sozialistische Deutsche Ar¬ 
beiterjugend (SDAJ) und die 
Deutsche Kommunistische 
Partei (DKP) beteiligen sich 
seit 2016 an der jährlich statt¬ 
findenden 20-wöchigen Ak¬ 
tionspräsenz der Kampagne 
„Büchel - atomwaffenfrei“. 
Von März bis Oktober finden 
Aktionen der unterschiedlichs¬ 
ten Art gegen das Atomwaffen¬ 
lager statt. 

Die Aktionstage der Kommu¬ 
nistinnen und Kommunisten 
sind vom 19. - 22. Juli 2018. 

siehe auch Seite 5 


Polizeirazzia gegen Antifaschisten 

Dortmund: Durchsuchungen im Vorfeld der Demos gegen NRW-Polizeigesetz 
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DGB zum i. September 

In seiner Erklärung zum Antikriegs¬ 
tag 2018 verweist der Deutsche Ge¬ 
werkschaftsbund auf den besonde¬ 
ren Anlass, den Antikriegstag als 
Tag des Mahnens vor den zerstö¬ 
rerischen Folgen von besinnungs¬ 
losem Nationalismus und Faschis¬ 
mus zu begehen. Mit Hinweis auf 
das Ende des ersten Weltkrieges vor 
100 Jahren heißt es u.a.: „Nie wie¬ 
der Krieg! Nie wieder Faschismus!“ 
Das ist die unumstößliche Fehre, 
die wir Gewerkschaften aus den 
Weltkriegsschrecken des 20. Jahr¬ 
hunderts gezogen haben. Dazu be¬ 
kennen wir uns. Dafür steht die Ge¬ 
werkschaftsbewegung in Deutsch¬ 
land, Europa und weltweit!“ 

Mit Hinblick auf die aktuelle Si¬ 
tuation heißt es: „Wir lehnen Waf¬ 
fenexporte in Krisen- und Konflikt¬ 
gebiete sowie an diktatorische und 
autokratische Regime grundsätzlich 
ab. Stattdessen treten der DGB und 
seine Mitgliedsgewerkschaften für 
eine Politik der Abrüstung und Rüs¬ 
tungskonversion ein. Wir unterstüt¬ 
zen deshalb die friedenspolitische 
Initiative, Abrüsten statt Auf rüsten’ 
und rufen anlässlich des Antikriegs¬ 
tags öffentlich dazu auf, die Petiti¬ 
on dieser Initiative gegen das Zwei- 
Prozent-Ziel der Bundesregierung 
zu unterzeichnen.“ 

ver.di-Gewerkschaftsrat 
für Solidarität 

Der ver.di-Gewerkschaftsrat for¬ 
dert die Bundesregierung auf, „dass 
die gemeinsamen europäischen 
Werte wie die Einhaltung der Men¬ 
schenrechte, die Solidarität und die 
Humanität geachtet und eingehal¬ 
ten werden“. Die Gewerkschafter 
verurteilen die Haltung des Bun¬ 
desinnenministers und unterstüt¬ 
zen die solidarische Aufnahme von 
Schutzsuchenden und Flüchtlingen 
auch in Deutschland, heißt es in ei¬ 
ner Erklärung des ver.di-Gewerk- 
schaftsrats vom 28. Juni. 

Export in USA sinkt 

Im Mai sank nach Angaben des Sta¬ 
tistischen Bundesamtes das deut¬ 
sche Exportvolumen in die USA um 
mehr als 10 Prozent gegenüber dem 
Vorjahr. Gegenüber der VR China 
legten die Exporte 1,2 Prozent zu. 
Leichte Zuwächse verbuchte auch 
die Ausfuhr in westliche EU-Länder. 

Auslieferungsstopp 
bei Daimler 

Der Autohersteller Daimler hat am 
vergangenem Freitag in einer Mittei¬ 
lung allen Mercedes-Benz-Händler 
untersagt, bestimmte Fahrzeuge der 
A-, B- bzw. C-Klasse zuzulassen oder 
an Kunden auszuliefern, bis eine 
entsprechende Abhilfe in den Ser¬ 
vicebetrieben verfügbar und an den 
Fahrzeugen umgesetzt ist. Der Auto¬ 
bauer möchte erst die Software ak¬ 
tualisieren, die die Abgastechnik re¬ 
geln soll. Europaweit muss der Kon¬ 
zern 774 000 Fahrzeuge zurückrufen, 
allein 238 000 in der Bundesrepublik. 

Tarifeinigung 
beim TV5tua 

Der längste Hochschulstreik in 
Deutschland ist beendet. Nach lan¬ 
ger Verhandlung konnten die Ge¬ 
werkschaften ver.di und GEW eine 
Einigung für die nach dem Tarifver¬ 
trag studentische Beschäftigte (TV 
Stud) bezahlten Beschäftigten er¬ 
zielen. Ihre Löhne sollen in vier 
Schritten angehoben werden, so 
dass ab Juli 2023 eine Angleichung 
an die Bezahlung nach dem Tarif¬ 
vertrag der Länder (TV-L) erreicht 
sein wird. Die Stundenlöhne steigen 
damit von derzeit 10,98 Euro auf 
12,96 Euro ab dem 1. Januar 2022. 

Kein Angebot von Agilis 

In der zweiten Verhandlungsrun¬ 
de der Eisenbahn- und Verkehrs¬ 
gewerkschaft (EVG) mit den agi¬ 
lis Verkehrsgesellschaften legte die 
Arbeitgeberseite kein konkretes 
Angebot vor. Die EVG fordert 2,6 
Prozent mehr Geld und das EVG- 
Wahlmodell. Die nächste Verhand¬ 
lungsrunde ist für Ende Juli geplant. 


PSA zieht durch 


Opel-Eigentümer PSA denkt über Verkauf von Teilen des Entwicklungszentrums nach - 
bis zu 4 ooo Arbeitsplätze betroffen 



Adam Opel steht vor dem Hauptportal des Werks in Rüsselsheim. Das Foto 
entstand vor zehn Jahren nach einer großen Kundgebung. 


N achdem Ende Mai in einem Eck¬ 
punktepapier Kündigungsschutz 
bis 2023 vereinbart worden war 
und sich die Opelaner ein paar Wo¬ 
chen in Sicherheit wiegten, kam nun 
das böse Erwachen. Am Mittwoch¬ 
morgen, direkt vor den Werksferien, 
schlug die Nachricht ein wie eine Gra¬ 
nate: Der Opel-Eigentümer PSA und 
die Opel Geschäftsleitung verhandeln 
mit den „Dienstleistungsunternehmen“ 
Altran, Akka, Segula Technologies und 
Bertrandt über „Strategische Partner¬ 
schaften“ - also den Teilverkauf des 
Entwicklungszentrums in Rüsselsheim. 
Für die Bereiche Fahrzeugentwicklung, 
Antriebsstrang, Werkzeugbau und das 
Testzentrum Dudenhofen mit insge¬ 
samt etwa 4 000 Beschäftigten wird ein 
Käufer gesucht - hinter dem Rücken 
der Beschäftigtenvertreter und der Ge¬ 
werkschaften. 

Auf einer kurzfristig anberaumten 
Betriebsversammlung fand der Be¬ 
triebsratsvorsitzende Wolfgang Schä¬ 
fer-Klug deutliche Worte. Die Beleg¬ 
schaft sei bewusst belogen worden und 
er sei pessimistisch, dass es zu einer 
Verständigung oder Einigung zu die¬ 
ser Frage kommen könne - das Herz 
der Marke Opel werde angegriffen. 
Ein Zitat aus einem internen Schrei¬ 
ben aus den Verhandlungen zeigt, wo¬ 
rum es den Kapitalvertretern geht: Mit 
aller Macht müsse verhindert werden, 
dass die IG Metall in dem neuen Un¬ 
ternehmen Fuß fasse. Das zeige auch 
den Weg, so Schäfer-Klug, wie wir 
als Beschäftigte uns dagegen wehren 
könnten. Wir müssen die Gewerkschaft 
stark machen. Denn bei diesem Thema 
stoße der Betriebsrat an die Grenzen 
der Mitbestimmung. Man könne so 
eine unternehmerische Entscheidung 
etwas hinauszögern und den Arbeitge¬ 
ber zeitweise an den Verhandlungstisch 
zwingen, aber es laufe auf eine gewerk¬ 
schaftliche Auseinandersetzung hinaus. 
Die Geschäftsleitung blieb der Veran¬ 
staltung fern, da es, so Lohscheller in 
einem Schreiben an alle Mitarbeiter, 
beim aktuellen Stand der Verhandlun¬ 
gen nichts zu berichten gebe. 

Auch an anderen Stellen eskaliert 
der Konflikt. Im Werk Rüsselsheim ist 
eine radikale Abtaktung von aktuell 55 


auf 42 Fahrzeuge pro Stunde geplant. 
Der Betriebsrat sieht dies nicht als nor¬ 
male Reaktion auf Absatzschwankun¬ 


gen, sondern als strategischen Schritt 
im Rahmen des Sanierungsplans 
PACE. Ziel ist, kurzfristig alle bis auf 


50 Leiharbeitnehmer abzumelden und 
die flächendeckende Personalunteraus¬ 
deckung als Dauerzustand zu zemen¬ 
tieren. Auf Volumenerhöhungen oder 
Störungen soll dann, wie in den franzö¬ 
sischen Werken an der Tagesordnung, 
mit Sonderschichten reagiert werden. 
Der Betriebsrat versucht, dies zu ver¬ 
hindern. Die Werksleitung droht mit 
Klagen wegen Störung des Betriebs¬ 
friedens. 

PSA zieht durch, ohne Rücksicht 
auf Verluste. Die geplanten Synergien 
von jährlich 1,7 Mrd. Euro sollen rea¬ 
lisiert werden. Das aktuelle Vorgehen 
macht deutlich, dass es kein Interesse 
an und im Automobilmarkt auch kei¬ 
nen Platz gibt für eine eigenständige 
Marke Opel. Wenn diese Pläne ver¬ 
wirklicht werden, bleibt Opel in der 
PSA-Gruppe neben ein paar Kompe¬ 
tenzzentren und der Verantwortung 
für leichte Nutzfahrzeuge nur noch das 
„Badge-Engineering“ übrig - also den 
Opel-Blitz an französische Fahrzeuge 
anzuschrauben. 

Das wird vielen Kollegen klar, und 
die Wut auf das Management wächst. 
Die Hoffnung der Kollegen auf Ruhe 
und Sicherheit ist eine Illusion. Es hilft 
nur aktive Unruhe, das beginnen auch 
viele Ingenieurskollegen zu verstehen. 
Da dieser letzte Angriff sich direkt ge¬ 
gen die Ingenieure richtet, sind sie es 
auch, die sich organisieren und wehren 
müssen. Die Organisierung dieser Tei¬ 
le der Belegschaft ist jetzt vorrangige 
Aufgabe der Gewerkschaftsvertreter 
im Betrieb. Aber es bleiben Zweifel, 
ob Betriebsrat und IG Metall den not¬ 
wendigen Kampf gegen Auslagerun¬ 
gen und die weitere Zerschlagung des 
Unternehmens ernsthaft angehen oder 
den Niedergang nur verwalten wer¬ 
den. Als unmittelbare Reaktion auf 
die Nachrichten zum Verkauf wurden 
die Vereinbarungen des Eckpunktepa¬ 
piers in einem sogenannten Zukunfts¬ 
tarifvertrag zementiert. Darin festge¬ 
schrieben: Ein Kündigungsschutz bis 
2023, der nicht vor Auslagerungen 
schützt, bezahlt mit dem Absinken der 
Opel-Beschäftigten unter den Flächen¬ 
tarifvertrag der Metall- und Elektro¬ 
industrie. 

Carmen Stachowiak 


Vier Wochen Streik bei Halberg-Guss 


Selbst angemessene Abfindungen sind Prevent zu viel 



Seit dem 14. Juni wird in den Gießerei¬ 
standorten Saarbrücken und Leipzig 
gestreikt. Anlass ist die angekündig¬ 
te Schließung des sächsischen Werkes 
und der Abbau von 300 Arbeits¬ 
plätzen im Saarland. 

Die IG Metall 
fordert dafür 
eine Abfin¬ 
dung in Höhe 
von dreiein¬ 
halb Monatsge 
hältern pro Be¬ 
schäftigungsjahr 
für die Kollegen, 
die entlassen wer¬ 
den. Dem Eigentü¬ 
mer Prevent ist das 
zu viel. 

Der hat die Neue 
Halberg-Guss im Ja¬ 
nuar 2018 von der Süd 
deutschen Beteiligungs¬ 
gesellschaft gekauft und 
das südafrikanische Werk 
Atlantis Foundries aus 
dem Verband herausgelöst. 

Dabei war das LKW- und 
Industriemotorenwerk erst 
2015 an die Neue Halberg- 
Guss geschlossen worden, um den 
Bestand des Unternehmens zu sichern, 
das mit der Herstellung von Gusstei¬ 
len für PKW-Motoren allein schwer zu 
erhalten ist. Nun gehört der profitab¬ 
le Teil der Prevent, und die Halberg- 


Guss kann dicht machen. „Restruktu¬ 
rierung“ nennt man das in Unterneh¬ 
mersprache. 

Einen Grund, 
um das ungeliebte 
Stiefkind aus dem 
Bett zu werfen, 
bietet der Kon¬ 
flikt zwischen 
der Prevent- 
Gruppe und 
dem Auto- 
hersteller 
VW. Die 
beiden 
wurden 
sich über 
den Preis 
der zu¬ 
gelie¬ 
ferten 
Ferti- 
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gungsteile 

schon früher nicht ei¬ 
nig, und wenn zwei Kapitalisten 
sich streiten, geht das auf Kosten der 
Arbeiter. Bis 2019 soll die Neue Hal¬ 
berg-Guss jetzt ihre Pforten schließen. 

Den schwarzen Peter bekommen 
die streikenden Arbeiter. Ein Struk¬ 
turierungsabkommen soll VW der 
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Prevent-Gruppe un¬ 
terbreitet haben, 
die aber behauptet: 

Weil die Produk¬ 
tion in der Neu¬ 
en Halberg-Guss 
stillstehe, hätte 
der Autokon¬ 
zern die Ge 
spräche ab¬ 
gebrochen. 

Stimmt zwar 
nicht, sagt 
VW, aber 
Prevent 
zieht gleich 
mit weite¬ 
ren Be¬ 
haup¬ 
tungen 
nach. Mit 
lahmgelegten 
Fahrzeugen und manipulier¬ 
tem Strom sei die Produktion sabo¬ 
tiert worden, wirft Geschäftsführer 
Alexander Gerstung den Streikenden 
vor und droht sofort mit juristischer 
Vergeltung. Selbst Polizeipräsident 
Bernd Merbitz war Ende Juni vor dem 
Leipziger Streikgelände aufgetaucht 
und kündigte eine Räumung an, weil 
die Zufahrt zum Werk blockiert wor¬ 
den sei. 

Trotzdem gibt sich die IG Metall 
optimistisch. „Es geht um alles“, ver¬ 
kündete Sekretär Bernd Kruppa am 




Beginn 
einer 
Demons¬ 
tration am 
vergange¬ 
nen Freitag 
in Leipzig 
nach einem 
Bericht der 
„jungen Welt“. 
Das bisherige 
Angebot der 
Prevent-Grup¬ 
pe von einem 
halben Monats¬ 
lohn Abfindung 
pro Arbeitsjahr 
sei „nach wie vor 
ein Witz“. Es gehe 
um die Machtfrage 
und man stehe noch 
vor einer langen Aus¬ 
einandersetzung, sag¬ 
te er gegenüber „junge 

Welt“. 

Vergessen sollte man bei so großen 
Ankündigungen freilich nicht, dass es 
sich nach Lage der Dinge auch nur 
um ein Rückzugsgefecht handelt. Be¬ 
richte sprechen zwar von einer hohen 
Beteiligung und Solidarität unter den 
Arbeitern, auch benachbarter Betrie¬ 
be, aber für die Beschäftigten geht es 
letztlich nur darum, zu welchem Preis 
sie ihren Posten räumen müssen. 

Roman Stelzig 
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Der „wahre Martin Schulz“ ist gegen Hartz-Gesetze und Agenda 2010, wie hier auf der Aktion für die Betriebsrätin bei 
Toys'R'Us in Wüselen im November 2017. Der echte Schulz blieb dem Kampf um Arbeiterinnenrechte lieber fern. 


SPD versteht keinen Spaß 

Der SPD-Bundesvorstand lässt Arbeitsrecht-Aktivisten verfolgen 


E ine kämpferische Betriebsrätin beiToys‘R‘Us in Würselen wird vom Manage¬ 
ment drangsaliert. Der Kölner Verein „Aktion gegen Arbeitsunrecht“ will die 
Betriebsrätin Ende letzten Jahres unterstützen und lädt den damaligen SPD- 
Chef Martin Schulz nach Würselen, dessen Heimatwahlkreis, ein. Der echte Schulz 
kommt nicht, dafür der „wahre Martin Schulz“ und der SPD-Bundesvorstand er¬ 
stattet Strafanzeige. Die UZ sprach mit dem Beschuldigten. Werner Rügemer ist 
Vorsitzender des Vereins „Aktion gegen Arbeitsunrecht? 


UZ: Der SPD-Vorstand hat gegen Sie 
eine Strafanzeige wegen Urkundenfäl¬ 
schung gestellt. Wie kommt man zu der 
Ehre? 

Werner Rügemer: Wir vom Verein 
„Aktion gegen Arbeitsunrecht“, de¬ 
ren Vorsitzender ich bin, hatten im 
November 2017 den damaligen SPD- 
Parteivorsitzenden Martin Schulz ein¬ 
geladen, bei einer Kundgebung zu spre¬ 
chen, die wir für eine Betriebsrätin von 
Toys‘R‘Us organisiert hatten. Deren Fi¬ 
liale liegt in dem Wahlkreis von Martin 
Schulz in Würselen bei Aachen. 

Ich habe Martin Schulz eingeladen, 
weil er sich damals gegen die Ungerech¬ 
tigkeiten in der Arbeitswelt eingesetzt 
hatte. Er lehnte mit Hinweis auf Termin¬ 
schwierigkeiten ab. Dann haben wir ei¬ 
nen „wahren Martin Schulz“ auftreten 
lassen und der sagte auf der Kundge¬ 
bung: Er werde dafür eintreten, dass die 
Hartz-Gesetze revidiert werden und die 
SPD sich von der Agenda 2010 verab¬ 
schieden werde. Wir haben als Verein ein 
derartiges Antwortschreiben von Mar¬ 
tin Schulz an „Aktion gegen Arbeitsun¬ 
recht“ fingiert und ins Netz gestellt. 

Gegen diesen fingierten Brief hat 
die Justitiarin des SPD-ParteivorStan¬ 
des Ende 2017 beim Landeskriminal¬ 
amt Berlin Strafanzeige gegen Unbe¬ 
kannt erstattet. Wie ich jetzt erst vor 
ein paar Wochen durch eine Vorladung 
beim Polizeipräsidium Köln erfahren 
habe, hat das LKA ein halbes Jahr lang 
ermittelt und mich als möglichen „Tä¬ 
ter“ festgestellt. 

UZ: Aber das Schreiben war als Satire 
gekennzeichnet. Versteht die SPD kei¬ 
nen Spaß? 

Werner Rügemer: Das Schreiben war 
so offensichtlich fingiert und übertrie¬ 
ben, dass jeder, der sich ein bisschen mit 
der Kandidatur von Martin Schulz und 
den Positionen der SPD beschäftigt hat, 
das als Satire erkennen konnte. Aber 
der SPD-Parteivorstand konnte das of¬ 
fensichtlich nicht als Satire erkennen. 
Was wir eigentlich klarmachen wollten, 
war, dass die SPD an einer Korrektur 
der Hartz-Gesetze oder der Agenda 
2010 nicht interessiert ist. Es geht ja 
nicht nur um Hartz-IV-Zahlungen für 
die Arbeitslosen, es geht auch um die 
anderen Hartz-Gesetze, die Teilzeit, 
Leiharbeit, befristete Arbeit ermögli¬ 
chen, ebenso um die Umgestaltung der 




Werner Rügemer 


Arbeitsagentur und der Jobcenter mit 
den dazugehörigen Kürzungen, Strafen 
und Disziplinierungen. 

UZ: Es ist also aus der versprochenen 
Erneuerung der SPD nichts geworden? 

Werner Rügemer: Die Kandidatur 
von Martin Schulz sollte eine, wenn 
auch nicht genau definierte, Erneue¬ 
rung der SPD darstellen. Martin Schulz 
sollte diese Neuorientierung personi¬ 
fizieren und eine neue Botschaft an 
„die schwer arbeitenden Menschen“, 
wie er sich ausdrückte, sein. Aber das 
hat er ganz offensichtlich nicht durch¬ 
gehalten. Sicherlich durch Widerstand 
innerhalb der SPD, aber auch durch die 
Leitmedien, die die Gegenkräfte unter¬ 
stützt haben, die keine Korrektur der 
Agenda 2010 haben wollten. 

UZ: Wie kam es dazu, dass sich ne¬ 
ben dem LKA Berlin auch der Kölner 
Staatsschutz eingeschaltet hat? 

Werner Rügemer: Die Strafanzeige 
war gegen Unbekannt erstattet wor¬ 
den. Mein Anwalt hat Akteneinsicht 
beantragt, sodass wir jetzt in die 91 Sei¬ 
ten lange Ermittlungsakte reinschauen 
konnten. Das LKA Berlin ist unter an¬ 
derem auf Grundlage meiner E-Mail- 
Adresse und durch wiederholte Anfra¬ 
gen beim E-Mail-Anbieter l&l und 
durch viele weitere Ermittlungen zu 
der Meinung gekommen, dass der Tä¬ 
ter Werner Rügemer heißt und in Köln 
wohnt. Die Staatsanwaltschaft Berlin 
hat deshalb die Ermittlungsakte an die 
Staatsanwaltschaft Köln übermittelt 
mit der Aufforderung, den Fall weiter 


zu verfolgen. Die Staatsanwaltschaft 
Köln hat die Kölner Polizei beauftragt 
zu ermitteln. Die Staatsschutz-Abtei¬ 
lung hat weitere Einzelheiten über 
mich festgestellt und ist zu der Mei¬ 
nung gekommen, dass ein zweiter mög¬ 
licher Täter in Frage kommt - nämlich 
unser Pressesprecher Elmar Wiegand. 

UZ: Wie kam der „wahre Martin 
Schulz“ an? 

Werner Rügemer: Der „wahre Martin“, 
gespielt von dem Kölner Mietrebellen 
Kalle Gerigk, hat seine Rolle bei un¬ 
serer Kundgebung sehr gut gespielt. 
Die Mehrheit hat zwar die Fiktion mit 
freudigem Lachen erkannt, aber einige, 
vor allem ältere Teilnehmer der Kund¬ 
gebung - wohl SPD-Sympathisanten - 
waren der Meinung, dass wirklich Herr 
Schulz da ist. Die freuten sich und woll¬ 
ten von ihm eine Unterschrift haben. 

UZ: Zum Abschluss noch eine Fra¬ 
ge zum Grund der Veranstaltung. Hat 
sich trotz des Fehlens des echten Martin 
Schulz die Situation für die Betriebsrä¬ 
tin verbessert? 

Werner Rügemer: Die Situation der 
Betriebsrätin in der Toys‘R‘Us-Filiale 
in Würselen hat sich leider nicht verbes¬ 
sert. Das hat damit zu tun, dass im letz¬ 
ten Jahr der Gesamtkonzern mit Sitz 
in den USA in die Insolvenz gegangen 
ist. Das hatte Auswirkungen auf die Fi¬ 
lialen in Europa und in Deutschland. 
Smyths-Toys aus Irland ist neuer Ei¬ 
gentümer und hat eine solch kämpferi¬ 
sche Betriebsrätin, die auch im Gesamt¬ 
betriebsrat von Toys‘R‘Us Deutsch¬ 
land eine wichtige Rolle spielt, weiter 
auf dem Kieker. Vor einer Woche, am 
5. Juli, hat ein weiteres der vielen Ge¬ 
richtsverfahren vor dem Arbeitsgericht 
in Aachen stattgefunden, mit denen die 
Betriebsrätin aus ihrer Funktion und ih¬ 
rem BeschäftigungsVerhältnis gedrängt 
werden soll. Wegen der komplizierten 
rechtlichen Lage ist noch kein Urteil ge¬ 
fällt worden. Eine weitere Verhandlung 
wurde für den 8. November 2018 an¬ 
gesetzt. Die Betriebsrätin hat es weiter 
schwer, wir werden sie weiter unterstüt¬ 
zen. Das Gespräch führte Christoph Hentschel 


Mehr Informationen zum Verein 
„aktion ./. arbeitsunrecht e.V. - Ini¬ 
tiative für Demokratie in Wirtschaft 
& Betrieb“ findet man unter www. 
aktion.arbeitsunrecht.de. 

Im Papyrossa-Verlag ist von Werner 
Rügemer und Elmar Wigand „Die 
Fertigmacher. Arbeitsunrecht und 
die professionelle Bekämpfung von 
Gewerkschaften.“ (3. erweiterte Auf¬ 
lage, Köln 2017) erschienen. 


Tarifflucht in Unikliniken 

Streikende besuchten Wissenschaftsministerium NRW 


Zu Beginn dieser Woche sind Beschäf¬ 
tigte des Uniklinikums Essen wieder 
in den Streik getreten. Zu diesem Wo¬ 
chenende wollen sie entscheiden, wie 
der Kampf um die Entlastung weiter¬ 
geführt werden soll. Denkbar ist die 
Vorbereitung einer Urabstimmung für 
einen Erzwingungsstreik. 

Für den vergangenen Donnerstag 
war ein erstes Gespräch zwischen ver. 
di und der Tarifgemeinschaft deutscher 
Länder (TDL) vereinbart. Die TDL hat 
in der Vergangenheit immer wieder da¬ 
rauf hingewiesen, dass nach ihren Vor¬ 
stellungen die Vorstände der Kliniken 
nicht eigenständig über einen Tarifver¬ 
trag Entlastung verhandeln dürfe und 
ver. di mit der Aufkündigung des Man¬ 
teltarifvertrages gedroht. Darüber hi¬ 
naus hat die TDL die Verhandlungen 
über schulische Ausbildungsberufe 
mit der Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft in den vergangenen Ta¬ 
gen mit Hinweis auf die Streiks an den 
Kliniken in Essen und Düsseldorf ab¬ 
gebrochen. 

Rund 100 Streikende der Uniklini¬ 
ken Essen und Düsseldorf sowie der 
Tochterunternehmen UKM und GKD 
haben dem Wissenschaftsministerium 
NRW Ende der vergangenen Woche 
einen Besuch abgestattet. Ihre Forde¬ 
rung: Die für die Universitätsmedizin 
zuständige Ministerin Isabel Pfeiffer- 
Pönsgen soll im Tarifkonflikt für Ent¬ 
lastung und mehr Personal sowie für 
die tarifliche Bezahlung der Service¬ 
beschäftigten Position beziehen. „Pfle¬ 


genotstand und Tarifflucht kann man 
nicht aussitzen. Die Vorstände unserer 
Unikliniken entziehen sich seit Mona¬ 
ten ihrer Verantwortung. Wir erwarten, 
dass Frau Pfeiffer-Pönsgen ein Macht¬ 
wort spricht“, fasst Wolfgang Cremer, 
Leiter des Bereichs Gesundheitswe¬ 
sen bei ver.di NRW, die Erwartung der 
Streikenden und ihrer Gewerkschaft 
zusammen. 

Während die Beschäftigten der 
Unikliniken für mehr Personal durch 
einen Tarifvertrag Entlastung strei¬ 
ten, geht es den Servicekräften bei 
UKM und GKD - beide 100-prozen¬ 
tige Tochterfirmen des Düsseldorfer 
Uniklinikums - darum, überhaupt 
nach Tarifvertrag bezahlt zu werden. 
„Die Tarifflucht führt dazu, dass in ei¬ 
nem landeseigenen Unternehmen Loh¬ 
nunterschiede von bis zu 400 Euro mo¬ 
natlich bei gleicher Tätigkeit bestehen. 
Das darf die Ministerin nicht länger to¬ 
lerieren“, so Cremer. Werner Sarbok 



Der Horror ist real 

Aktionstag gegen Union Busting durch die Metro AG 


Am Freitag, dem 13. Juli, werden Bür¬ 
gerrechtler, Gewerkschafterinnen und 
Gewerkschafter, Solidaritätskomitees 
und linke Organisationen in über 15 
Städten gegen die Geschäftspraktiken 
der Metro AG Vorgehen. Das Motto 
für den Schwarzen Freitag lautet „Der 
Horror ist real“. 

Die Bürgerrechtsinitiative akti¬ 
on ./. arbeitsunrecht e.V. wirft der 
Metro-Tochter Real Tarifflucht, Miss¬ 
brauch von Leiharbeit und Lohndum¬ 
ping vor. 


Die Initiative wirft dem Metro-Kon¬ 
zern vor, dass er die gelbe Scheingewer¬ 
kschaft DHV ausnutzt, um Interessen¬ 
vertretung zu untergraben und Dum¬ 
ping-Tarifverträge abzuschließen. Real 
setzte verstärkt auf Werkverträge und 
Leiharbeit, auch in Kernbereichen wie 
den Kassen. Das Equal-Pay-Gebot (glei¬ 
cher Lohn für gleiche Arbeit), das die 
SPD im April 2017 im Arbeitnehmer- 
Überlassungsgesetz (AÜG) verankern 
konnte, werde von Real unterlaufen. 

Gerhard Ziegler 


Der „Rote Käfer <( zur Abgasaffäre 


Vertuschen und betrügen 


Langsam kann man den Eindruck ge¬ 
winnen, dass Vertuschen und Betrügen 
zum Geschäftsmodell der Autokonzer¬ 
ne geworden ist: Die Behörden ermit¬ 
teln nicht nur bei VW und den Töch¬ 
tern Audi und Porsche, auch BMW und 
Daimler haben sie im Visier. Fahrzeuge 
werden nicht ausgeliefert, die Produkti¬ 
on wird teilweise gestoppt, immer neue 
Software-Updates versprochen. Trauri¬ 
ger Höhepunkt vor gut zwei Wochen: 
Audi-Konzernboss Rupert Stadler wur¬ 
de in Untersuchungshaft genommen. 
Und er ist selber schuld. 

Der Staatsanwalt wirft ihm vor 
versucht zu haben, Zeugen und Mitbe¬ 
schuldigte zu beeinflussen, um so die 
Ermittlungen zu erschweren: Verdun¬ 
kelungsgefahr nennt sich das. 

Die Vorwürfe gegen Stadler und 
fast 50 weitere Manager sind längst be¬ 
kannt. Doch die hochbezahlten Topma¬ 
nager behaupten immer noch, dass nur 
untergeordnete Ingenieure ohne ihr 
Wissen die Autos und die Abgasmes¬ 
sungen manipuliert haben. Entweder 
sie lügen oder sie sind unfähig, ein sol¬ 
ches Unternehmen zu leiten. Aber der 
Porsche-Piech-Clan als Hauptaktionär 
mit über 50 Prozent Stammaktien des 
VW-Konzerns hält weiter seine schüt¬ 
zende Hand über die Herren. 

Das ist nicht verwunderlich, schließ¬ 
lich floss ein großer Teil der Dividen¬ 
de aus den Betrügereien auf ihre Kon¬ 


ten - etwa 600 Millionen Euro allein 
für 2017. Wenn nun diese Betrugsdivi¬ 
dende mit einem Bußgeldbescheid der 
Braunschweiger Staatsanwaltschaft in 
Höhe von einer Milliarde Euro abge¬ 
schöpft worden ist, müssen die Piechs, 
die Porsches und die Scheichs von Ka¬ 
tar zahlen - denn dorthin sind die VW- 
Milliardenprofite der letzten Jahre ge¬ 
flossen. Die Strafe darf nicht von den 
Investitionen, die für die soziale und 
ökologische Transformation nötig sind, 
abgezogen werden. 

Wer das für typisch kommunisti¬ 
sche Träumerei hält, sollte mal wieder 
in unser Grundgesetz gucken. Dort 
steht in den Artikeln 14 und 15, dass 
Eigentum auch dem Wohl der Allge¬ 
meinheit dienen soll und zu diesem 
Zwecke auch vergesellschaftet wer¬ 
den kann. Dient vielleicht die Siche¬ 
rung zehntausender Arbeitsplätze 
nicht dem Wohl der Allgemeinheit? 
Wenn jetzt nicht bei VW und den an¬ 
deren Autokonzernen umgesteuert 
wird, kann der Konkurrenzkampf mit 
Fabrikschließungen und Massenentlas¬ 
sungen enden. Damit am Ende nicht 
immer die arbeitenden Menschen be¬ 
zahlen müssen, sollten wir mal grund¬ 
sätzlicher über die Demokratisierung 
dieser Gesellschaft nachdenken. 

Aus:„RoterKäfer“,BetriebszeitungderDKPfür 
VW Braunschweig und Wolfsburg 
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Rechte Ideenschmiede 

AfD nutzt die „Desiderius-Erasmus-Stiftung“ 



Der Humanist Erasmus von Rotterdam (1466 -1536) verfasste auch Satiren. Was er wohl über die AfD schreiben würde? 


E igentlich lehnt die AfD parteinahe 
Stiftungen ab. Im 2016 beschlosse¬ 
nen Grundsatzprogramm wird er¬ 
klärt, diese seien Teil der verdeckten, 
verfassungswidrigen Parteienfinanzie¬ 
rung im Land. Und trotzdem wurde 
auf dem Augsburger AfD-Parteitag vor 
nunmehr fast zwei Wochen beschlos¬ 
sen, die Desiderius-Erasmus-Stiftung 
(DES) als parteinahe Stiftung anzuer¬ 
kennen. Nach Ansicht einiger Delegier¬ 
ter hat die Partei damit nun ein Glaub¬ 
würdigkeitsproblem. Andere sehen den 
Beschluss als Durchbruch. Alice Wei- 
del, Ko-Vorsitzende der Bundestags¬ 
fraktion, hatte schon im April die DES 
als „Ideenschmiede der AfD“ bezeich¬ 
net, die „wichtige Impulse für die poli¬ 
tische Arbeit in unserem Land geben“ 
werde. 

In der Führung der Partei hat man 
trotz einiger Kontroversen, auch um 
den Namen, längst erkannt, dass par¬ 
teinahe Stiftungen der Bundestags¬ 
parteien durch die staatliche Finan¬ 
zierung ganz andere Möglichkeiten 
bieten, die eigenen politische Positio¬ 
nen in der Öffentlichkeit zu verbreiten, 
der „Linksideologie“, den „Multikulti-“ 
und „Gender-Projekten“ etwas entge¬ 
genzusetzen: durch Veranstaltungen, 
vor allem über politische Bildungsar¬ 
beit sowie entsprechende Materialien, 
die in der Stiftung oder in ihrem Auf¬ 
trag erarbeitet und verbreitet werden 
und auch in Schulen wie Universitäten 
landen. Stiftungen können Stipendien 
an Studenten und Doktoranden verge¬ 
ben, die ihr Wissen - auch ihre Ideolo¬ 
gie - dann anderen vermitteln. Das al¬ 
les will auch die DES umsetzen. Aller¬ 
dings wird es möglicherweise bis 2022 


dauern, ehe sie Geld vom Bund erhält. 
Wenn die AfD erneut in den Bundes¬ 
tag einzieht. 

Bis es Fördergelder gibt, wird man 
weiter möglichst viele Veranstaltun¬ 
gen durchführen, will aber auch „Wis¬ 
senschaft“ und „Kunst“ fördern: Ver¬ 
anstaltungen wie jene im Dezember 
2017 in Berlin mit dem Thema „Neue 
Medien, neue Öffentlichkeit - Chance 
für Konservative“. Dort sprach Dieter 
Stein, Chefredakteur der „Jungen Frei¬ 
heit“. Oder jene im Juni. Ulrich Vosge- 
rau (AfD), Privatdozent an der Uni¬ 
versität zu Köln, referierte zum Thema 
„Grenzöffnung, Rechtsstaat und die 
Rolle des Bundestages - die Asylkri¬ 
se vor dem Bundesverfassungsgericht“. 
Vosgerau hatte vor zwei Jahren behaup¬ 
tet, die Bundesregierung habe gegen 
das Grundgesetz verstoßen, als sie im 
Sommer 2015 Flüchtende aus Öster¬ 
reich über die Grenze ließ. 

Die jetzige DES existiert seit De¬ 
zember 2016. Erster Vorsitzender wur¬ 
de Konrad Adam, der dem rechtskon¬ 
servativen Flügel der AfD zugerechnet 
wird. Anfang 2017 wurde er abgewählt. 
Ihm folgte Peter Boehringer, AfD-Bun- 
destagsabgeordneter und derzeit Vor¬ 
sitzender des Haushaltsausschusses. 
Nach Bohringer folgte im März 2018 
die ehemalige CDU-Politikerin Erika 
Steinbach. Diese war von 1990 bis 2017 
Bundestagsabgeordnete für die CDU 
und von 1998 bis November 2014 Prä¬ 
sidentin des Bundes der Vertriebenen. 
Ihren Austritt aus der CDU Anfang 
2017 begründete sie mit der Politik der 
Bundeskanzlerin insbesondere in der 
Flüchtlingskrise. Steinbach ist bislang 
kein Mitglied der AfD. 


„Bunt“ ist auch das Kuratorium der 
Stiftung zusammengesetzt. Zu den Ku¬ 
ratoren gehört zum Beispiel Angelika 
Barbe, DDR-„Oppositionelle“, Grün¬ 
dungsmitglied der Sozialdemokrati¬ 
schen Partei in der DDR, ab 1990 eine 
Wahlperiode SPD-Bundestagsabgeord- 
nete. 1996 wurde sie CDU-Mitglied. Sie 
ist bei Pegida aktiv und war trotzdem 
bis zum Ruhestand in der sächsischen 
Landeszentrale für politische Bildung 
Referentin für das Thema „Aufarbei¬ 
tung SED-Diktatur“. Zum Kuratorium 
gehört auch Lothar Hobelt, österrei¬ 
chischer Historiker, ehemaliger Bera¬ 


ter und Mitautor des FPÖ-Parteipro- 
gramms von 1997. Als Historiker vertritt 
er geschichtsrevisionistische Positionen. 
Im Jahr 1999 verfasste er beispielswei¬ 
se einen Beitrag zu einer Festschrift für 
den Holocaust-Leugner David Irving. 
Mitglied ist Karlheinz Weißmann, ein 
Vordenker, der unter adnerem Mitgrün¬ 
der des neurechten Instituts für Staats¬ 
politik ist, Kolumnist der „Jungen Frei¬ 
heit“ und Herausgeber des Magazins 
„Cato“, 2017 als „Theorieorgan“ der 
Neuen Rechten gegründet. Mitglied ist 
Prof. Karl Albrecht Schachtschneider, 
Staatsrechtslehrer. Auch er ist politi¬ 


scher Aktivist der Neuen Rechten. Und 
das könnte man fortsetzen. Es zeigt, was 
von der Stiftung zu erwarten ist. 

Mit Desiderius Erasmus, „Erasmus 
von Rotterdam“, hat das alles nichts zu 
tun. Dass dessen Name gewählt wurde, 
ist eine Unverschämtheit. Weder Stif¬ 
tung noch AfD haben irgendetwas mit 
den Ideen des Renaissance-Denkers ge¬ 
mein. Der Theologe Erasmus von Rot¬ 
terdam galt als einer der tolerantesten 
Denker seiner Zeit. Er warb stets für 
Vernunft und Besonnenheit. Genau da¬ 
rum aber geht es der AfD nicht. 

Nina Hager 


GroKo verschärft die Asylpolitik 3: o für Russland! 

Seehofer will „Kompromiss“ scheitern lassen Friedensaktionskonferenz der DKP Potsdam 


Was ist geblieben vom Streit zwischen 
CDU und CSU? Beide loben sich, sie 
hätten ihre Position durchgesetzt, wä¬ 
ren aber auch kompromissbereit geblie¬ 
ben. Seehofer bleibt im Amt, reist ein 
bisschen durch die Gegend. Und droht 
schon wieder. Wenn die angestrebten 
bilateralen Vereinbarungen mit Italien 
und Griechenland nicht zustande kom¬ 
men, „müssen wir direkt an der Gren¬ 
ze abweisen“, erklärte er im „Spiegel“. 


Aber auch Österreich will bislang nicht. 
Die Bereitschaft Österreichs und Itali¬ 
ens ist aber Voraussetzung für die zu¬ 
stande gekommene Übereinkunft. Im 
„Deutschlandfunk“, hieß es am vorigen 
Sonnabend, in Berlin werde spekuliert, 
„der Innenminister setze längst auf das 
Scheitern der Verhandlungen, mit denen 
die Kanzlerin ihn beauftragt hat“. 

Aber auch der „Kompromiss“ selbst 
ist skandalös, er verschärft die Asylpoli- 
tik noch weiter, im eigenen Land wie in 
der EU. Zwar ist im Koalitionsbeschluss 
jetzt nicht mehr von „Transitzentren“ die 
Rede, sondern von „Transitverfahren“ 


nur für jene Flüchtlinge, die schon in 
einem anderen EU-Land einen Asylan¬ 
trag gestellt haben. Sie werden dann zu¬ 
rückgewiesen. In anderen Ländern nur 
registrierte Flüchtlinge sind nicht betrof¬ 
fen. Es soll zwar keine „geschlossenen 
Lager“ geben, aber das „Transitverfah¬ 
ren“ in Einrichtungen der Bundespolizei 
beschleunigt durchgeführt werden. Der 
Bund soll zudem den Bundesländern bei 
„Rückführungen“ helfen. Für Pro Asyl 


setzt die Vereinbarung der Großen Koa¬ 
lition „bei der Abwehr von Flüchtlingen 
im Wesentlichen auf drei Maßnahmen: 
Rechtswidrige Zurückweisungen an den 
Binnengrenzen, Druck auf die ohnehin 
schon überforderten EU-Randstaaten, 
Ausbau der Abschiebemaschinerie im 
Inland“. Hier sei daran erinnert, dass 
sich das Recht auf ein individuelles Asyl¬ 
verfahren und das Recht auf Zugang zu 
diesem auf völkerrechtlicher Ebene 
aus dem flüchtlingsrechtlichen Refou- 
lement-Verbot ergibt, siehe Art 33 der 
Genfer Flüchtlingskonvention, welches 
gerade eine pauschale Zurückweisung 


an der Grenze ohne Durchführung ei¬ 
ner Prüfung eines Schutzanspruches ver¬ 
bietet. Es sei daran erinnert, dass dieses 
Rückschiebungsverbot vor dem Hinter¬ 
grund der Ereignisse des Zweiten Welt¬ 
kriegs, der Bilder von Auschwitz und 
der vorhergehenden massenhaften Zu¬ 
rückweisung von jüdischen Deutschen 
an den Grenzen der übrigen Welt in den 
völkerrechtlichen Rahmen aufgenom¬ 
men wurde. 


In der SPD wurde der Asylkompro¬ 
miss fast enthusiastisch gefeiert. Auch, 
dass nun schon in diesem Jahr ein Ein¬ 
wanderungsgesetz auf den Weg ge¬ 
bracht werden soll, um Fachkräfte für 
Mangelberufe anzuwerben. Sogar Juso- 
Chef Kevin Kühnert, der betont hatte, 
mit der SPD seien geschlossene Lager 
nicht zu machen, scheint zufrieden: „Das 
Schlimmste ist fürs Erste verhindert, die 
CSU hat keine einzige Kernforderung 
nach Hause gebracht.“ Doch die SPD 
hat gar nichts erreicht, sondern sich in 
der Asylpolitik den Unionsparteien nur 
noch weiter angenähert. nh 


Deutlich über 100 Menschen aus Pots¬ 
dam & Umland besuchten am vergan¬ 
genen Samstag die Konferenz unter 
dem Motto „Frieden mit Russland! - 
NEIN zur NATO-Aggression! “.Aufge¬ 
rufen dazu hatten neben DKP Potsdam 
& Umland als Veranstalter eine Reihe 
von Organisationen und Parteien wie 
„Die Linke“ Potsdam, die Potsdamer 
Friedenskoordination, der Branden- 
burgische Freidenker-Verband und 
„Internationale Ärzte für die Verhü¬ 
tung des Atomkrieges“ IPPNW Bran¬ 
denburg. 

Gleich zu Beginn unterstrichen die 
Konferenzteilnehmer die historische 
Verantwortung in Deutschland für 
eine Friedenspolitik gegenüber Russ¬ 
land mit einer Gedenkminute für die 
27 Millionen Sowjetbürgerinnen und 
-bürger, die dem Vernichtungskrieg 
der faschistischen Wehrmacht nach ih¬ 
rem Überfall auf die Sowjetunion am 
22. Juni 1941 zum Opfer üelen. An¬ 
schließend wurde in vier Referatsblö¬ 
cken und einer Podiumsdiskussion die 
Strategie der NATO gegen Russland 
beleuchtet, aber auch der Blickwinkel 
Russlands untersucht. 

Den Auftakt machte der Vorsitzen¬ 
de des Freidenker-Verbandes, Klaus 
Hartmann, der einerseits die antirussi¬ 
sche Medienhetze als Bestandteil der 
NATO-Strategie kennzeichnete und 
andererseits die konkrete Aufrüstung 
der NATO an der russischen Grenze 
nachzeichnete. Im folgenden Referats¬ 
block unter der Überschrift „NEIN zu 
Atomwaffen - JA zum Atomwaffenver¬ 
bot!“ gab die ehemalige UN-Diploma- 
tin der DDR, Prof. Dr. Helga Hörz, ei¬ 
nen historischen Überblick des interna¬ 
tionalen Kampfes gegen Atomwaffen. 
Ergänzt wurde sie durch Beiträge von 
Dr. Hans-Peter Jung von der IPPNW 
und Uwe Fröhlich von ICAN Germany, 
die Ende letzten Jahres den Friedens¬ 
nobelpreis verliehen bekam. In einer 
angeregten Diskussion im Anschluss 
stellte sich heraus, wie wichtig es bei 
der Forderung nach einem völkerrecht¬ 
lich verbindlichen Atomwaffenverbot 


ist, zwischen der NATO und ihrer Erst¬ 
schlagdoktrin beim Atomwaffeneinsatz 
und einem Land wie Russland zu unter¬ 
scheiden, das sich gegen diese Aggres¬ 
sion mit eigenen Atomwaffen schützt. 

In den Referatsblöcken drei und 
vier skizzierte zunächst der Historiker 
Prof. Dr. Anton Latzo die konstruk¬ 
tive Außenpolitik Russlands, die sich 
aus den Interessen des Landes ergebe, 
seine nationale Souveränität zu vertei¬ 
digen. Dass daraus eine Außenpolitik 
Russlands resultiere, die Russland als 
Friedensmacht charakterisiere, ver¬ 
deutlichte anschließend die Nahost- 
Korrespondentin Karin Leukefeld. 

In der abschließenden Podiumsdis¬ 
kussion mit verschiedenen Friedens¬ 
aktivisten aus Potsdam und dem Um¬ 
land herrschte Einigkeit darin, dass 
unter anderem die Ausweitung der 
Proteste gegen US-Militärtransporte 
durch Brandenburg Richtung russi¬ 
sche Grenze ausgeweitet werden müs¬ 
sen. Stefanie König, Vorsitzende der 
DKP Potsdam & Umland, wies in die¬ 
sem Zusammenhang darauf hin, dass 
eine erfolgreiche Mobilisierung gegen 
US-Militärtransporte auch von einer 
klaren Positionierung der Friedens¬ 
bewegung abhängt. So wäre es falsch, 
die Forderung „Frieden mit Russland!“ 
von Forderungen nach einer vermeint¬ 
lichen Demokratisierung in Russland 
abhängig zu machen. 

Nachdem die Köpfe der Konfe¬ 
renzteilnehmer zu rauchen begannen, 
entflammte Klaus Linder die Herzen, 
indem er den 120. Geburtstag Hanns 
Eislers am Klavier feierte. 

Im Anschluss an die Konferenz ver¬ 
lor Russland bei der Fußball WM ge¬ 
gen Kroatien, woraufhin die NATO 
sich nicht das Tweet verkneifen konn¬ 
te, dass damit nur noch NATO-Länder 
im Halbfinale stünden. Die Friedensak¬ 
tionskonferenz kam aber zu einem an¬ 
deren Ergebnis: Die NATO als Aggres¬ 
sor - die NATO als größte Gefahr für 
einen Atomkrieg - Russland als Frie¬ 
densmacht - das heißt: 3:0 für Russ¬ 
land. Männe Grüß 
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„Es ist wie im Kalten Krieg!“ 

Die UZ sprach mit Lühr Henken, Sprecher des Bundesausschusses Friedensratschlag, 
über die Bedeutung des NATO-Militärstützpunktes Büchel 


UZ: Vom 19. bis 22. Juli planen DKP 
und SDAJ als Teil der Friedensbewe¬ 
gung Proteste am Fliegerhorst Büchel in 
der Eifel. Dort lagern Atomwaffen der 
USA. Welche Rolle spielt Büchel für die 
NATO und die US-Streitkräfte? 

Lühr Henken: Büchel ist einer von 
sechs nuklearen Stützpunkten der USA 
in Europa, Lagerstätte für 20 nukleare 
Fallbomben, Relikte des Kalten Krie¬ 
ges. Sie manifestieren die „nukleare 
Teilhabe“ der NATO. 46 Bundeswehr- 
Tornados stehen hier für ihren völ¬ 
kerrechtswidrigen Einsatz im Kriegs¬ 
fall bereit. Mit ihnen werden Atom¬ 
bombenabwürfe geübt. Was es noch 
gefährlicher macht, ist, dass die USA 
2020 ihre 2010 gestartete Entwicklung 
eines Einheitssprengkopfs für nukleare 
Fallbomben abgeschlossen haben wer¬ 
den. Ein neues Design macht sie prä¬ 
zise lenkbar und ermöglicht mehrere 
Meter tiefes Eindringen in das Erd¬ 
reich gegen gebunkerte Ziele. Damit 
steigen ihre Einsatzmöglichkeiten. Die 
Schwelle zum Atomkrieg sinkt. Diese 
Bomben B61-12 kommen ab 2021 auch 
nach Büchel. 

UZ: Regelmäßig gab es in den letzten 
Jahren Kampagnen, die von der Bun¬ 
desregierung forderten, für den Abzug 
der Waffen zu sorgen. Warum verwei¬ 
gert die Bundesregierung dies? 

Lühr Henken: Die „nukleare Teilha¬ 
be“ sichert der Bundesregierung ein 
Mitspracherecht in der Nuklearen Pla¬ 
nungsgruppe der NATO. Dieses Privi¬ 
leg ermöglicht Mitsprache bei der Pla¬ 
nung des Einsatzes und des Einsatzes 
von Nuklearwaffen selbst. Friedensbe¬ 
wegung, Grüne und Linke im Bundes¬ 
tag fordern die Regierung seit langem 
auf, die „nukleare Teilhabe“ aufzuge¬ 
ben. Die Große Koalition versteckt sich 
hinter NATO-Beschlüssen, die nicht 
auf Atomwaffen verzichten wollen, so¬ 
lange andere Staaten sie haben, und 
macht den Abzug von „erfolgreichen 
Abrüstungsverhandlungen“ abhängig. 

UZ: Wo setzt sich die Regierung für 
atomare Abrüstung ein? 

Lühr Henken: Für mich ist das nicht 
sichtbar. Zudem diskreditiert sie auch 
noch den von zwei Dritteln der UN- 
Mitglieder Unterzeichneten Atomwaf¬ 
fenverbotsvertrag, anstatt ihm selbst 
beizutreten. Von der Airbase Ramstein 
aus steuern die USA ihre Drohnenein¬ 
sätze. 

UZ: Leistet die deutsche Politik damit 
nicht faktisch Beihilfe zum Mord? 

Lühr Henken: Ja. Und zwar in all den 
ungezählten Fällen, in denen bei der 
US-Menschenjagd mit Kampfdrohnen 
unbeteiligte Menschen getötet werden. 
Das ist völkerrechtswidrig. Eine Studie 
der Menschenrechtsorganisation „Re- 
prieve“ hat analysiert, dass für jede er¬ 
mordete Zielperson durchschnittlich 28 
Unbeteiligte, darunter viele Kinder, ge¬ 
tötet worden sind. Der US-Stützpunkt 
Ramstein fällt in das Ressort des Gene¬ 
ralbundesanwalts. Er muss ermitteln - 
tut es aber nicht. Die Satelliten-Relais- 
station muss geschlossen werden. 


Wir dokumentieren an dieser Stelle ei¬ 
nen Auszug aus der Pressemitteilung der 
„Internationalen Ärzte für die Verhü¬ 
tung des Atomkrieges“ (IPPNW) über 
die Protestwoche in Büchel von IPPNW 
und der Internationalen Kampagne zur 
Abschaffung von Atomwaffen (ICAN). 

„Die ärztliche Friedensorganisati¬ 
on IPPNW fordert die Bundesregie¬ 
rung im Vorfeld des NATO-Gipfels auf, 


UZ: Mitte Februar 2018 hat die NATO 
den sofortigen Aufbau neuer militä¬ 
rischer Infrastrukturen beschlossen. 
Unverkennbar mit der Absicht, einen 
Aufmarsch gegen Russland jederzeit 
zügig in Gang setzen zu können. Wie 
bewerten Sie das aktuelle Gebaren des 
zunehmend aggressiv agierenden „ Ver¬ 
teidigungsbündnisses “? 



Lühr Henken 


Lühr Henken: Es ist wie im Kalten 
Krieg! Truppentransporte aus den 
USA nach Europa, Aufrüstung, Kriegs¬ 
manöver entlang der NATO-Ostgren- 
ze, nur noch schlimmer: Die NATO ist 
an Moskau näher herangerückt und das 
NATO-Gebaren erhöht die Gefahr des 
Krieges „aus Versehen“. Russland muss 
sich - ebenso wie damals die Sowjet¬ 
union - bedroht fühlen. Denn Russland 
verfügt ja nur über ein Zwanzigstel der 
Wirtschaftsleistung der NATO-Länder, 
gibt nur ein Dreizehntel dessen für 
Rüstung aus. Die NATO hat 3,4 Milli¬ 
onen Soldaten unter Waffen, Russland 
nur 800 000. Die NATO ist Russland im 
konventionellen Bereich stark überle¬ 
gen. Russland ist in der Defensive. Die 
Begründung der NATO für ihre mas¬ 
sive Aufrüstung, Russland von einem 
Angriff auf NATO-Gebiet „abschre- 
cken“ zu wollen, ist grotesk. Nicht die 
Konfrontation mit Russland führt zur 
Konfliktlösung - nur der Dialog kann 
eine Entspannung einleiten und zur 
Abrüstung führen. 

UZ: Die Bundesregierung hat jedoch 
mitbeschlossen, die Militär aus gaben der 
NATO-Länder bis 2024 möglichst auf 
2 Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) zu erhöhen. 

Lühr Henken: Sie war 2014 im Lichte 
der Ukraine-Krise im NATO-Rat so¬ 
gar die treibende Kraft für mehr Rüs¬ 
tungsausgaben. Die Aufrüstung richtet 
sich gegen Russland, ermöglicht aber 
auch mehr Bundeswehreinsätze im 
Ausland. Ihre Soldatenzahl soll von 
jetzt 180 000 dann auf 200 000 stei¬ 
gen. Heimlich, ohne Parlamentsde¬ 
batte, hat die Bundesregierung sich 
gegenüber der NATO verpflichtet, ab 
2027 eine und ab 2032 drei voll ausge¬ 
rüstete Divisionen - rund 20 000 bzw. 
60 000 Soldaten - aufzustellen. Da¬ 
für fehlt bisher das Kriegsgerät. Das 
steckt hinter der Aufrüstungsplanung. 
Regierungsnahe Studien gehen davon 
aus, dass 2024 zwei Prozent des BIP 
für den Bundeshaushalt 85 Milliarden 
Euro bedeuten. Das sind 50 Milliarden 


sich gegen die sogenannte Moderni¬ 
sierung 4 der in Büchel gelagerten US- 
Atombomben zu wenden. (...) 

Auch die russische Seite rüstet massiv 
nuklear auf. Beide Seiten werfen sich ge¬ 
genseitig Verletzungen des INF-Vertra- 
ges zur Begrenzung von Mittelstrecken¬ 
raketen vor, wodurch das Weiterbestehen 
des Vertrags akut in Gefahr ist. Sollte der 
Vertrag aufgekündigt werden, ist eine 


Euro mehr als 2014 (34,75 Milliarden 
Euro), also fast das 2,5-fache der Aus¬ 
gaben von 2014. Deutschland würde 
dann 30 Mrd. Euro mehr ausgeben als 
Frankreich und Großbritannien und 
zur zweitgrößten Militärmacht der 
NATO und zur größten in der EU. Ur¬ 
sula von der Leyen hat für ihr Ministe¬ 
rium über den bisherigen Regierungs¬ 
ansatz hinaus 15 Milliarden Euro für 
2021 und 10 Mrd. für 2022 gefordert. 
CDU und CSU setzen alles daran, das 
2-Prozent-Ziel so früh wie möglich zu 
erreichen. Im nächsten Jahr steigt der 
Bundeswehrhaushalt auf 42,9 Milliar¬ 
den Euro. Das ist ein Zuwachs um 11 
Prozent gegenüber 2018 - der höchs¬ 
te Prozentsatz seit Anfang der 1960er 
Jahre. 

UZ: Wäre das Geld nicht besser im Be¬ 
reich der Entwicklungshilfe zu inves¬ 
tieren, auch, um Fluchtursachen zu be¬ 
kämpfen? Wo wäre das Geld sonst noch 
besser investiert? 

Lühr Henken: Ja. Laut Koalitionsver¬ 
trag soll der Entwicklungsetat sogar 
in gleicher Weise steigen wie die Mili¬ 
tärausgaben. Davon ist die Regierung 
schon jetzt abgerückt, weil das ange¬ 
sichts der schon beschlossenen mas¬ 
siven Erhöhung nicht finanzierbar ist. 
Die Aufrüstung ist unbegründet und 
rausgeschmissenes Geld. Notwendig 
wären dagegen Gelder für eine be¬ 
darfsgerechte Pflege. Die kostet etwa 
5 Milliarden Euro im Jahr. Oder für ei¬ 
nen Öffentlichen Personennahverkehr 
in der gesamten Republik zum Nullta¬ 
rif. Eine sozial-ökologische Verkehrs¬ 
wende kostet etwa 15 Milliarden Euro 
im Jahr. Wir haben darüber hinaus gro¬ 
ße Bedarfe bei der Rente, den Schul- 


Stationierungswelle neuer Atomwaffen 
in Europa zu befürchten. Der neue Start- 
Vertrag von 2010, der das strategische 
Wettrüsten zwischen den Supermächten 
begrenzt, läuft in zwei Jahren aus. Damit 
besteht die Gefahr, dass es in wenigen 
Jahren für die beiden atomaren Super¬ 
mächte keinerlei rechtlich verbindliche 
Grenzen durch Rüstungskontrolle mehr 
gibt. (...) 


bauten, der Bildung, im Umweltschutz 
und vielem mehr. 

UZ: Mehrere Zehntausend Menschen 
haben mittlerweile den Aufruf „Ab rüs¬ 
ten statt Aufrüsten“ unterzeichnet. War¬ 
um verweigert sich die Mehrheit der eta¬ 
blierten Politik diesem Ansinnen? 

Lühr Henken: Die eingegangenen Un¬ 
terschriften liegen aktuell bei 70 000. 
Damit lässt sich eine Mehrheit im Bun¬ 
destag noch nicht beeindrucken. 

UZ: Wie kann der politische Druck er¬ 
höht werden? 

Lühr Henken: Ich glaube, die Schre¬ 
ckensszenarien müssen sich erst mal 
verbreiten. Der bevorstehende Hor¬ 
ror ist bei den Leuten noch gar nicht 
angekommen. Das ist auch in der 
Friedensbewegung so. Ich erinne¬ 
re mich an die Zeit nach dem soge¬ 
nannten NATO-Doppelbeschluss 
Ende 1979. Auch damals bedurfte 
es vieler Diskussionen, um die Ein¬ 
sicht in die Bedrohung des Friedens 
bei den Menschen zu wecken und, 
das ist ganz wichtig - die Erkennt¬ 
nis, dass sie es selbst durch Handeln 
in der Hand haben, sich dagegen zu 
stemmen. Selbst aktiv werden - nicht 
auf andere warten, sondern in den 
bestehenden Friedensinitiativen, Ge¬ 
werkschaftsgruppen, Kirchenkreisen, 
unter Freundinnen und Freunden, 
Nachbarn, Kolleginnen und Kollegen 
mit der Unterschriftenliste „Abrüsten 
statt Aufrüsten“ in der Hand das Ge¬ 
spräch suchen. Ich bin mir sicher, die 
Kampagne wird Schwung aufnehmen. 
Uns bleibt gar nichts anderes übrig. 
Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Bei der Abschlussveranstaltung 
der IPPNW/ICAN-Woche in Büchel 
erklärte Dr. Angelika Claußen, Präsi¬ 
dentin der IPPNW Europa: ,1m Vor¬ 
feld des NATO-Gipfels appellieren 
wir an die Bundesregierung, die Ab¬ 
schreckungslogik mit der Drohung 
eines jederzeit möglichen Einsatzes 
von Atomwaffen endlich zu überwin¬ 
den. 4 “ 


Kein Ende des Streits 

Grünen-Chef Robert Habeck ist sich 
sicher, dass der Asylstreit zwischen 
den Unionsparteien wieder ausbre¬ 
chen wird. Es gehe erkennbar gar 
nicht darum, ein Sachproblem wirk¬ 
lich zu lösen, sondern vielmehr dar¬ 
um, eine Destabilisierung herbeizu¬ 
führen, sagte Habeck der ARD. 

Der CSU gehe es in dem Kon¬ 
flikt um eine „autoritäre Richtung“, 
so Habeck. „Das wird mit Kanzlerin 
und CDU-Chefin Angela Merkel 
nicht gehen, also geht es im Kern 
darum, Merkel zu stürzen. „ 

Imitat der AfD? 

In einem Interview mit der „Berli¬ 
ner Zeitung“ warnte der langjähri¬ 
ge Bundesarbeitsminister Norbert 
Blüm (CDU) die CSU, die AfD zu 
imitieren. Die AfD müsse bekämpft 
werden. Er kritisierte in diesem Zu¬ 
sammenhang unter anderem die Äu¬ 
ßerung des bayerischen Ministerprä¬ 
sidenten Markus Söder, der Flücht¬ 
linge als „Asyltouristen“ bezeichnet 
hatte: „Es ist für eine christliche Par¬ 
tei eine Schande, so über Menschen 
zu reden - als handele es sich um 
Kartoffelsäcke. Das sind aber keine 
Kartoffelsäcke, sondern Menschen 
mit Schicksalen“ 

Bayerische Grenzer? 

Bayern hat kürzlich eine eigene 
Grenzpolizei mit 1000 Polizisten 
gegründet.Wird sie aber ihre Arbeit 
an der Grenze zu Österreich in Ei¬ 
genregie aufnehmen können? Bun¬ 
desinnenminister Seehofer (CSU) 
sieht das wohl anders als Bayerns 
Ministerpräsident Markus Söder. 
Der Bund ist offenbar nicht bereit, 
die Kompetenz der Grenzsicherung 
mit Bayern zu teilen. Eine Delega¬ 
tion des Bundesinnenministeriums 
hat laut „Spiegel“ am Dienstag vo¬ 
riger Woche in Bayern klargemacht, 
dass die bayerische Landespolizei 
zwar gern die Bundespolizei an der 
Grenze unterstützen könne, aber 
„nach Maßgabe des Rechtsregimes 
der Bundespolizei“. 

Unterstützung für 
Seenotretter 

In mehreren deutschen Städten de¬ 
monstrierten am Wochenende mehr 
als 21000 Menschen für die Seenot¬ 
retter auf dem Mittelmeer. Aktionen 
und Proteste gab es in Berlin, Hanno¬ 
ver, Bremen, Hamburg, Frankfurt am 
Main, München, Leipzig, Halle und 
weiteren Städten. Zu den Protesten 
hatte das Bündnis „Seebrücke“ auf¬ 
gerufen, zu dem unter anderem auch 
„Sea-Watch“, „Mission Lifeline“, 
„Sea-Eye“, „Gesicht zeigen!“ gehö¬ 
ren. Die internationale Bewegung 
„Seebrücke“ entstand als Reaktion 
auf den Umgang mit der „Lifeline“, 
den von den Seenothelfern gerette¬ 
ten Flüchtlingen und dem Kapitän 
des Schiffes. Die Demonstranten for¬ 
derten sichere Fluchtwege nach Eu¬ 
ropa und eine Entkriminalisierung 
der Seenotretter. In Berlin zogen sie 
unter dem Banner „Stoppt das Ster¬ 
ben im Mittelmeer“ vom Alexan¬ 
derplatz zum Bundeskanzleramt. Sie 
forderten unter anderem „Stoppt das 
Sterben im Mittelmeer“ und „See¬ 
brücke statt Seehofer“. 

Arbeitslos in die 
Sommerferien 

Trotz vieler offener Lehrerstellen 
halten manche Bundesländer „aus 
Spargründen“ an der Praxis fest, 
Lehrerinnen und Lehrer mit befris¬ 
teten Verträgen in den Sommerferi¬ 
en in die Arbeitslosigkeit zu entlas¬ 
sen. Eine dpa-Umfrage unter den 
Kultusministerien der Länder ergab, 
dass vor allem Vertretungslehrerin¬ 
nen und -lehrer im Angestelltenver¬ 
hältnis betroffen sind. Die Länder 
sparen dadurch Millionen. 

Allein in Baden-Württemberg sind 
es in diesem Jahr nach Angaben ei¬ 
nes Sprechers des Kultusministeri¬ 
ums 3 300 Lehrerinnen und Lehrer. 
Die Arbeitsagentur macht darauf 
aufmerksam, dass die Zahl der Be¬ 
troffenen, die sich arbeitslos melden, 
in den Sommerferien regelmäßig an¬ 
steige. 


30 000 
29 000 
28 000 
27 000 
26 000 
25 000 
24 000 
23 000 
22 000 
21 000 
20 000 
19 000 
18 000 


„ABRUSTEN STATT AUFRUSTEN" 
ZIEL: 30 000 UNTERSCHRIFTEN 
BIS ZUM UZ-PRESSEFEST 



Die DKP unterstützt diesen Aufruf und möchte bis zum UZ-Pressefest 
im September 30.000 Unterschriften sammeln. Der Appell und die 
Unterschriftslisten sind abrufbar unter news.dkp.de 


Abschreckungslogik überwinden 


Atomwaffen-Aufrüstung stoppen 
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Nach 20 Jahren Frieden 

Ein 20-jähriger Kriegszustand,der 
mindestens 80 000 Menschenleben 
gefordert hat, ist formell beendet. 
Äthiopiens Premierminister Abiy 
Ahmed, erst im April ins Amt ge¬ 
kommen, und Isaias Afewerki, 
Staatschef Eritreas, Unterzeichne¬ 
ten am Montag in der eritreischen 
Hauptstadt Asmara einen Vertrag, 
der neben dem Friedensschluss 
auch noch Kooperationsvereinba¬ 
rungen enthält. 

Besonders wichtig für Äthiopi¬ 
en: Das Land soll künftig den erit¬ 
reischen Hafen Assab nutzen dür¬ 
fen. Er war vor der Unabhängig¬ 
keit Eritreas von Äthiopien 1993 
einer der wichtigsten Häfen des 
Landes. Seit 1998 war Äthiopien 
für den Handel auf die Meeresan¬ 
rainer Sudan und Dschibuti ange¬ 
wiesen. 

Beide Länder stellen Basen für 
Aggressionen gegen andere Länder: 
Die Vereinigten Arabischen Emira¬ 
te haben in Eritrea eine Basis für 
den Krieg gegen Jemen aufgebaut, 
die USA betreiben in Äthiopien 
eine Drohnenbasis. 

Treffen in Madrid 

Spaniens Ministerpräsident Pedro 
Sänchez und Kataloniens Regio¬ 
nalpräsident Joaquim Torra verein¬ 
barten bei einem ersten Treffen am 
vergangenen Montag in Madrid die 
Wiederbelebung einer bilateralen 
Kommission. Das knapp zweiein¬ 
halbstündige Gespräch sei „freund¬ 
lich, flüssig und nützlich“ gewesen, 
hieß es. Torra habe das „Recht auf 
Selbstbestimmung“ der Katalanen 
angesprochen, Sänchez habe ent¬ 
gegnet, dass die Region ein hohes 
Maß an Selbstverwaltung genieße. 
Die Verfassung Spaniens gestatte 
keine Abspaltung eines Teiles des 
Landes, so Sänchez. 

Für Frieden in Nicaragua 

Tausende Menschen haben am 
Samstag letzter Woche in Nicara¬ 
guas Hauptstadt Managua für Frie¬ 
den und ein Ende der seit April 
anhaltenden Gewalt demonstriert. 
Mit Hinblick auf den am 19. Juli 
bevorstehenden 39. Jahrestag der 
Sandinistischen Revolution sag¬ 
te Präsident Daniel Ortega: „Wie 
sehr hat Nicaragua im Verlauf sei¬ 
ner Geschichte gekämpft, immer 
mit einem Ziel vor Augen: Frieden, 
Arbeit, Fortschritt, Würde. Frei und 
keine Sklaven mehr sein, das ist es, 
was das Volk will!“ Ortega erteilte 
Forderungen der Opposition nach 
vorgezogenen Neuwahlen eine Ab¬ 
sage. 

Seit dem 18. April gehen Regie¬ 
rungsgegner in Nicaragua auf die 
Straße. Ursprünglich hatte sich der 
Protest an einer Rentenreform ent¬ 
zündet, die daraufhin zurückgezo¬ 
gen wurde. Inzwischen fordern die 
Oppositionellen den Sturz der Re¬ 
gierung. Bei Zusammenstößen zwi¬ 
schen militanten Gruppen und Si¬ 
cherheitskräften kamen offiziellen 
Angaben zufolge bislang 214 Men¬ 
schen ums Leben. 

Staatsbedienstete 

entlassen 

Kurz vor einer möglichen Aufhe¬ 
bung des seit zwei Jahren anhal¬ 
tenden Ausnahmezustands in der 
Türkei sind erneut mehr als 18 000 
Staatsbedienstete per Notstands¬ 
dekret entlassen worden. Darun¬ 
ter sind rund 9000 Polizisten und 
mehr als 6000 Armeeangehörige, 
aber auch Lehrer, Universitätsdo¬ 
zenten und Mitarbeiter verschie¬ 
dener Ministerien. Außerdem wur¬ 
den zwölf Vereine, drei Zeitungen 
und ein Fernsehsender geschlos¬ 
sen. 

Grund für die Maßnahme sind 
angebliche „Verbindungen zu Ter¬ 
rororganisationen“ oder „Aktivitä¬ 
ten gegen die Sicherheit des Staa¬ 
tes“. Nach Angaben der staatlichen 
Nachrichtenagentur Anadolu han¬ 
delte es sich um das letzte Dekret 
vor der erwarteten Aufhebung des 
Ausnahmezustands, der seit fast 
zwei Jahren andauert. 


Symbolpolitik mit Mauer 

Trump setzt migrationsfeindliche Politik fort - Mafia in Mexiko profitiert 



„Illegale“ Migranten werden in den USA in Käfige gesteckt (McAllen,Texas, 17. Juni 2018). 


D er allererste Mythos, den man wi¬ 
derlegen muss, wenn es um die 
heutige Migrationspolitik der 
USA geht, ist, dass es unter Obama 
besser war, oder sogar, dass es irgend¬ 
wie migrationsfreundlich war. Vielleicht 
scheint es nicht so wichtig, diese Diffe¬ 
renzierung zu machen, aber es handelt 
sich hier nicht um die Politik eines Indi¬ 
viduums, sondern um ein System, das mi¬ 
grationsfeindlich war, ist und sein wird. 
Im Gegensatz zu seinen Wahlkampf¬ 
reden (von denen er profitiert hat) hat 
Obama ohne Frage eine zynische Anti- 
Migrations-Politik betrieben. 

Diese intolerante Politik zeigt sich in 
der Einführung des sogenannten „Secu- 
re Communities“-Programms (sichere 
Gemeinde), im Anstieg des Budgets für 
Grenzkontrollen, im Zuwachs der An¬ 
zahl von Grenzpolizisten und Grenz¬ 
beamten, in der Verstärkung der mate¬ 
riellen Grenze mit Mexiko und in der 
Toleranz gegenüber lokalen Anti-Migra- 
tions-Gesetzen. Allein in den ersten Mo¬ 
naten von Obamas Präsidentschaft wur¬ 
den über 32 000 Mexikaner deportiert. 
In seiner Amtszeit deportierte Obama 
insgesamt fast 3 Millionen Menschen. 
Das heißt, Obama deportierte allein 
mehr als die vorherigen US-amerikani¬ 
schen Präsidenten in den letzten 30 Jah¬ 
ren, darunter Politiker wie Reagan und 
George H.W. Bush sowie dessen Sohn. 

Da kam Trump ins Spiel. Ein Kandi¬ 
dat, dem es mit einer anderen Botschaft 
gelungen ist, an die Macht zu kommen: 
einer Botschaft des Hasses. Trump will 
und muss seine Anti-Migrations-Poli- 
tik nicht hinter einem liberalen Schlei¬ 
er verstecken. Er hat diese intolerante 
und rassistische Politik sogar verspro¬ 
chen und ist entschlossen, diese abzu¬ 
liefern. Trump hat manche Programme 
von Obama ausgesetzt oder komplett 
abgeschafft. Die Mehrheit dieser Pro¬ 
gramme waren nur eine Fassade und 
hätten niemals das Problem der illega¬ 
len Migranten gelöst. Trotzdem stellen 
sie eine Hoffnung für Tausende junger 
Migranten dar, die sogenannten „Drea- 
mers“ („Träumer“, bezieht sich auf den 
„Dream Act“), die irgendwie an Obama 
glaubten. 

In diesem Zusammenhang folgt 
Trump nur der bereits existierenden 
„Iniciativa Merida“ einer Migrations¬ 
politik, die unter den damaligen US- 
Präsidenten Bush und dem mexika¬ 


nischen Präsidenten Felipe Calderön 
vereinbart wurde und die auch unter 
Calderöns Nachfolger Pena Nieto ver¬ 
folgt wurde. Im Rahmen dieser Initiative 
erledigen US-amerikanische Agenturen 
wie CIA, FBI, DEA und das Pentagon 
geheimdienstliche Aufgaben in Mexiko. 
Ursprünglich war es das Ziel, diese Ini¬ 
tiative gegen den Drogenhandel zu rich¬ 
ten, allerdings wurden im Laufe der Zeit 
neue Elemente hinzugefügt. Besonders 
beim Thema Migration, wo dem mexi¬ 
kanischen Nationalinstitut für Migration 
(INAMI) die Aufgabe gestellt wurde, „il¬ 
legale“ Migranten festzunehmen und zu 
identifizieren. Zwecks der Erfüllung die¬ 
ser Aufgabe liefern die USA der mexi¬ 
kanischen Regierung biometrische Tech¬ 
nologie, Ressourcen und Training. So 
wird versucht, Mexiko zur ersten Hürde 
für „illegale“ Migranten besonders aus 
Zentralamerika zu machen. 

Die Rechte sowohl der mexikani¬ 
schen als auch aller anderen Nationen 
werden dadurch beschädigt. Trumps Po¬ 
litik hat das Ganze nur verschärft bis zu 
dem Punkt, dass wir die schrecklichen 
Bilder von auf Deportation wartende 
Kinder in Käfigen zu sehen bekommen. 

Mexikanische Migranten sind am 
Stärksten betroffen, denn sie sind die 
größte Gruppe unter den Migranten (ca. 


5,6 Millionen im Jahr 2016). Viele von ih¬ 
nen versuchen, direkt nach der Abschie¬ 
bung sofort in die USA zurückzukehren, 
nachdem sie eine angemessene Zeit in 
Mexiko in irgendeinem Grenzort ver¬ 
bracht haben. Viele von ihnen werden 
im Grenzgebiet bleiben und sich assi¬ 
milieren. Andere werden auf Grund der 
Armut, dem Mangel an Möglichkeiten 
und anderem in die Hände von Mafia- 
Gruppen fallen oder selbst bei der Mafia 
mitmachen. 

Die von Trump im Laufe der Kam¬ 
pagne so gefeierte Mauer hat - mit Aus¬ 
nahme des medialen Effekts - bisher 
keinen großen Unterschied gemacht. 
Zwei Gründe gibt es dafür: Erstens, eine 
physische Mauer gab es an den wich¬ 
tigsten Punkten der Grenze bereits; und 
zweitens kann kein physisches Hindernis 
Arbeitsmigranten abhalten. Das Thema 
Mauer ist ein mediales Gebilde (Kon¬ 
zept), das heutzutage per se zu einer Art 
Symbol der Migrationspolitik Trumps 
geworden ist. Diese Politik wird trotz¬ 
dem vom mexikanischen politischen 
System vor allem durch die folgsamen 
Medien ausgenutzt, indem der Präsident 
selbst oder die Bundesminister spora¬ 
disch eine inhaltslose und rhetorische 
Äußerung zum „Schutz“ der Migranten 
von sich geben. 


Die Wahrheit ist jedoch, dass sich seit 
dem Abschluss des Freihandelsabkom¬ 
mens mit den USA und Kanada die wirt¬ 
schaftliche Situation in Mexiko aufgrund 
der damit verbundenen Privatisierungen 
verschlechterte. Feste Arbeitsplätze gin¬ 
gen verloren, Menschen wurden in die 
Armut geschickt. Der neoliberale Kapi¬ 
talismus, der Mexiko schon seit 30 Jah¬ 
ren aufgezwungen wird, kann nicht und 
wird niemals das Problem der Migranten 
lösen. Er ist selbst Ursache. 

Nur eine neue Konzeption der 
Ökonomie und der Verteilung des 
Reichtums bzw. eine andere Produk¬ 
tionsweise könnte den Exodus von 
Mexikanern in die USA stoppen. Der 
neu gewählte mexikanische Präsident 
Andres Manuel Lopez Obrador, der 
von einer breiten linken Koalition un¬ 
terstützt wird, hat die Migrationspoli¬ 
tik von Trump als rassistisch bewertet. 
Obradors Strategie gegen den mexi¬ 
kanischen Exodus verfolgt einen öko¬ 
nomischen Ansatz. Er ist der Auffas¬ 
sung, dass eine Sonderwirtschaftszone 
im Bereich der Grenze nötig ist und 
meint, dass nur die industrielle und 
wirtschaftliche Entwicklung des Lan¬ 
des dem Problem effektiv begegnen 
kann. Damit hat er Recht. 

Arturo Gailegos 


Im Bündnis, aber mit eigener Identität 

1. Parteitag der Italienischen Kommunistischen Partei 


„Erstmals wird eine neue Generation 
schlechter leben als die ihrer Eltern!“ 
So fasste Mauro Alboresi, wiederge¬ 
wählter Nationalsekretär der Italieni¬ 
schen Kommunistischen Partei (PCI), 
die für Italien immer kompliziertere 
Situation in der EU zusammen. Wett¬ 
bewerb und Flexibilisierung waren 
schon in den Jahren der „Experten¬ 
regierungen“ Anzeichen für das, was 
mit der Rechtsregierung nun unge¬ 
schminkt folgen könnte. Widerstand 
gegen diese Regierung aus „Lega 
Nord“ und „5 Sterne“ unter Giuseppe 
Conte ist ein Kampf um die Lebensbe¬ 
dingungen, so wie in anderen Südstaa¬ 
ten der EU. Die gespaltene kommunis¬ 
tische Bewegung Italiens sucht dafür 
nach den geeigneten Wegen. 

Der 1. ordentliche Parteitag der 
PCI vom 6. bis 8. Juli in der Klein¬ 
stadt Orvieto brachte unter dem Mot¬ 
to „Die PCI neu aufbauen, um Italien 
zu verändern“ gut 300 Delegierte aus 
allen Regionen Italiens zusammen. 
Sie wählten ein Zentralkomitee, das 
Mauro Alboresi mit überwältigender 
Zustimmung als Nationalen Sekretär 
bestätigte. Er hatte die Partei bereits 
in den letzten beiden Jahren nach ih¬ 
rer Gründung und Umbenennung 
von „Kommunistische Partei Italiens“ 
(PCdl) zur heutigen, historischen Be¬ 
zeichnung geführt. Nach der Abspal¬ 
tung von „Rifondazione Comunista“ 


1998 hatte die Partei zunächst über 
Jahre „Partei der italienischen Kom¬ 
munisten“ (PdCI) geheißen. Neben 


Rifondazione und PCI gibt es noch die 
weit kleinere PC(I), die mit der deut¬ 
schen Bezeichnung „KP (Italien)“ bei 
Wahlen und diversen anderen Themen 
strikt eigenständig auftritt. 

Die Wahlpolitik war eines der wich¬ 
tigen Themen des Parteitags, nachdem 


das Ergebnis des Bündnisses „Potere al 
Popolo“ („Die Macht dem Volk“, siehe 
UZ vom 2. März) bei den Wahlen An¬ 
fang März völlig unbefriedi¬ 
gend war. Die PCI verlor 
aufgrund der Entscheidung, 
neben Rifondazione und an¬ 
deren Linkskräften auf eine 
Eigenkandidatur zu verzich¬ 
ten und PAP zu unterstützen, 
ein paar Dutzend Mitglieder, 
denen die kommunistische 
Identität zu gering gewich¬ 
tet ist. 

Sicher vorschnell, denn 
eine von PAP geforderte 
Auflösung der Bündnispar¬ 
teien lehnt die PCI eindeu¬ 
tig ab, selbst wenn „Potere 
al Popolo“ künftig die 3-Pro- 
zent-Hürde überspränge; Ri¬ 
fondazione hingegen stünde 
dem wohl aufgeschlossen ge¬ 
genüber. Mauro Alboresi un¬ 
terstrich auch die Orientie¬ 
rung der PCI auf den demo¬ 
kratischen Zentralismus und 
erneuerte damit eine Abgren¬ 
zung vom Eurokommunismus, der in 
anderen Formen in Rifondazione wei¬ 
terlebt. Von dieser Partei unterscheide 
man sich auch dadurch, dass man sich 
nicht von der ganzen Geschichte der 
historischen PCI distanziere; der kürz¬ 
lich verstorbene Philosoph Domenico 


Losurdo hatte um diese Positionen in 
der Partei erfolgreich gekämpft. 

Das gilt auch für Einschätzungen 
der internationalen Lage, die denen 
der DKP vergleichbar sind. Die PCI 
sieht China auf einem sozialistischen 
Entwicklungsweg und betrachtet die 
Außenpolitik der Russischen Föderati¬ 
on als objektiv antiimperialistisch; hier 
sind Diskrepanzen zu Haltungen von 
Mitgliedern der Europäischen Links¬ 
partei sichtbar, in der die PCI einen 
Beobachterstatus innehat. Italien wird 
aufgefordert, die NATO zu verlassen. 
Die als imperialistisch charakterisierte 
Europäische Union hält die PCI nicht 
für reformierbar. Länderübergreifen- 
der Widerstand gegen deren Politik lie¬ 
ße sich, so Mauro Alboresi, am besten 
im Kampf gegen „Schwarze Null“ und 
Austeritätsvorgaben organisieren. 

Neben den politischen Thesen be¬ 
fasste sich der Parteitag mit Statuten 
und den Gremienwahlen. Die Partei 
selbst steht vor einem grundsätzlichen 
Erneuerungsprozess, denn auch in Ita¬ 
lien strömen die jungen Leute den Lin¬ 
ken nicht eben in Massen zu. Neben 
der DKP waren unter anderem die 
Portugiesische KP, die KSCM, AKEL, 
die KPRF, die KP Bulgariens und die 
Französische KP zugegen; hinzu kamen 
Grußworte der Botschaften Kubas, Chi¬ 
nas und der DVRK. 

Günter Pohl 
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Trennung von den Terroristen 

Syrische Armee kontrolliert wichtigen Grenzübergang - Zehntausende fliehen vor Kämpfen mit Dschihadisten 



Mehr als 30 000 Menschen sind inzwischen nach Da’el im Norden der von der 
syrischen Armee kontrollierten Region Daraa zurückgekehrt. 


D er Grenzübergang bei Nasib ist 
einer der wichtigsten Grenz¬ 
übergänge Syriens überhaupt, 
hier verläuft die Autobahn von Da¬ 
maskus nach Amman. Im April 2015 
hatte die „Freie Syrische Armee“ ge¬ 
meinsam mit der al-Nusra-Front die 
Kontrolle über den Grenzübergang 
übernommen - und im Zusammen¬ 
hang damit zahlreiche Lagerhäuser in 
einer Freihandelszone auf jordanischer 
Seite geplündert. Seit dem 6. Juli steht 
der Grenzübergang wieder unter Kon¬ 
trolle Syriens. Den Übergang für den 
Verkehr freizugeben, liegt nicht nur 
im syrischen Interesse, sondern auch 
im Interesse Jordaniens. 

Lange Zeit waren die wichtigsten 
Grenzübergänge in den Händen der 
Dschihadisten, an der Grenze zur Tür¬ 
kei, zum Irak und zu Jordanien. Die 
Dschihadisten konnten damit ihre ei¬ 
gene Versorgung sicherstellen und 
umgekehrt die Versorgung der Gebie¬ 
te unter Kontrolle der Regierung ab¬ 
schneiden. 

Mittlerweile hat sich die Situati¬ 
on vollständig gewandelt. Wichtige 


Grenzübergänge zum Irak und nun 
auch nach Jordanien stehen unter 
Kontrolle der Regierung. Den Grenz¬ 
übergang bei Nasib und einen Streifen 
entlang der Grenze hat die sogenann¬ 
te FSA nach langen Verhandlungen 
kampflos geräumt. 

Anders als beispielsweise in den 
konservativen Gebieten im Umland 
von Damaskus fanden die extremen 
Dschihadisten im Süden weniger Un¬ 
terstützung. 

So gab es in der Region Daraa nach 
Verhandlungen, Abbruch der Verhand¬ 
lungen und erneuten Verhandlungen 
eine Reihe von Abkommen zwischen 
Regierung und bewaffneten Kämp¬ 
fern; die Regierungskontrolle wird 
wiederhergestellt, die ehemals schwer 
bewaffneten Kämpfer können in ihren 
Orten verbleiben. Immer wieder sind 
es Vermittler der russischen Armee, die 
diese Abkommen möglich machen. 

Damit realisieren sie auch eine For¬ 
derung verschiedener Konferenzen 
und UN-Resolutionen: die Trennung 
verhandlungsbereiter Kämpfer von 
den Gruppen terroristischer Organisa¬ 


tionen wie al-Nusra und anderen. Zwi¬ 
schen diesen Gruppen und der Armee 
gibt es immer noch schwere Kämpfe, vor 
denen zehntausende Menschen fliehen. 

Die Kämpfe boten den USA und 
ihren Verbündeten Anlass, im UN-Si- 
cherheitsrat eine Erklärung vorzule¬ 
gen, die auf heftigen Widerstand Russ¬ 
lands stieß. Der russische Vertreter bei 
den Vereinten Nationen, Wassili Ne- 
benzia, sagte dazu: „Sie konzentrieren 


sich darauf, einen Waffenstillstand zu 
erreichen, und wir führen den Kampf 
gegen den Terrorismus.“ Der russische 
Vertreter stellte auch die enorm hohen 
Zahlen von Menschen, die versorgt 
werden müssten, in Frage. 

Unabhängig von der Zahl ist es 
kaum möglich, die Flüchtlinge im 
Kampfgebiet zu versorgen. Aufgrund 
der heftigen Gefechte in unmittelba¬ 
rer Nähe kann die Sicherheit von Hilfs¬ 


konvois nicht garantiert werden. In den 
Gebieten unter Kontrolle der Regie¬ 
rung hingegen hat sich die Situation 
deutlich verbessert, wie die Landes¬ 
direktorin des UNO-Welternährungs- 
programms (WFP) in Syrien, Corinne 
Fleischer, im Interview mit dem „Spie¬ 
gel“ betonte. 

In der Provinz Quneitra an der 
Grenze zu den von Israel besetzten 
Gebieten und im Süden der Stadt Dar¬ 
aa selbst werden die Kämpfe weiter ge¬ 
hen. Auf den Golanhöhen, in Quneitra, 
griff die israelische Luftwaffe erneut 
syrische Armeeeinheiten an. Der Vor¬ 
wand war eine Granate, die versehent¬ 
lich israelisch besetztes Gebiet traf. 
Tatsächlich war es eine weitere Unter¬ 
stützung für die Dschihadisten. 

In der Vergangenheit hatten die 
USA die Dschihadisten im Süden Sy¬ 
riens massiv unterstützt, aber mit der 
Zeit ging diese Unterstützung zurück. 
Den Drohungen durch das US-Außen- 
minister gegen die syrische Offensive 
folgten keine Taten - so sind wohl die 
Tage von al-Nusra auch im Süden Sy¬ 
riens gezählt. Manfred Ziegler 


Die Zeiten ändern sich 

USA: Wahlsieg einer Sozialistin - Alexandria Ocasio-Cortez setzt sich in New York gegen den Favoriten Joe Crowley durch 



„Die Strategie der Demokratischen Sozi¬ 
alisten Amerikas (Democratic Socialists 
of America - DSA) zur Veränderung 
der Verhältnisse besteht darin, dass wir 
nicht nur betriebliche Machtpositionen 
im Bereich der Ökonomie, sondern auch 
Positionen im etablierten politischen Be¬ 
trieb aufbauen müssen. Wir wissen: Wer 
die staatliche Macht hat, hat enorme Ein¬ 
flussmöglichkeiten auf unser tägliches 
Leben und im Klassenkampf. Ein zur 
Zeit recht verbreiteter Tweet bei Twit- 
ter fasst das so zusammen: Du mischst 
dich nicht in Politik ein? Dein Boss 
mischt sich ein. Dein Vermieter mischt 
sich ein. Deine Versicherung mischt sich 
ein. Und jeden Tag nutzen sie ihre politi¬ 
sche Macht, um deine Bezahlung niedrig 
zu halten, deine Miete zu erhöhen und 
dir Deckung bei gesundheitlichen Pro¬ 
blemen zu verweigern. Es ist Zeit, dass 
auch du dich in die Politik einmischst.“ 

Mit diesen Worten startete Maria 
Svart, Leiterin der kleinen hauptamtli¬ 
chen Geschäftsführung der DSA, den 
Wahlkampf für die Halbzeitwahlen am 
6. November. Nach dem Wahlrecht der 
USA werden an diesem Tag ein Drittel 
der Senatoren und das gesamte Reprä¬ 
sentantenhaus neu bestimmt. Zusätzlich 
werden Gouverneure und Parlamente 
von Bundesstaaten gewählt. 

Die politische Orientierung der DSA 
trug bereits am 26. Juni erste Früchte, als 
Alexandria Ocasio-Cortez, eine 28-jäh¬ 
rige Erstkandidatin für ein öffentliches 
Amt, Joe Crowley besiegte, der seit 20 
Jahren Mandatsträger ist und als einer 
der zentralen Figuren der politischen 
Szene in New York City und im Kon¬ 
gress galt. Ihr Sieg in einem von arbeiten¬ 
den Menschen unterschiedlicher Haut¬ 
farben geprägten Wahlbezirk, der Teile 
der Bronx und Queens’ umfasst, hat vor 
allem diejenigen überrascht, welche die 
Wünsche und Sehnsüchte derjenigen ig¬ 
norierten, die unter steigenden Mieten, 
fehlenden Jobs und sich verbreitendem 
Rassismus leiden. Die größte Überra¬ 
schung aber war die Tatsache, dass Oca¬ 
sio-Cortez offen als Sozialistin und als 
Mitglied der DSA antrat - und gewann. 
Dieser Sieg ist Teil einer Entwicklung, 
durch die die DSA von 5 000 Mitglie¬ 
dern zum Zeitpunkt der Wahl von Do¬ 
nald Trump auf jetzt 40 000 Mitglieder 
gewachsen ist. Im letzten Jahr haben 
Mitglieder der DSA - meistens auf den 
Wahlzetteln der Demokraten - Manda¬ 
te auf lokaler Ebene von Pennsylvania 
bis Virginia, von Montana bis Texas er¬ 
rungen. 

Ocasio-Cortez, die zuvor in lokalen 
Kämpfen und in der Bewegung für die 
Rechte von Immigranten aktiv war, be¬ 
schreibt ihre Sicht auf die politischen 


Alexandria Ocasio-Cortez 

Verhältnisse so: „Wenn wir über das 
Wort Sozialismus 4 reden, dann denke 
ich vor allem an demokratische Beteili¬ 
gung und an Würde. Es geht um Würde 
in ökonomischen Fragen, um Würde in 
sozialen Angelegenheiten und um Wür¬ 
de hinsichtlich der Rassen. Es geht um 
direkte Repräsentation und darum, dass 
das Volk tatsächlich die Macht über sein 
ökonomisches und soziales Wohlbefin¬ 
den hat. Darum geht es letztlich. Für 
mich bedeutet Sozialismus, ein Funda¬ 
ment für ein Leben in Würde zu garan¬ 
tieren.“ 

Die DSA wurde 1982 als ein Zusam¬ 
menschluss von Organisationen und Per¬ 
sönlichkeiten gegründet, die ihre Wur¬ 
zeln in der Sozialistischen Partei, den 
Studenten für eine demokratische Ge¬ 
sellschaft (Students for a Democratic So¬ 
ciety - SDS), der Kommunistischen Par¬ 
tei und anderen Zusammenhängen hat¬ 
ten. Ihr Ziel war es, eine breit aufgestellte 
Linke als Gegengewicht gegen die da¬ 
mals anlaufende Offensive von Ronald 
Reagan zu bilden, der alle Fortschritte 
zu mehr Gleichheit und Gerechtigkeit 
zunichte machen wollte, die in Genera¬ 
tionen vorher erkämpft worden waren. 
Zu ihren früheren Hochzeiten hatten die 
Demokratischen Sozialisten rund 10 000 
Mitglieder und spielten eine bedeutsa¬ 
me Rolle in vielen Kämpfen um soziale 
Gerechtigkeit. Dennoch gelang es ihnen 
nicht, die erhoffte Stärke zu erreichen. 
Um die Jahrtausendwende herum litten 
sie unter einem Rückgang an Mitglie¬ 


dern und Aktivitäten. Aber durch ihre 
gesamte Geschichte hindurch hielten sie 
an ihrem Kernziel fest: eine unabhängige 
linksorientierte politische Position inner¬ 
halb der bislang noch von Konzernen do¬ 
minierten Demokratischen Partei aufzu¬ 
bauen und gleichzeitig eine einheitliche 
Front gegen die Republikanische Partei 
zu errichten, welche die Hauptgefahr für 
die arbeitenden Klasse und die demo¬ 
kratischen Rechte bildet. Diese Orien¬ 
tierung gewann während der Präsident¬ 
schaftskampagne von Bernie Sanders im 
Jahre 2016 an Stärke und deutete auf die 
Möglichkeit hin, eine Massenbasis zu er¬ 
ringen. 

Die Unterstützung von Sanders 
hat - wie die für Ocasio-Cortez - ihre 
Wurzeln in der Finanzkrise von 2008. 
Die sogenannte Lösung der Krise stärk¬ 
te die ökonomische Macht der Banken 
und Versicherungen, der Industrie, die 
die Erde ausbeutet, den militärischen 
und den Sicherheitsapparat und die In¬ 
teressen der großen Immobilienbesitzer. 
Die Ungleichheit und die soziale Unsi¬ 
cherheit verstärkten sich und führten zu 
Arbeitslosigkeit und wachsender Woh¬ 
nungsnot. Ocasio-Cortez 4 Beschreibung 
ihres eigenen familiären Hintergrundes 
trifft die Realität von Millionen anderer 
Menschen in den USA: 

„Meine Familie lebt seit drei Genera¬ 
tionen in der Bronx, aber meine eigene 
Mutter kann es sich nicht mehr leisten, 
in derselben Stadt wie ich zu leben - weil 
es hier inzwischen zu teuer geworden 


ist. Mein Vater wurde in der südlichen 
Bronx geboren, als die Bronx brannte, 
weil Hausbesitzer ihre eigenen Gebäu¬ 
de in Brand steckten, um mit Neubau¬ 
ten mehr Mieteinnahmen zu verdienen. 
Als Kind lebte er mit fünf Menschen in 
einer Einraumwohnung und meine Mut¬ 
ter lebte in Armut in Puerto Rico. Sie tra¬ 
fen sich dort, heirateten und konnten sich 
eine Wohnung in der Bronx mieten - und 
mich zur Welt bringen. Dieser Weg von 
damals ist für zwei gut 20-jährige Men¬ 
schen aus den arbeitenden Klassen in 
New York heute praktisch unvorstell¬ 
bar. Und das ist, so denke ich, der Kern, 
über den wir reden müssen: In welche 
Richtung verändert sich New York? Vie¬ 
le Leute - vor allem in den Zusammen¬ 
hängen, aus denen ich komme - haben 
den Eindruck, dass es mehr und mehr 
zur Spielwiese für Reiche wird und im¬ 
mer weniger ein Platz für Menschen, die 
einfach eine Familie gründen und selbst 
wirtschaftliche Entwicklungsmöglichkei¬ 
ten für die Gestaltung ihres Lebens fin¬ 
den wollen.“ 

Enteignungen dieser Art sind in den 
ganzen USA zu beobachten. Die Frage 
ist, wer daran schuld ist - die Konzerne 
oder die jeweils andere Rasse? Welche 
Antwort gefunden wird, entscheidet sich 
auch an der Entwicklung der Demokrati¬ 
schen Partei. Während Leute wie Crow¬ 
ley Trumps Rhetorik und seine politi¬ 
schen Übertreibungen kritisiert haben, 
waren er und andere Führungspersön¬ 
lichkeiten der Demokratischen Partei 
Komplizen der Wall-Street-Politik und 
haben Jobs und kommunale Strukturen 
zerstört. 

Formationen, die noch größer sind 
als die DSA, wie die Gruppe „Unsere 
Revolution“ (Our Revolution), die aus 
der Sanders-Wahlkampagne entstanden 
ist, und andere wirken wie die DSA in¬ 
nerhalb der Demokratischen Partei und 
wachsen ebenfalls. Dieser Aufschwung 
radikaler Strömungen wird auch deutlich 
in den Massendemonstrationen, Bewe¬ 
gungen des zivilen Ungehorsams, Streiks 
und anderen Formen sozialen Protestes. 
Ihre gemeinsame Vision ist die Einheit 
aller demokratischen Kräfte unter Ein¬ 
schluss der Hauptströmungen der De¬ 
mokraten gegen die Pläne von Donald 
Trump - aber so, dass die Notwendigkeit 
für ökonomische und soziale Gerechtig¬ 
keit in den Mittelpunkt gestellt wird und 
nicht die sogenannte Einheit der Demo¬ 
kraten, die sich auf politische Passivität 
und die Akzeptanz der neoliberalen Aus¬ 
richtung von deren Führung stützt. 

Die Wahlkampagne von Ocasio-Cor¬ 
tez ist ein gutes Beispiel für dieses neue 
Herangehen. Ihr Wahlbezirk besteht zu 
70 Prozent aus Farbigen und zu 50 Pro¬ 


zent aus Immigranten unter anderem 
aus Kolumbien, Honduras, Korea, Pakis¬ 
tan und Bangladesch und einem großen 
Anteil von Puertoricanern. Die schwar¬ 
zen und weißen Einwohner bilden einen 
eher geringen Anteil. Sie gewann die 
Mehrheit in jedem einzelnen Wahllokal, 
indem sie - in ihren eigenen Worten - als 
eine Kandidatin auftrat, „die kein Geld 
von den Konzernen nimmt, die eine Ge¬ 
sundheitsversorgung für alle fordert, die 
will, dass jeder ein Recht auf Arbeit hat, 
dass die Einwanderungsbehörde abge¬ 
schafft und ein „Green New Deal“ ab¬ 
geschlossen wird, der ökologische, öko¬ 
nomische und soziale Ziele vereint. Und 
alle diese Ziele konkretisieren sich für 
mich aus dem Blickwinkel der Kommune 
heraus, in der ich lebe.“ 

Es gibt in diesen Zeiten der Unsi¬ 
cherheiten immer wieder Spaltungsli¬ 
nien, wenn die Forderung nach Einheit 
in der Aktion auf unabhängige Initia¬ 
tiven trifft, wenn zwischen militanten 
und vorsichtigen Strategien gerungen 
wird. Die DSA selbst sind - kein Wun¬ 
der bei ihrem schnellen Wachstum - in 
vorher nie gekanntem Umfang von in¬ 
ternen Auseinandersetzungen geprägt. 
Das kompliziert sich noch durch die 
Tatsache, dass Trump eine Massenba¬ 
sis hat. Millionen Menschen sind durch 
die Angst vor Immigration mobilisiert 
worden und definieren ihre Interessen, 
indem sie sich gegen die Gleichheit al¬ 
ler Rassen und die Rechte von Frau¬ 
en wenden. Die Republikaner haben 
keine Mehrheit, aber sie können als 
die Partei, die staatliche Gewalt ein¬ 
setzt, um demokratische Strukturen 
immer mehr in Fesseln zu legen, auf 
eine breite Unterstützung bauen. Das 
Wahlrecht ist Beschränkungen unter¬ 
worfen, die Rechte der Gewerkschaf¬ 
ten sind beschnitten, die Rechte von 
Frauen zurückgestutzt und die Ras¬ 
sengrenzen vertieft worden. Eine Re¬ 
gierung, die in aller Öffentlichkeit klei¬ 
ne Kinder von ihren Eltern trennt und 
Menschen findet, die das dann auch in 
die Tat umsetzen, wird vor nichts zu¬ 
rückschrecken. 

All das unterstreicht die Bedeutung 
des Sieges von Ocasio-Cortez. Die Fähig¬ 
keit, Menschen mit ihren sowohl unter¬ 
schiedlichen als auch gemeinsamen Inte¬ 
ressen um eine sozialistische Perspektive 
herum und für eine andere Gesellschaft 
hinter sich zu versammeln - das deutet 
auf eine bessere Zukunft hin. Die Reso¬ 
nanz, die Stärke, die ihre Wahlkampag¬ 
ne gewonnen hat ist ein hoffnungsvolles 
Zeichen, dass wir die Gesellschaft zum 
Besseren wenden können, bevor sie im¬ 
mer schlimmer wird. 

Kurt Stand, USA 
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#NoPolGNRW 

20 ooo Menschen demonstrierten in 
Düsseldorf gegen das neue Polizeigesetz 
für Nordrhein-Westfalen 

Ein breites Bündnis aus Parteien, Verbänden und Gruppen hatte unter dem Hash- 
tag #NoPolGNRW zu einer Demonstration gegen das geplante Polizeigesetz am 
vergangenen Samstag in der Landeshauptstadt Nordrhein-Westfalens aufgerufen. 
Dem Aufruf folgten nach Angaben der Veranstalter knapp 20 000 Menschen. Die 
DKP stellte einen eigenen Block. Die SDAJ organisierte mit verschiedenen Ju¬ 
gendorganisationen und -gruppen einen Jugendblock, an dem sich über 500 Ju¬ 
gendliche beteiligten. 

NRW-Innenminister Herbert Reul (CDU) erklärte im Vorfeld der Demons¬ 
tration, dass der gegenwärtige Gesetzentwurf zurückgezogen wird und erst nach 
der Sommerpause ein neuer Entwurf verhandelt werden soll. Dazu hieß es im 
Redebeitrag der SDAJ auf der Demonstration: „Es gilt aber, weiterzumachen, 
denn es soll ein neuer Antrag nach der Sommerpause kommen: Selbst die SPD 
hat nun ihre Bereitschaft gezeigt, einem neuen Gesetzesentwurf von CDU und 
FDP zuzustimmen, wenn Teile des Gesetzes verändert werden. Wir lassen uns 
aber nicht verarschen von faulen Kompromissen. Nein! Wir haben keine Lust auf 
totale Überwachung und derartige Eingriffe in die Privatsphäre durch die Polizei.“ 

Die Innenpolitische Sprecherin der Linksfraktion im Bundestag, Ulla Jelpke, 
sagte: „Wir erleben seit langem die bundesweite Verschärfung der Sicherheitsge¬ 
setze. In den Ländern wie auch im Bund verfolgen die Innenminister das Ziel, die 
unterschiedlichen Befugnisse der Polizei anzupassen und natürlich nicht, um abzu¬ 
rüsten, sondern ausschließlich, um die Polizei weiter aufzurüsten.“ Bayern hatte im 
Mai dieses Jahres trotz massiven Protestes aus der Bevölkerung ein neues Polizei¬ 
aufgabengesetz beschlossen. Ein halbes Jahr früher hatte Baden-Württemberg sein 
Polizeigesetz ohne größere öffentliche Aufmerksamkeit verschärft. Neben NRW 
sind in Niedersachsen und Sachsen die Planungen am weitesten vorangeschritten. 
In allen Gesetzen spielt der Begriff „Gefährder“ eine zentrale Rolle. Der nicht 
klar definierte Begriff öffnet der Polizei Tür und Tor für willkürliche Maßnahmen 
gegen Kommunisten, Gewerkschafter und andere Linke, wenn es beispielsweise 
um Arbeitskämpfe oder Mieterproteste geht. Aber auch Migranten und Fußball¬ 
fans können schnell zu „Gefährdern“ werden. Dem „Gefährder“ werden de facto 
alle rechtsstaatlichen Zugeständnisse des Staates an den Bürger aberkannt. Die 
UnschuldsVermutung wird ausgehebelt. So kann unter anderem ein „Gefährder“ 
inhaftiert werden, ohne etwas gemacht zu haben. 

Aber nicht nur die Polizei wird für künftige Auseinandersetzungen aufgerüs¬ 
tet. Die schwarz-grüne Landesregierung Hessens verschärft gegenwärtig die Si¬ 
cherheitsgesetze. Hermann Schaus, innenpolitischer Sprecher der Fraktion „Die 
Linke“ im hessischen Landtag, sagt: „Denn das Gesetz enthält eine ganze Latte an 
bürgerfeindlichen und verfassungswidrigen Regelungen: Zum Beispiel die Einfüh¬ 
rung von Staatstrojanern, Online-Durchsuchungen und Fußfesseln im Polizeirecht 
sowie die Legalisierung von Straftaten durch V-Leute. Auch eine völlig unzurei¬ 
chende parlamentarische Kontrolle des Geheimdienstes sowie die Änderung des 
G-10-Gesetzes ohne parlamentarische Anhörung sind zu beklagen.“ 

Christoph Hentschel 
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Mehmet Daimagüler zum Ende des NSU-Verfahrens 

Fragen ohne Antwort 


A m vergangenen Mittwoch ende¬ 
te der sogenannte „NSU-Pro- 
zess“ vor dem Oberlandesge¬ 
richt München nach über 400 Haupt¬ 
verhandlungstagen und mehr als fünf 
Jahren Dauer. Manchmal lese ich, dieses 
Verfahren sei eine „Farce“ Diese Fest¬ 
stellung wird diesem Verfahren jedoch 
nicht gerecht. 

Es ist kein geringes Verdienst der 
Generalbundesanwaltschaft, dass es ihr 
gelungen ist, Tat vor würfe zu belegen für 
Verbrechen, die zum Teil viele Jahre zu¬ 
rückliegen, wo die Erinnerung von Zeu¬ 
gen nachgelassen hatte, manche Zeugen 
gar verstorben waren und viele Akten 
verschwunden worden waren, so muss 
man es wohl ausdrücken. Dies ist die 
gute Nachricht. 

Die schlechten Nachrichten sind je¬ 
doch, dass zentrale Fragen zum NSU- 
Komplex nicht nur unbeantwortet 
blieben. Schlimmer noch: sie blieben 
unbeantwortet, weil sie unerwünscht 
waren, und auch dies ist ein „Ver¬ 
dienst“ der Generalbundesanwalt¬ 
schaft. 


Eine harte Bestrafung der Ange¬ 
klagten stand für meine Mandantinnen 
und Mandanten nie im Vordergrund. Sie 
wollten vielmehr verstehen, warum ihr 
Bruder oder ihr Vater vom NSU zum 
Tode verurteilt wurde. Sie wollten wis¬ 
sen, wer die lokalen Helfershelfer sind, 
die die Opfer auf die NSU-Todesliste 
gesetzt haben. 

Meine Mandanten sind sehr starke 
Persönlichkeiten. Sie sind nicht naiv und 
ihnen war klar, dass sie nicht auf alle 
Fragen eine Antwort bekommen wür¬ 
den. Aber am Ende waren sie dennoch 
geschockt, dass nicht einmal der staatli¬ 
che Versuch unternommen wurde, wich¬ 
tigen Fragen ernsthaft nachzugehen. 

Die Rolle deutscher Geheimdienst¬ 
behörden blieb in diesem Verfahren 


weitgehend ungeklärt. Sie blieb unge¬ 
klärt, weil die Generalbundesanwalt¬ 
schaft schon mit der Anklageschrift 
dafür sorgte, dass V-Leute der Verfas¬ 
sungsschutzbehörden nicht Gegenstand 
der Beweiserhebung wurden. So wurden 
diese nicht als Zeugen benannt und Ak¬ 
ten wurden nicht angefordert. Es waren 
die zahlreichen Beweisanträge der Ne¬ 
benklage, die zumindest einen Eindruck 
davon verschafften, welche Bedeutung 
die Verfassungsschutzbehörden im 
NSU-Komplex gespielt haben. Es gab 
zahlreiche V-Leute im Umfeld des NSU, 
die - direkt oder indirekt - an den Ta¬ 
ten beteiligt waren. Manche haben Geld 
oder Fahrzeuge organisiert, wieder an¬ 
dere haben nach Waffen für den NSU 
gesucht, wie beispielsweise der V-Mann 


„Piatto“. Nach alledem ist es unglaub¬ 
würdig, wenn Verfassungsschutzbehör¬ 
den heute behaupten, sie hätten nicht 
gewusst, wo sich die Untergetauchten 
aufhalten. Der NSU war ein Terrornetz¬ 
werk, das unter den Augen des Staates 
entstanden ist und gedeihen konnte. 

Wir von der Nebenklage wollten 
aufklären, wie groß der NSU wirklich 
war oder vielleicht noch immer ist. Wir 
wollten verstehen, welche Rolle unse¬ 
re Geheimdienste bei der Entstehung 
rechtsextremer Strukturen gespielt ha¬ 
ben, welche Kenntnisse sie über den 
Aufenthaltsort der Untergetauchten 
hatten und welche V-Leute im NSU- 
Umfeld eingesetzt waren. Schließlich 
und endlich wollten wir auch erfahren, 
ob der rassistisch geprägte Ermittlungs¬ 


ansatz der Polizei die NSU-Morde un¬ 
aufgeklärt gelassen bzw. viele der Mor¬ 
de nicht verhindert hat. Alle diese Fra¬ 
gen gehören in ein Strafverfahren. Die 
meisten dieser Fragen hat die Bundes¬ 
anwaltschaft beanstandet und leider ist 
in vielen Fällen das Gericht der Bun¬ 
desanwaltschaft gefolgt. Die Bundes¬ 
anwaltschaft hatte immer eine Doppel¬ 
rolle im Saal: Anklagebehörde mit Blick 
auf die Anklagebank und zugleich Ver¬ 
teidiger des Staates und seiner Institu¬ 
tionen. 

Jetzt, am Ende des Prozesses, muss 
ich an die Worte von Bertolt Brecht aus 
dem Epilog aus „Der gute Mensch von 
Sezuan“ denken: „Wir stehen selbst ent¬ 
täuscht und sehn betroffen - Den Vor¬ 
hang zu und alle Fragen offen“. Ja, der 
Vorhang ist zu und viele Fragen offen. 
Aber unser Ringen um Aufklärung wird 
weitergehen. Wir geben nicht auf. 

Rechtsanwalt Dr. Mehmet Daimagü¬ 
ler nahm als Nebenklägervertreter für 
mehrere Opfer und Angehörige am 
NSU-Prozess in München teil. 


Bayer-Monsanto ist auf Bienenjagd. Vor wenigen 
Wochen erst hat die EU drei Neonikotinoide verbo¬ 
ten. Die meisten dieser synthetischen Gifte werden 
zur Blattbehandlung und zur Bodenbehandlung 
eingesetzt. Verboten deshalb, weil der Dreck Hum¬ 
meln, Bienen und Schmetterlinge tötet. 

Jetzt legt der Chemiegigant einfach mit der nächs¬ 
ten Pestizidmischung nach - wieder ist sie tödlich 
für Bienen. Bayer selbst beschwichtigt und behaup¬ 
tet, unter Laborbedingungen würden solchejetalen 
Effekte“ festgestellt, aber bei „Feldversuchen“, von 
denen der Konzern gerne noch viel mehr machen 
würde, gäbe es keine negativen Auswirkungen auf 
Bienenvölker. Was auch sonst, schließlich hat man 
viel Geld ausgegeben und möchte nun kalkulierte 
Profite einfahren. Dabei wirkt die Mischung beson¬ 
ders perfide. Man behandelt das Saatkorn, und das 
Nervengift wirkt in allen Teilen der Pflanze: Stängel, 
Blätter und Blüte werden giftig. 

Im August soll, geht es nach dem Wunsch des Che¬ 
miegiganten, die EU-Kommission die Zulassung ge¬ 
nehmigen.Zur Erinnerung: Im Frühjahr protestierten 
Hunderttausende gegen giftige Neonikotinoide. Mit 
Erfolg, Agrarministerin Julia Klöckner und Umwelt¬ 
ministerin Svenja Schulze stimmten im EU-Rat für 
ein Verbot. Das reichte für die Mehrheit. Ob die bei¬ 
den Damen diesmal ihre Haltung ändern? HB 



Kein Ersatz in Sicht 

Noch wird Merkel gebraucht - Kolumne von Beate Landefeld 


Lucas Zeise zum Arbeitsmarkt ganz unten 

Wozu die Farce dient 


Die CDU/CSU als Hauptpartei des 
deutschen Monopolkapitals erweist 
sich seit Jahrzehnten als fähig, den 
Konsens einer Bevölkerungsmehrheit 
dafür zu organisieren, dass sich beim 
oberen 1 Prozent Reichtum und Macht 
ungestört vermehren. Sie tut es durch 
ihren Wählereinfluss als „Volkspartei“ 
und indem sie mit anderen, im glei¬ 
chen Sinn „regierungsfähigen“ Partei¬ 
en koaliert. 69 Jahre Bundesrepublik 
Deutschland waren 49 Jahre mit CDU¬ 
geführten Regierungen. Zwischen 1969 
und 2005 lagen 20 Jahre mit SPD-ge- 
führten Regierungen. Nach Schröders 
Agenda 2010 verlor die SPD die Ei¬ 
genschaft einer „Volkspartei“, stark ge¬ 
nug, eine Regierung im Bund zu füh¬ 
ren. Damit wurde das von bürgerlichen 
Parlamentarismus-Experten als ideal 
angesehene Wechselspiel zwischen 
Mitte-Rechts- und Mitte-Links-Regie- 
rungen ausgehebelt. Regierungen auf 
Bundesebene sind ohne CDU nicht 
mehr möglich. 

Als 2017 CDU, CSU und SPD zu¬ 
sammen nur noch 53 Prozent hatten, 
sah auch die Wirtschaft im parlamen¬ 
tarischen Spielfeld Erneuerungsbedarf. 
Die frische Farbkomposition einer Ja¬ 
maika-Koalition schien die Lösung zu 
sein. Umso enttäuschter reagierte man 
an der Spitze des BDI, als Lindner am 
Ende die Verhandlungen platzen ließ. 
BDI-Präsident Kramer nannte es „eine 
Schande“. Das „Handelsblatt“ sah ein 
„Zerwürfnis zwischen FDP und Wirt¬ 
schaft“. Die Wirtschaft liebt Verläss¬ 
lichkeit. Lindner war als ein Gegen¬ 
gewicht zu den Grünen und als ein 
Garant vorgesehen, um zwei Knack¬ 
punkte zu sichern: a) keine „neuen So¬ 


zialgeschenke“, b) kein Nachgeben der 
Merkel-Regierung gegenüber Macrons 
Wunsch nach einem eigenen Budget 
der Eurozone. Nachdem die FDP ab¬ 
getreten war, pochte umso lauter der 
Wirtschaftsflügel der Union auf diese 
„Haltelinien“. 

Am Tag, an dem Steinmeier die 
CDU-, CSU- und SPD-Spitzen er¬ 
neut auf die GroKo einschwor, rief der 



Beate Landefeld 


CDU-Wirtschaftsrat auf, „die Option 
einer Minderheitsregierung unter Füh¬ 
rung von Angela Merkel ernsthaft zu 
prüfen und nicht vorschnell erneut in 
eine ,große 4 Koalition zu gehen“. Eine 
GroKo werde nur um den Preis weiterer 
unbezahlbarer Leistungsversprechen in 
der Sozialpolitik zu bekommen sein. Sie 
werde die „Volksparteien“ CDU/CSU 
und SPD weiter schwächen. Der CDU 
drohe die Gefahr, bei der nächsten 
Wahl unter 30 Prozent abzurutschen. 
„Den Nutzen hätten die Ränder rechts 


und links.“ Die weitere „parteipolitische 
Polarisierung und Spaltung“ widerspre¬ 
che „den grundlegenden staatspoliti¬ 
schen Interessen unseres Landes“, (vgl. 
UZ 8.12.17) Von Anfang an lehnte nicht 
nur der linke Flügel der SPD die GroKo 
ab. Auch seitens des Wirtschaftsflügels 
der CDU/CSU war sie ungewollt. 

Seehofers Versuch, bei der Bayern¬ 
wahl mit Rechtspopulismus den Status 
der CSU als „Volkspartei“ zu retten, 
folgte dem Motto von Strauß, dass es 
rechts von der CSU nichts geben dürfe. 
Sein Coup hatte auch in der CDU-Bun- 
destagsfraktion Anhänger. Auch dort ist 
Merkel einigen „zu links“. Andere sind 
vehemente Merkel-Verteidiger. Der 
Seehofer-Coup vertiefte die Widersprü¬ 
che. Schon fordert der Grüne Habeck 
die CDU auf, den Ballast einer „orba- 
nisierten“ CSU abzuwerfen. Ein sol¬ 
ches Abenteuer lag zwar in der Logik 
der Eskalation, wurde aber vermieden. 
Die Spitzen der Unternehmerverbände 
schlugen sich in dem Konflikt klar und 
eindeutig auf die Seite Merkels. Nach 
Monaten des mühseligen Zustande¬ 
kommens der Regierung wollen sie 
Stabilität und die Wiederaufnahme der 
aktiven deutschen Führungsrolle in der 
EU. Der Handelsstreit mit den USA, 
die Flüchtlingsbewegung, der Fach¬ 
kräftemangel, die Alterung der Gesell¬ 
schaft, der Digitalisierungsrückstand, 
Defizite in der Wettbewerbsfähigkeit 
erforderten, so die Unternehmer, ein 
gemeinsames Vorgehen der EU, wofür 
Deutschland als größter Mitgliedstaat 
eine besondere Verantwortung tra¬ 
ge. Angela Merkel wurde beschädigt, 
aber ein Ersatz für sie ist bisher nicht 
in Sichtweite. 


Es war nur wenige Tage hin, bevor sich 
der Innenminister und seine Kanzlerin 
nicht nur in der Sache (einem genialen 
„Masterplan“), sondern auch persön¬ 
lich zerstritten. Da erfuhren wir in der 
Tagesschau der ARD, dass ein erkleckli¬ 
cher Teil der Flüchtlinge des Jahres 2015 
mittlerweile bereits einer sozialversiche¬ 
rungspflichtigen bezahlten Arbeit nach¬ 
gehen würden. Diese Information kam, 
wie es für diesen regierungsnahen Sender 
üblich ist, als positive Nachricht daher: 
Schaut her, die Integration funktioniert; 
noch ist das große Werk nicht vollbracht; 
aber wir, die großartigen Kapitalisten 
dieses Landes, der freie Markt (hier Ar¬ 
beitsmarkt) und die gute Regierung, wir 
schaffen das schon. Im Begleittext erfuh¬ 
ren wir Zuschauer, besonders die „Sys¬ 
temgastronomie“ habe vielen der bedau¬ 
ernswerten Immigranten einen Job ver¬ 
schafft. Denn, so wurden wir angeleitet zu 
schlussfolgern: bei McDonald's braucht 
es so gut wie keine Deutschkenntnisse. 

In der Tat teilt die Bundesagentur für 
Arbeit (BA) mit, dass in der Gastrono¬ 
mie allgemein (wozu McDonald's ver¬ 
mutlich noch zählt) der Anteil der aus¬ 
ländischen Beschäftigten mit 30 Prozent 
recht hoch ist. Noch höher allerdings ist 
der Ausländeranteil in Reinigungen (32 
Prozent), bei der Lebensmittelherstel¬ 
lung (37) und der bei Ausländern mit 40 
Prozent anscheinend besonders belieb¬ 
ten Fleischverarbeitung. So wird ver- 


Viele Exzentriker haben die Kabinette 
des Britischen Empire im Lauf der Jahr¬ 
hunderte schon bevölkert, doch Boris 
Johnson ist es gelungen, aus der Reihe 
spleeniger Gentlemen noch herauszuste¬ 
chen. Man soll ja nicht nach dem Äußeren 
urteilen, doch den würde man nicht ein¬ 
mal nach der Uhrzeit fragen in dem Ge¬ 
spür, mit der Antwort belogen zu werden. 
Als Johnson einst noch Journalismus be¬ 
trieb, flog er wegen Zitatfälschung raus. 
Sein damaliger Arbeitgeber war Robert 
Murdoch, ein Zeitungsverleger, dessen 
Medienimperium auf einem Fundament 
aus Lügen und reaktionärer Propaganda 
steht. Es handelte sich also um eine be¬ 
sondere Glanzleistung. 

Danach schaffte es der Upper-Class- 
Clown, seine Qualitäten in der Politik zu 
vermarkten, vom Londoner Bürgermeis¬ 
teramt bis zum Außenminister. Am Mon¬ 
tag schmiss er Theresa May den Foreign- 
Office-Kram vor die Füße. Die Obertrut¬ 
henne kollerte Missvergnügen. Johnson 
selbst sieht seinen Rücktritt wohl eher als 
weitere Stufe auf der Karriereleiter, für 
ihn ist klar, dass er der Premierministe¬ 
rin bald die Schlüssel zur Downing Street 
entwinden wird. 


ständlich, wenn die Unternehmerverbän¬ 
de aller Art immer wieder betonen, dass 
sie „auf die Fachkräfte aus dem Ausland 
angewiesen“ seien. Es ist schließlich äu¬ 
ßerst fraglich, ob ohne die Immigration 
die gesellschaftlich notwendige Arbeit 
überhaupt geleistet werden könnte. Zu¬ 
mal innerdeutsche Fachkräfte letztlich 
nur mit höheren Löhnen und - man wagt 
solches gar nicht zu denken - mit besse¬ 
ren Arbeitsbedingungen angelockt wer¬ 
den müssten. Man kann - ernsthaft ge¬ 
sagt - feststellen, dass die Zulassung der 
Massenimmigration und das verbunde¬ 
ne Zusatzangebot an Arbeitskräften das 
Lohnniveau unter Druck setzt. Und zwar 
trotz des gesetzlichen Mindestlohns vor 
allem in den Branchen mit den schlech¬ 
testen Löhnen. 

Alles bestens bekannt. Und bekannt 
ist auch, dass sich so ein wesentlicher Teil 
der blinden Wut erklärt, die sich auch 
noch gegen die Falschen richtet. Diese 
Wut erfasst die Menschen, wenn sie er¬ 
fahren, dass der Zustrom von Immigran¬ 
ten ihre Lage sehr wahrscheinlich noch 
beschissener macht als ohnehin. Um sie 
etwas zu unterhalten und abzulenken, ha¬ 
ben Merkel und Seehofer in den letzten 
Wochen die kleine politische Farce auf¬ 
geführt. 

Und allererste Schlussfolgerung: Of¬ 
fene Grenzen unter jetzigen Umständen 
zu fordern, ist für Linke nicht nur dumm, 
sondern auch wirtschaftsliberal. 


Vorwand für den spektakulären 
Rücktritt waren die EU-Ausstiegsver- 
handlungen. Johnson, angetreten als Bre- 
xit-Hardliner, ist Mays Verhandlungsstra¬ 
tegie zu „soft“. Sie möchte die politische 
Loslösung und dennoch die wirtschaftli¬ 
che Verflechtung mit der EU beibehalten 
- für Johnson nur ein anderer Ausdruck 
für die EU-Regeln, was nicht falsch ist: 
Freier Verkehr für Güter, Dienstleistun¬ 
gen, Geld und als nicht immer erwünsch¬ 
tes Nebenprodukt auch für Individuen. 
Das wäre ein Schein-Brexit, ganz im Sinn 
der Zahlmeister der Tories. Johnsons 
Seehoferei hat also einen realen Kern, 
auch wenn er den harten Brexit aus den 
falschen Gründen betreibt. 

Die Labour Party könnte verhindern, 
dass Johnsons Rechnung aufgeht. Dazu 
müssten Wahlen erzwungen werden, um 
die Voraussetzungen für den „Lexit“ den 
EU-Austritt unter linken Vorzeichen, zu 
schaffen. Denkbar mit einem in EU- 
Fesseln undenkbaren Programm: Been¬ 
digung der Sparpolitik, Rücknahme der 
Kürzungen im Sozialbereich, Investitio¬ 
nen in Infrastruktur und grüne Energie, 
Renationalisierung der Eisenbahn, Rück¬ 
verteilung von oben nach unten ... 


Manfred Idler zum Rücktritt von Boris Johnson 

Links oder weich? 
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Bis heute nicht verwirklicht 

Der Kampf um die Sozialisierung des Ruhrbergbaus 1945 bis 1948 • Von 


Günter Judick 



Essen, Zeche „Zollverein“ (Februar 1949) 


er Kampf um die Enteignung der 
Monopole der Bergbau-, Stahl- 
und Chemieindustrie und ihre 
Überführung in Gemeineigentum be¬ 
gann unmittelbar nach der Befreiung 
vom Faschismus und war im Bewusst¬ 
sein fast aller Antifaschisten verbunden 
mit dem Ringen um Entnazifizierung, 
Demokratiesicherung und Verhinde¬ 
rung von Sabotage an der Sicherung 
der Versorgung der Bevölkerung. Von 
der Arbeit der Bergarbeiter, von der 
Steigerung der Kohleproduktion hing 
weitgehend das Ingangsetzen der übri¬ 
gen Industrien, des Eisenbahnverkehrs 
und der Hausbrandversorgung ab. Die 
Kohlennot gab zugleich den Bergarbei¬ 
tern und ihrem Handeln ein relativ ho¬ 
hes politisches Gewicht. 

Noch in den letzten Kampftagen 
hatten die Kommunisten wie Hans Schi¬ 
won, Walter Jarreck, Willi Agatz u.a. die 
Initiative ergriffen für den Wiederauf¬ 
bau des Bergarbeiter-Verbandes und 
die Schaffung von Betriebsausschüs¬ 
sen. Schon am 19. April 1945, zwei Tage 
nach der Beendigung der Kämpfe im 
Ruhrkessel, trafen sich in Gelsenkirchen 
vorläufige Betriebsräte aus 25 Schacht¬ 
anlagen. Bald danach wurden auch so¬ 
zialdemokratische und christliche Ge¬ 
werkschafter aktiv. 

Bereits auf den ersten regionalen 
Beratungen der (Bergbau-)Betriebsräte 
stand die Eigentumsfrage. Die Bergleu¬ 
te wollten wissen, für wen sie arbeite¬ 
ten. Bei den älteren Kumpels war der 
Sozialisierungsbetrug von 1919/1920 
noch in der Erinnerung und die Losung 
„Keine Wiederholung der Fehler von 
1918“ aktuell. Mangels einer zentralen 
deutschen Verwaltung richteten sich die 
ersten Forderungen auf Enteignung der 
Monopolherren, auf Überführung der 
Zechen und Betriebe in den Besitz der 
Kommunalverwaltungen bzw. der Pro¬ 
vinzialregierungen. So beschloss die Be¬ 
triebsrätekonferenz aller Schachtanla¬ 
gen des Ruhrgebiets am 14. November 
1945 in Bochum die Bildung eines Aus¬ 
schusses, der den gemeinsamen Kampf 
für folgende Forderungen organisieren 
sollte: Überführung der Schachtanlagen 
in die Hände der Provinzialregierun¬ 
gen, Säuberung der Betriebe und Ver¬ 
waltungen von aktiven Nazis und die 
volle Mitbestimmung der Betriebsräte 
und Gewerkschaften in allen Fragen des 
Betriebes. 

Um dem wachsenden Druck in der 
Enteignungsfrage zu entgehen und die 
eigenen Pläne durchzusetzen, stell¬ 
te die britische Militärregierung am 
22. Dezember 1945 67 Gesellschaften 
des Stein- und Braunkohlebergbaus 
unter ihre Kontrolle. Eine Reihe füh¬ 
render belasteter Nazis wurde zeitwei¬ 
lig interniert. Zugleich blieb die Mehr¬ 
zahl der alten Führungskräfte in den 
Betrieben in Funktion. 

Sozialisierung oder 
Entflechtung? 

Am 7. Januar 1947 reichte die Kom¬ 
munistische Fraktion im ernannten 
NRW-Landtag einen Gesetzentwurf 
zur entschädigungslosen Enteignung 
der Stein- und Braunkohlengruben in 
NRW ein. Bis zur nächsten Sitzung des 
Landtags vom 4. bis 6. März 1947 he¬ 
gen neben dem Entwurf der KPD auch 
ein Antrag der SPD auf Durchführung 
einer Volksbefragung zu einem Sozi¬ 
alisierungsgesetz und Abänderungs¬ 
wünsche der CDU vor. Sie bilden die 
Grundlage der Diskussion der Land¬ 
tagssitzung, zu der 93 Delegationen mit 
mehr als 200 Delegierten der Schacht¬ 
anlagen angereist sind, um die Soziali- 
sierungsforderung zu unterstützen. 

Zu Beginn der Debatte begründete 
der Abgeordnete Josef Ledwohn den 
Gesetzentwurf der KPD. Er unter¬ 
streicht die Schuld der Monopolisten 
an Rhein und Ruhr für das Zustande¬ 
kommen des Faschismus und nennt 
die Forderung nach Überführung des 
Ruhrbergbaus „nicht nur eine Maß¬ 
nahme zur Entmachtung der ehema¬ 
ligen Kriegstreiber, sondern einen 
entscheidenden Schritt zur Demokra¬ 
tisierung Deutschlands und dadurch 


auch zur Festigung des Friedens und 
zur Wiederherstellung des Vertrauens 
der anderen Völker zu uns“. Ledwohn 
weist nach, dass es nicht um die Ent¬ 
eignung von Kleinaktionären geht, 
sondern im wesentlichen um acht 
Kohlemagnaten, die die 12 größten 
Kohlegesellschaften im Ruhrbergbau 
beherrschen, die insgesamt über Ab¬ 
bauflächen von 2 858 Quadratkilome¬ 
tern verfügen. Sie gehören den Kon¬ 
zernen von Flick, Krupp, Stinnes, Ha- 
niel, Hoesch, Thyssen, Kloeckner und 
den IG Farben. Der KPD-Sprecher 
kann auf die große Unterstützung der 
Bergbaubelegschaften verweisen und 
unterstreicht den Willen, das weitge¬ 
hendste Mitbestimmungsrecht der Ge¬ 
werkschaften zu sichern. 

Der Abgeordnete Fritz Henßler 
(SPD) setzte sich scharf mit Adenauer 
und dem Ahlener Programm ausein¬ 
ander und zeigte die unter Adenauer 
vollzogene Abwendung vom anfäng¬ 
lich von der CDU vertretenen christ¬ 
lichen Sozialismus auf. Er verteidigte 
die Enteignung zugunsten des Lan¬ 
des NRW, distanzierte sich jedoch zu¬ 
gleich von einer sozialistischen Staats¬ 
wirtschaft und der damit verbundenen 
Herrschaft einer Bürokratie. Er defi¬ 
nierte Sozialisierung als „ein originel¬ 
ler neuer Aufbau neben dem Staat, sie 
ist Selbstverwaltung der Wirtschaft, 
aber in neuer höherer Form, sie ist 
Überführung aus der Welt des Ge¬ 
schäfts in die Form des Gemeinwohls“. 


Entsprechend dem im Februar 1946 
verkündeten Ahlener Programm pro¬ 
pagierte die CDU demgegenüber ein 
Entflechtungsmodell für die marktbe¬ 
herrschenden Monopole, wobei auch 
hier starke Einschränkungen des pri¬ 
vaten Kapitalbesitzes betont wurden. 
Originalton Adenauer: „Unter Kapita¬ 
lismus verstehen wir die Erscheinungs¬ 
form der Wirtschaft, in der der Profit 
des Kapitals das allein Ausschlagge¬ 
bende war. Diese Wirtschaftsform ist 
vorbei. Sie will keiner von uns jemals 
wiedersehn. Über die Verflechtung der 
Wirtschaft ist mit Recht in der Vergan¬ 
genheit und auch jetzt als Ursache vie¬ 
len Unheils, das über unser Volk her¬ 
eingebrochen ist, gesprochen worden 
und in gleicher Weise über die Zusam¬ 
menballung wirtschaftlicher Macht in 
den Händen weniger Personen. Wir 
wollen die Änderung in. den Besitz- 
und Machtverhältnissen bei allen mo¬ 
nopolartigen Unternehmen. (Wir wol¬ 
len) eine gemischtwirtschaftliche Be¬ 
triebsform, bei der die Vertreter des 
nichtprivaten Kapitals die Mehrheit 
der Stimmen haben.“ 

Auf diese Entflechtungskonzeption 
und die Gemeinwirtschaftsvorstellun¬ 
gen der CDU antworteten Prof. Erik 
Nölting für die SPD und Rudi Wascher 
für die KPD. Nölting nannte sie einen 
Schwabenstreich, beide Vertreter der 
Arbeiterparteien bezeichneten sie als 
Neuauflage des Betrugs von 1918, als 
Rettungsanker für das Monopolkapi¬ 


tal Doch auch die besten Argumente 
nutzten nichts. Die CDU und die noch 
schärfer ablehnende FDP wollten Zeit¬ 
gewinn für das Großkapital. Die Ent¬ 
scheidung fiel mit 104 zu 91 Stimmen 
gegen die Sozialisierungsvorlage. 

Um Zeitgewinn ging es der CDU 
auch nach den Landtagswahlen (April 
1947) und den (die Überführung in Ge¬ 
meineigentum fordernden) Aussagen 
der Regierungserklärung. Zwar wurde 
der Wirtschaftsausschuss des Landtags 
beauftragt, einen Gesetzentwurf vor¬ 
zulegen, doch wurde die Plenardebatte 
immer wieder vertagt. 

Keine Zustimmung der 
britischen Militärregierung 

Inzwischen hatte der kalte Krieg die 
antifaschistischen Gemeinsamkeiten 
weitgehend verwischt. Mit den Londo¬ 
ner Empfehlungen stand die Spaltung 
Deutschlands auf der Tagesordnung. In 
dieser veränderten Situation diskutierte 
der NRW-Landtag am 5. und 6. August 
1948 einen neuen Entwurf eines „Geset¬ 
zes zur Sozialisierung der Kohlenwirt¬ 
schaft im Lande Nordrhein Westfalen“. 
Grundlage war ein im Wirtschaftsaus¬ 
schuss mit Mehrheit beschlossener Ent¬ 
wurf, der auf einer SPD-Vorlage beruh¬ 
te. Vorbehaltlich einer späteren Rege¬ 
lung im Reichsmaßstab sah der Entwurf 
die treuhänderische Übernahme des 
Eigentums an allen Stein- und Braun¬ 
kohlen durch das Land NRW vor. Die 
Entschädigung der Enteigneten sollte 


durch ein besonders Gesetz geregelt 
werden, wobei Kriegsverbrecher und 
Naziaktivisten von der Entschädigung 
ausgeschlossen werden sollten. Zur Lei¬ 
tung und Verwaltung der Betriebe sollte 
eine „Selbstverwaltung Kohle“ geschaf¬ 
fen werden. Sie sollte aus 33 Mitglie¬ 
dern bestehen, und zwar aus 10 Vertre¬ 
tern des Landtages, 10 Vertretern der 
Gewerkschaften, fünf Vertretern aus 
der Leitung der kohlenwirtschaftlichen 
Unternehmen, zwei Vertretern der Ge¬ 
meinden, drei Vertretern der übrigen 
Wirtschaft und drei Vertretern der For¬ 
schung und Ausbildung. 

Der Berichterstatter des Wirtschafts¬ 
ausschusses, der Abgeordnete Walter, 
der zugleich als erster Redner der SPD- 
Fraktion auftrat, bemühte sich in Ausei¬ 
nandersetzung mit CDU-Vorstellungen, 
einer weiteren Verwässerung des Ge¬ 
setzes durch Formulierungen wie Her¬ 
stellung einer „gemeinwirtschaftlichen 
Ordnung“ entgegenzutreten. Für die 
Verabschiedung des Gesetzes sei nicht 
zuletzt das Argument wichtig, dass die 
Zuständigkeit der Besatzung beendet 
werden müsse, aber niemandem damit 
gedient sei, wenn an die Stelle deutscher 
Kapitalisten ausländische Kapitalisten 
treten würden. „Wir wollen Klarheit 
darüber haben, ob die wirklichen Be¬ 
sitzer, nämlich das deutsche Volk, auch 
die Verfügungsrechte darüber erhalten 
soll.“ Für die CDU versuchte ihr Spre¬ 
cher Dr. Dr. Heinemann juristische Ein¬ 
wände gegen einzelne Gesetzesartikel 
zu begründen. Kernpunkt seiner Ableh¬ 
nung war, dass mit der Selbstverwaltung 
Kohle ein neues Machtzentrum entste¬ 
he und dass sich aus ungeklärten Ent¬ 
schädigungsansprüchen unübersehbare 
Risiken für das Land ergäben. 

Willi Agatz begründete, warum die 
KPD dem Gesetz zustimme, obwohl sie 
unter Sozialisierung etwas anderes ver¬ 
stehe, was nur unter der Macht der Ar¬ 
beiterklasse verwirklicht werden kön¬ 
ne. „Was aber hier in diesem Entwurf 
drin ist, das ist die Tatsache, dass die¬ 
ser Entwurf noch eine klare Regelung 
der Eigentumsfrage anspricht. Das Ei¬ 
gentum am Bergbau soll in den Besitz 
des Landes Nordrhein-Westfalen über¬ 
führt werden. Das ist es, was uns be¬ 
stimmt, diesem Entwurf zuzustimmen. 
Die Vorlage strebt die Demokratisie¬ 
rung der Wirtschaft an. Sie schafft die 
Voraussetzungen dazu, dass wir zu ei¬ 
ner neuen demokratischen Wirtschafts¬ 
ordnung gelangen, von der aus wir dann 
Vordringen können zu einer sozialisti¬ 
schen Ordnung unserer ganzen gesell¬ 
schaftlichen Verhältnisse.“ 

Trotz aller Gegensätze des kalten 
Krieges überwiegt 1948 noch die Ge¬ 
meinsamkeit, eine Rückkehr der Koh¬ 
lenbarone zur Macht zu verhindern. So 
wird das Gesetz mit den Stimmen von 
SPD, KPD und Zentrum, bei Enthal¬ 
tung der CDU und den Gegenstimmen 
der FDP und eines CDU-Abgeordneten 
am 6. August 1948 angenommen. Durch 
einen Brief des englischen Generals Bi¬ 
shop wird die Zustimmung der Militär¬ 
regierung verweigert. 

Bei den Landtagswahlen 1950 stand 
die Landesverfassung für Nordrhein- 
Westfalen zur Volksabstimmung. Sie 
wurde mit Mehrheit der Stimmen der 
CDU und Zentrumswähler, gegen die 
Empfehlung der KPD und von Teilen 
der SPD angenommen. Im Artikel 27 
heißt es wörtlich: 

„1. Großbetriebe der Grundstoffin¬ 
dustrie und Unternehmen, die wegen ih¬ 
rer monopolartigen Stellung besondere 
Bedeutung haben, sollen in Gemeinei¬ 
gentum überführt werden. 

2. Zusammenschlüsse, die ihre wirt¬ 
schaftliche Macht missbrauchen, sind 
zu verbieten.“ 

Beide Formulierungen sind eindeu¬ 
tig. Dutzende Minister, hunderte Ab¬ 
geordnete sind auf diese Verfassung 
vereidigt. Keiner hat je etwas getan, 
zwingende Verfassungsvorschriften zu 
verwirklichen. 

Auszüge aus einem Referat von Gün¬ 
ter Judick, Geschichtskorrespondenz, 
Heft 2/1996 
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Radikal links 

Der österreichische Schriftsteller Erich Hackl 



Erich Hackl 


D er österreichische Schriftsteller 
Erich Hackl ist einer der weni¬ 
gen deutschsprachigen Erzähler, 
die unbeirrt von den Moden des Lite¬ 
raturbetriebs an einer dediziert linken 
Gesellschaftsanalyse festhalten. Im Mit¬ 
telpunkt seiner Arbeit stehen Menschen 
im militanten linken Widerstand des 20. 
Jahrhunderts, die für soziale Gerech¬ 
tigkeit kämpften. Er ist der Erinnerer, 
der mit den Mitteln der „Oral history“ 
über Menschen schreibt, die Geschichte 
machten, aber nie in den Geschichtsbü¬ 
chern auftauchen. Seit Anfang der 80er 
Jahre schreibt Erich Hackl, als Österrei¬ 
cher und gelernter Hispanist widmet er 
sich Themen wie dem Spanischen Krieg, 
Österreich im Faschismus und dem la¬ 
teinamerikanischen Widerstand gegen 
die Militärdiktaturen. 

Auf einen gänzlich unbekannten Zu¬ 
sammenhang machen die Erzählungen 
„50 Jahre und ein Tag“, „Der Anarchist 
von Leonding“ und „Statt eines Ehren¬ 
saluts“ aufmerksam. Spanische Volksar- 
misten, deren die deutschen Faschisten 
habhaft werden konnten, wurden ins KZ 
Mauthausen deportiert, wo über 7 000 
von ihnen ums Leben kamen. Nach der 
Befreiung 1945 war für die Überleben¬ 
den an eine Rückkehr ins weiterhin fa¬ 
schistische Spanien nicht zu denken. In 
„Stille Post für Spanien“ erzählt er die 
Lebensgeschichte des österreichischen 
Sozialdemokraten Hans Landauer, der 
in Spanien als Interbrigadist kämpfte, 
nach Dachau verschleppt wurde und bis 
ins hohe Alter als Mitarbeiter des Doku¬ 
mentationsarchivs des österreichischen 
Widerstandes ein umfangreiches Archiv 
über die 1400 österreichischen Spanien¬ 
kämpfer angelegt hat. 

Gleichfalls dramatisch und prägnant 
sind seine Geschichten aus Lateiname¬ 
rika. Die beiden Erzählungen „Als ob 
ein Engel“ und „Sara und Simon“ be¬ 
schäftigen sich mit Menschen in Latein¬ 
amerika, die in den 70er Jahren gegen 
die Militärdiktaturen in Argentinien 
und Uruguay gekämpft haben. In ers- 
terer erzählt Hackl die Geschichte der 
Gisela Tenenbaum, die sich in der links- 
peronistischen Jugendbewegung und 
späteren Stadtguerilla der Montoneros 
engagierte, im April 1977 von Militärs 
verschleppt wird und deren Schicksal bis 
heute ungeklärt ist. „Sara und Simon“ 
handelt von dem tragischen Schicksal 
der Sara Mendez, die als Mitglied einer 
anarchistischen Vereinigung aus Uru¬ 
guay nach Argentinien flieht, dort ver¬ 
schleppt und gefoltert wurde und die 
die Militär gewaltsam von ihrem Kind 
trennen, das sie erst nach jahrzehnte¬ 
langer Suche wiederfindet. Ähnlich er¬ 
schütternd das Schicksal der Klagsbruns, 
einer jüdischen Familie aus Wien, die vor 
den Faschisten nach Brasilien flieht. Die 
Enkel schließen sich einer marxistischen 


Studentenbewegung, der Acao Populär, 
an, müssen nach Chile fliehen, um nach 
dem Militärputsch und ihrer Flucht in 
die argentinische Botschaft ausgeflogen 
zu werden, leben in Europa und können 
erst 1986 nach Brasilien zurückkehren. 

Und immer wieder geht es bei Hackl 
um Verfolgung und Widerstand in Öster¬ 
reich. In „Abschied von Sidonie“ wird 
die Geschichte eines Roma-Mädchens 
erzählt, das als Findelkind von einer Ar¬ 
beiterfamilie aufgenommen, 1943 von 
den Faschisten nach Auschwitz-Birke¬ 
nau verschleppt und dort ermordet wur¬ 
de. Er berichtet über polnische Bürger 
österreichischer Herkunft, die 1939 nicht 
den polnischen Staat verraten und dafür 
von den Nazis nach Auschwitz depor¬ 
tiert wurden, wo einer von ihnen als Fo¬ 
tograf der SS unfreiwillig das Grauen in 
Auschwitz dokumentiert. Er beschreibt 
die Vertreibung und Ermordung der jü¬ 
dischen Bevölkerung Österreichs exem¬ 
plarisch in der Geschichte der Familie 
Fleischmann. 

Wichtig ist ihm auch die Erinnerung 
an den österreichischen Arbeiterauf¬ 
stand von 1934, sei es, dass er über die 
Arbeiterkämpfe in Steyr, seiner Hei¬ 
matstadt, schreibt oder in der Antholo¬ 
gie „Im Kältefieber. Februargeschichten 
1934“ die Ereignisse vom 12. Februar 
anhand literarische Texte rekonstruiert 
und längst Vergessenes zu Tage fördert 


wie etwa eine Passage aus dem Roman 
„Die Prüfung“ des Hamburger Arbeiter¬ 
schriftstellers Willi Bredel, der die auf¬ 
rüttelnde Wirkung des Aufstands auf 
die kommunistischen und sozialdemo¬ 
kratischen Häftlinge im Hamburger KZ 
Fuhlsbüttel beschreibt. 

Hackl erzählt Geschichten über So¬ 
zialisten und Kommunisten, in deren 
Biographie das gewalttätige 20. Jahr¬ 
hunderts schicksalhaft konzentriert in 
Erscheinung tritt, aber auch gleichzei¬ 
tig ihr emanzipatorisches Engagement, 
mustergültig umgesetzt in der Erzählung 
„Familie Salzmann“. Seine Erzählungen 
und Romane sind minutiös recherchier¬ 
te Einzelschicksale von Menschen, die 
Opfer oder Widerständler gegen Fa¬ 
schismus und Militärdiktatur waren. 
Hackl zeigt, dass Widerstandshandeln 
auch unter schier unmöglichen Zustän¬ 
den geleistet wurde und damit möglich 
war. 

Hackls Literatur soll an Menschen 
erinnern, die kein Zeugnis mehr ablegen 
können, weil sie nicht mehr leben. Es ist 
aber wichtig, sich an sie zu erinnern. Das 
Auslöschen von Erinnerung ist der ers¬ 
te Schritt in die politische Bewusstlosig¬ 
keit. Erinnern ist bei Hackl eine eminent 
politische Aufgabe. Somit ist Hackl nicht 
irgendein Schriftsteller, der etwas für 
seine Arbeit als Schriftsteller ausbeutet, 
sondern ein politischer Autor. Hackl ist 


Bunt, rotzig, laut 

Eine Hommage an den Punk 


Punk hat seine Wurzeln in schwarzer 
Musik, im Blues, der die Grundform für 
alle Musikstile ist, die sich ab den 50ern 
entwickelten: Rock’n’Roll, Rock sowie 
alle Formen des Rock (Heavy Metal, 
früher Hard Rock usw.). Gehässig wur¬ 
de in den 80ern vom Punk behauptet, er 
sei eine verkümmerte Form des Rock, 
weil er anspruchslos ist und meistens 
mit drei Akkorden auskommt. Das wird 
aber weder der tollen Musik, die in der 
Glanzzeit des Punk von vielen Gruppen 
veröffentlicht wurde, gerecht und schon 
gar nicht seiner kulturellen und gesell¬ 
schaftlichen Bedeutung. 

Punk hat die Wurzeln in der schwar¬ 
zen Musik auch wegen ihrer Wider¬ 
standskultur und Energie. Einige der ers¬ 
ten Punkbands bestanden aus schwarzen 
Musikern. Bereits 1979 gab es eine Ver¬ 
mischung von Punk mit Reggae, etwa bei 
dem legendären Ska-Revival in Großbri¬ 
tannien „TwoTone“ im Jahr 1979. Später 
bildeten sich auch in Lateinamerika Ska- 
und Reggae-Bands unter dem Einfluss 
von Punk. „Lucha Amada“ ist ein Plat¬ 


tenlabel, das klar politisch und links aus¬ 
gerichtet ist. Es hat seinen Sitz in Berlin. 
Kennzeichnend ist das Zusammenbrin¬ 
gen vieler internationaler Einflüsse von 
Kulturen und Musik auf den einzelnen 
Veröffentlichungen. Lucha Amada ver¬ 
öffentlichte das Album „Musica Rebel- 
de“ eine Soli-CD für Afrika, sowie den 
Sampler „Love Musik, Hate Fascism“. 

Das inzwischen legendäre Musikkol¬ 
lektiv Lucha präsentiert als Neu-Veröf¬ 
fentlichung eine Doppel-CD, die der 
Punk-Musik gewidmet ist. Schon ab den 
ersten Takten kommt man nicht mehr 
los davon. Der Punk geht ab im Polkas¬ 
til mit einer Neuinterpretation des Songs 
„I fought the law“ von den „Clash“ (bei 
uns Mitte der 60er schon in der Beat- 
Zeit ein Hit von den „Lords“). Auf dem 
Album gibt es eine ganze Reihe von 
Clash-Interpretationen, aber auch von 
anderen Punkbands wie den „Pogues“ 
den „Ruts“, den „Ramones“ sowie von 
von Metal-Bands wie „Motorhead“. Es 
ist jedenfalls eine Musik, die nicht trotz, 
sondern gerade wegen der Unterschied¬ 


lichkeit der internationalen Interpreten 
(das ist die Stärke der Produktionen von 
Lucha Amada) ins Blut geht und in die 
Beine. Und Punk lädt bekanntlich ohne¬ 
hin zur Bewegung ein. Allerdings nicht 
nur körperlich: Die Punkmusik war seit 
ihrem Entstehen ein klares „Nein“ zur 
Gesellschaft, ein Ausdruck des musika¬ 
lischen Widerstands. Sie wurde populär 
in der Zeit der Hausbesetzerlnnenbe- 
wegung Anfang der 80er, in der Anti¬ 
kriegs- und Antifaschismus-Bewegung, 
aber auch im Kampf für den Anarchis¬ 
mus und Feminismus. - Punk ist zwar in 
die Jahre gekommen, aber nach wie vor 
bunt, rotzig, laut und steht immer gegen 
den Strom. Gegen den Mainstream. 

Mit dem neuen Album ist es Lucha 
Amada auch wieder gelungen, charak¬ 
teristische Einspielungen von Bands 
aus sehr verschiedenen Kontinenten zu 
kriegen, die wunderbar harmonieren. So 
folgt dem ersten Liedtitel, interpretiert 
vom „Dubioza Kolektiv“ (einer Band aus 
Bosnien und Herzegowina) ein weiter 
„Clash“-Song („Armas de Barrio“ aus 


parteiisch, stellt sich mit seinen Arbei¬ 
ten auf die Seite der Verfolgten und Wi¬ 
derständler und ihres Kampfes für so¬ 
ziale Gerechtigkeit. Hackl schreibt mit 
am kollektiven linken Gedächtnis, ohne 
das Widerstand undenkbar wird. Erich 
Hackl ist es gelungen, mit seinen Arbei¬ 
ten etwas Singuläres in der deutschen 
Literatur zu schaffen, indem er das Ver¬ 
hältnis von Fiktion und Realität in der 
Literatur neu verortet hat. 

Romane mit zeitgeschichtlichem 
Hintergrund sind in der Regel so ge¬ 
strickt, dass das persönliche Erlebnis 
des Autors im historischen Kontext zu 
einer Geschichte verdichtet wird. Hackl 
geht umgekehrt vor. Er verwendet exakt 
recherchierte Geschichten, real Erlebtes 
und überträgt es in Literatur. Geschichte 
wird nicht mehr dokumentiert, sondern 
erzählt und auf eine neue Art erlebbar 
gemacht. Sie basieren auf wahren Bege¬ 
benheiten. Er schreibt aber keine Do¬ 
kumentationen, sondern literarisiert das 
Aufgezeichnete. Ein weiteres singuläres 
Merkmal seiner Arbeit ist das der Mini¬ 
atur. Das epische Erzählen der bürger¬ 
lichen Literatur des 19. Jahrhunderts hat 
linke Literaten ebenfalls zur epischen 
Darstellung motiviert. Hackl geht einen 
umgekehrten Weg und erschließt die 
Geschichte in ihrer ganzen Breite über 
die Miniatur des individuellen Erlebens, 
jedoch ohne dass die politischen Zusam¬ 
menhänge verloren gehen. 

Nun ist Hackl als Autor nicht als der 
typische Schriftsteller zu fassen. Die He¬ 
rausgabe von Anthologien, das Überset¬ 
zen von in Mitteleuropa weitestgehend 
unbekannten lateinamerikanischen 
Dichtern und eine umfangreiche Publi¬ 
zistik sind fester Bestandteil seines Ar- 
beitens und seines Werkes, so dass ihm 
unterschiedliche Ausdrucks- und Ver¬ 
mittlungsformen für sein Anliegen zur 
Verfügung stehen und es nicht zu be¬ 
fürchten ist, dass Hackl verstummen 
wird. 

Stefan Schneider 


Ende dieses Monats erscheint ein 
neues Buch von Erich Hackl, es hat 
den Titel „Am Seil“. Die Verlagsan¬ 
kündigung verheißt eine Geschichte 
mit den Worten „Wie es dazu kam, 
dass der stille, wortkarge Kunst¬ 
handwerker Reinhold Duschka in 
der Zeit des Naziterrors in Wien zwei 
Menschenleben rettete. Wie es ihm 
gelang, die Jüdin Regina Steinig und 
ihre Tochter Lucia vier Jahre lang in 
seiner Werkstatt zu verstecken. Wie 
sie zu dritt, an ein unsichtbares Seil 
gebunden, mit Glück und dank ge¬ 
genseitigem Vertrauen überlebten. 
Was nachher geschah. Und warum 
uns diese Geschichte so nahegeht.“ 
Eine Besprechung folgt. 


dem Album „Guns of Brixton“), gespielt 
von „Eskorzo“ einer populären Gruppe 
aus Granada - also genau von der gegen¬ 
überliegenden Seite des Kontinents. Mit 
ihrem Sound zwischen Lateinamerika, 
Afrika und spanischem Rock ist es eine 
melodische, gleichfalls rythmisch-feurige 
Ergänzung zur Polka vorher. So setzt sich 
der Reigen mit toll eingespielten Punk¬ 
songs fort. Der wohl bekannteste Hit von 
Clash „Should I stay or should I go“ darf 
natürlich nicht fehlen, er wird von Arpi- 
oni interpretiert, einer bekannten Band 
aus der Lombardei. 

Wer Lucha-Amada-Alben schon 
kennt, weiß natürlich, dass es ein schön 
aufgemachtes Booklet im Buchformat 
zu den beiden CDs gibt mit einem aus¬ 
führlichen politischen Teil zur histori¬ 
schen Entwicklung des Punk - und ei¬ 
ner umfangreichen Vorstellung aller In¬ 
terpreten. 

Und - nicht zuletzt: das Album kos¬ 
tet günstige 15 Euro, bestellbar bei jump 
up in Bremen und im UZ-Shop. 

Werner Lutz 


Kultursplitter 


Deutliche Worte 

Seit 1977 gibt es das alljährliche Som¬ 
merspektakel „Ingeborg-Bachmann- 
Preis“ einen öffentlich ausgetragenen 
Wettbewerb von Schriftstellerinnen 
und Schriftstellern mit einem bisher 
noch nicht verlegten Text. Sie haben 
rund 25 Minuten Zeit vorzulesen, da¬ 
nach labert eine Jury, ebenfalls vor 
TV-Kameras. Wichtig ist also Wirkung 
und Effekt, kurze Texte eignen sich 
besser, besser nicht zu experimentell, 
lieber eingängig. Die Schriftstellerin 
Tanja Maljartschuk ist letzten Sonn¬ 
tag mit dem 42. Ingeborg-Bachmann- 
Preis ausgezeichnet worden. Die aus 
der Ukraine stammende und in Wien 
lebende Autorin erhielt die mit 25 000 
Euro dotierte Ehrung am Sonntag in 
Klagenfurt für ihren Text „Frösche im 
Meer“. In Erinnerung sollte die Eröff¬ 
nungsrede des deutschen Schriftstellers 
Feridun Zaimoglu bleiben, der deutli¬ 
che Worte zur politischen Lage fand: 
„Die Rechten verstehen sich als un- 
bewaffnete Bürgerwehr. Sie möchten 
die Plätze säubern von unverträglichen 
Elementen in ihrer Idylle. Sie schützen 
ihren Besitz. Sie ertragen es nicht, dass 
die Niederen durch ihr Viertel streifen. 
Die Zähne werden ihnen vom Fluchen 
stumpf - sie fluchen: Man muss sie he¬ 
rausschaffen, man muss sie aus unse¬ 
rer Welt schaffen, die Herumtreiber, 
das arbeitsscheue Pack, das Gesindel. 
Jeder ist vom Glück begünstigt, jeder 
verdient den Wohlstand, den er hat. 
Wer nichts leistet, gehört ausgejätet, er 
gehört ausgemerzt.“ Klar und deutlich 
gesagt, leider zu selten. 

Weiter so 

Kurz vor der angekündigten Aufhe¬ 
bung des Ausnahmezustands sind in der 
Türkei mehr als 18 500 weitere Staats¬ 
bedienstete per Dekret entlassen wor¬ 
den. Die türkische Regierung wirft den 
entlassenen Staatsbediensteten Ver¬ 
bindungen zu „Terrororganisationen“ 
vor, die „gegen die nationale Sicherheit 
agieren“. Weiter geht die Hatz auf kriti¬ 
sche Stimmen im Bildungsbereich und 
in den Medien. In dem Dekret wurde 
die Schließung von zwölf Verbänden - 
vorwiegend aus dem Bildungsbereich - 
sowie von drei Zeitungen und einem 
Fernsehsender angeordnet. Unter den 
nun verbotenen Zeitungen sind das in 
kurdischer Sprache erscheinende Blatt 
„Welat“ aus dem Süden des Landes 
und das prokurdische Blatt „Özgür- 
lükcü Demokrasi“. Dessen Redaktion 
in Istanbul war bereits im März von der 
Polizei durchsucht worden. Angeblich 
soll dieses Dekret unter den Notstands¬ 
gesetzen das letzte dieser Art sein. In 
Kürze regiert Erdogan so autokratisch, 
dass er auch ohne solche Formalien die 
politische und ideologische Kultur nach 
seinem Gusto gestaltet. 

Sehenswert 

Polizisten, die in einer Transitzone hart 
gegen Geflüchtete Vorgehen; eine Ge¬ 
sellschaft, die sich gegen Not und Ar¬ 
mut abschottet und dabei die eige¬ 
nen Werte über Bord wirft. Der Film 
„Volt“ spielt in einer Transitzone, in 
der Flüchtlinge ausharren, die nicht 
nach Deutschland einreisen dürfen. 
Das zeigt dieser Film des deutschen 
Regisseurs Tarek Ehlail, der an diesem 
Donnerstag auf Arte gezeigt wird. Als 
er 2015 den Film gedreht habe, habe er 
einen unbestimmten Ort in der nahen 
Zukunft zeigen wollen, sagt Ehlail im 
Deutschlandfunk Kultur. Den Begriff 
„Transitzone“ habe er als Kunstbegriff 
im Film etabliert. Er war für ihn da¬ 
mals Teil einer negativen Utopie. „Er 
sei überrascht, wie sehr die Realität den 
Film eingeholt habe, die Dimension der 
Verrohung und Entmenschlichung, die 
heute herrsche, sei eigentlich in kei¬ 
nem Film mehr zu beschreiben. Wür¬ 
de er sich noch einmal filmisch mit ei¬ 
ner Zukunftsvision befassen, würde er 
gerne eine Utopie drehen. Ein positives 
Lösungsangebot, in dem alle Menschen 
gleich behandelt werden, wo es allen 
besser gehen könnte“, sagt Ehlail. Aller¬ 
dings habe er auch noch keine Idee, wie 
diese Utopie konkret aussehen könnte. 
Schade für ihn, aber es gibt solche Ide¬ 
en, man kann sie finden. 

Herbert Becker 
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Wer die Welt verändern 
will, muss sie erkennen 


200 Jahre Marx scheinen für viele Grund genug, sich 
über die Aktualität des Marxschen Denkens den Kopf 
zu zerbrechen. Zeitgleich mit Marx' 200. Geburtstag 
hat die Sozialistische Deutsche Arbeiterjugend ihren 
50. Geburtstag gefeiert. Der Jugendverband hat beide 
Anlässe aufgegriffen und sich selbst mit dem Sammel¬ 
band „Eine Welt zu gewinnen - Marx, der Kapitalismus 
von heute und was wir tun können“ beschenkt. 

Das von derSDAJ in Auftrag gegebene Buch soll ins¬ 
besonderejungen Leuten helfen, die Welt zu begreifen 
und zu verändern. Dafür wird sich mit Leben und Er¬ 
kenntnissen von Karl Marx, einer marxistischen Inter¬ 
pretation der Widersprüche unserer Zeit sowie Klas¬ 
senkämpfen des 20. Jahrhunderts befasst. 

Das einführende Kapitel behandelt die Entwicklung 
des Dialektischen und Historischen Materialismus,die 
Analyse der Grundstruktur der kapitalistischen Produk¬ 
tionsweise, den Kampf für den Sozialismus vom Bund 
der Gerechten bis zur Pariser Kommune. Das zweite 
Kapitel befasst sich mit den grundlegenden Wider¬ 
sprüchen und Problemfeldern unserer heutigen Ge¬ 
sellschaft und diskutiert mögliche Lösungen. Es be¬ 
schäftigt sich mit prekären Arbeitsbedingungen der 


Jugend, fehlender Bildungsgerechtigkeit, der fortwäh¬ 
renden Frauenunterdrückung, der ökologischen Krise, 
Fluchtbewegungen der letzten Jahre, der Ursache von 
Kriegen, internationalen Abhängigkeiten und der Rol¬ 
le Deutschlands sowie mit der Weltwirtschaftskrise 
ab 2007. Das dritte Kapitel beginnt mit der russischen 
Oktober- und der deutschen Novemberrevolution 
und beleuchtet die Debatten um eine antifaschisti¬ 
sche Strategie vor 1933. Weitere Themen sind die un¬ 
terschiedlichen Entwicklungen in DDR und BRD sowie 
die Protestbewegung von 1968 und die Frage, ob mit 
dem Ende des Sozialismus nach sowjetischem Modell 
nun auch das Ende der Geschichte gekommen sei. 

Der Sammelband enthält Beiträge von Hans-Peter 
Brenner, Dietmar Dath, Heiko Humburg, Georg Fül- 
berth, Patrik Köbele, Philipp Krämer, Lena Kreymann, 
Beate Landefeld,Jürgen Lloyd, Seta Radin, Paul Roder¬ 
mund, Björn Schmidt, Arnold Schölzel, Werner Sepp¬ 
mann, Jürgen Wagner und Lucas Zeise. 

Im folgenden dokumentieren wir einen Beitrag von 
Björn Schmidt aus dem zweiten Kapitel. Wir danken 
dem Autor und dem Verlag für die freundliche Geneh¬ 
migung zum Vorabdruck. Paul Rodermund 


Konkurrenz und 
Kooperation 

Internationale Abhängig¬ 
keiten und die Rolle 
Deutschlands 

Von Björn Schmidt 

S eit Jahrhunderten ist die Welt ge¬ 
spalten in Unterdrücker und Un¬ 
terdrückte. Im Kapitalismus sind 
es die Kapitalistenklasse und die Arbei¬ 
terklasse, die sich unversöhnlich gegen¬ 
überstehen. Aber auch im Weltmaßstab 
zeigt sich diese Spaltung durch einen 
kleinen reichen Teil - Japan, (West-) 
Europa und Nordamerika - und einen 
großen armen Teil - Afrika, Lateiname¬ 
rika und weite Teile Asiens. 

In früheren Jahrhunderten wurden 
Länder der letzteren Kontinente durch 
die alten Kolonialmächte in Besitz ge¬ 
nommen und ausgeplündert. Skla¬ 
venhandel, Ausbeutung natürlicher 
Ressourcen, Militärstützpunkte und 
Absatzmärkte für ausländische Wa¬ 
ren - das waren die Lunktionen, die den 
Kolonien zugewiesen wurden. Mit fort¬ 
schreitender Entwicklung des Kapita¬ 
lismus im 19. Jahrhundert änderte sich 
das nicht. Zwar wurden Sklavenhandel 
und Sklavenarbeit mehr und mehr ver¬ 
boten, die weltumspannenden Reiche 
Großbritanniens, Erankreichs und an¬ 
derer Kolonialmächte blieben jedoch 
erhalten. Mit zunehmender Konkur¬ 
renz der Mächte untereinander wur¬ 
den noch die letzten Flecken der Erde 
zu ihrer Beute. Schließlich markierte 
der 1. Weltkrieg die Eskalation beim 
Kampf um eine Neuverteilung der Ko¬ 
lonien. Das Deutsche Reich etwa, ob¬ 
wohl spät in die Reihe der Industriena¬ 
tionen aufgestiegen und beim Wettlauf 
um die Aufteilung der Kolonien zu spät 
gekommen, meldete nun Ansprüche 
auf einen größeren Teil vom „Kuchen“ 
der Kolonien an. In der Folge der rus¬ 
sischen Oktoberrevolution und später 
des Sieges der Völker über den Hitler¬ 
faschismus begann eine Phase der Be¬ 
freiung vieler Kolonien von der Herr¬ 
schaft der Kolonialmächte. Reihenwei¬ 
se proklamierten neue Nationalstaaten 
in Afrika ihre Unabhängigkeit, einige 
Länder Afrikas und Asiens näherten 
sich politisch der Sowjetunion an. Bis 
zu den 1970er Jahren waren die meisten 
der früheren Kolonien politisch unab¬ 
hängig geworden. 

Rückeroberung 

Parallel zur Dekolonisierung entwi¬ 
ckelten die westlichen Wirtschafts¬ 
mächte unter Führung der USA das 
System des Neokolonialismus. Anstatt 
die Herrschaft in der „Dritten Welt“ 
direkt auszuüben, entstand ein Sys¬ 
tem wirtschaftlicher Abhängigkeit, das 
mit einigen Einschränkungen bis heu¬ 
te existiert. Es basiert auf einer ausge¬ 
dehnten Kontrolle der Wirtschaften 
der sogenannten „Entwicklungslän¬ 
der“ durch die USA, Japan, die EU und 
andere Staaten, die politisch und wirt¬ 
schaftlich das „Westliche Lager“ bilden. 
Diese Kontrolle wird beispielsweise 
durch Kreditvergaben mit politischen 
Bedingungen wie der Öffnung der lo¬ 
kalen Märkte für westliche Konzerne 
und Banken erreicht, durch politische 
Einmischung und militärische Drohun¬ 
gen. Das Ergebnis ist eine erdrücken¬ 
de wirtschaftliche Vorherrschaft, die 
die abhängigen Länder zu Rohstofflie¬ 
feranten, Absatzmärkten und „verlän¬ 
gerten Werkbänken“ der westlichen In¬ 
dustriekonzerne herabstuft. Millionen 
Hektar Land werden in das Eigentum 
von Finanzinvestoren - oft aus Euro¬ 
pa - überführt. Lokale Märkte werden 
durch ausländische Billigwaren über¬ 
schwemmt, qualifizierte Arbeits- bzw. 
Fachkräfte massenhaft abgeworben. 

Heutzutage wird die westliche 
Vorherrschaft nicht mehr hauptsäch¬ 
lich durch „rassische Überlegenheit“ 
gerechtfertigt wie noch bis ins 20. 
Jahrhundert hinein. Stattdessen wird 
ein zivilisatorisch fortgeschrittener 
„aufgeklärter, moderner, demokra¬ 
tischer Westen“ den „rückständigen, 
autoritären, korrupten und menschen¬ 
rechtsverletzenden“ Entwicklungslän¬ 
dern und unliebsamen Konkurrenten 


gegenübergestellt. Wie aus einem 
Baukasten werden je nach Belieben 
Vorwürfe zusammengestellt, die als 
Etiketten den Staaten und Völkern 
aufgeklebt werden. Kleine Nationen, 
wie etwa Venezuela und Bolivien, die 
sich westlicher Vorherrschaft entge¬ 
genstellen, wird Nationalismus vorge¬ 
worfen. Ländern mit starken religiösen 
Traditionen wie auch einigen osteuro¬ 
päischen Ländern und Russland Ho¬ 
mophobie und Sexismus. Staaten mit 
anderen politischen Systemen, als sie 
der Westen hat, wie Kuba und China, 
werden zu „Diktaturen“. Dabei geht es 
nicht um die Durchsetzung von Men¬ 
schenrechten und Demokratie, son¬ 
dern um die Einmischung in die An¬ 
gelegenheiten souveräner Staaten und 
darum, das westliche System als Hort 
der individuellen Freiheit, vor allem 
gemünzt auf Bürgerrechte, darzustel¬ 
len. Der Rest der Welt wird zu unbe¬ 
lehrbaren Schülern degradiert, die in 
Sachen Demokratie die Nachhilfe des 
Westens brauchen. Neuerdings müs¬ 
sen sich industriell unterentwickelte 
Länder den Vorwurf anhören, sie seien 
die Klimakiller. Ausgerechnet von je¬ 
nen Staaten, die mehr als hundert Jah¬ 
re lang die Umwelt verschmutzt ha¬ 


ben. Der Heimatstaat von VW, BMW, 
Daimler, BASF und Bayer, die BRD, 
spielt sich international als Hüter des 
Umweltschutzes auf. 

Die wirtschaftliche Ungleichheit 
und Armut im Weltmaßstab wird auf 
internationalen Gipfeln wortreich 
bedauert, tatsächlich aber mit allen 
Mitteln aufrechterhalten. Zum Bei¬ 
spiel, wenn die EU in traditioneller 
Kolonialmanier versucht, sogenannte 
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen 
(EPAs) mit afrikanischen Staaten ab¬ 
zuschließen. Diese werden durch die 
Freihandelsabkommen gezwungen, 
ihre Märkte über eine Dauer von 25 
Jahren für die überlegene westliche 
Konkurrenz zu öffnen. Im Gegenzug 
wird ihnen Marktzugang in der EU 
angeboten - den sie in der Regel so¬ 
wieso schon haben. Die meisten afri¬ 
kanischen Staaten haben sich gegen die 
tödliche Umklammerung durch die EU 
gewehrt und die Abkommen nach 15 
Jahren Verhandlungsdauer nicht un¬ 
terzeichnet - auch weil sie mit China 
einen alternativen Wirtschaftspartner 
haben, der ihnen keine politischen Be¬ 
dingungen stellt. So oder so verblei¬ 
ben die afrikanischen Staaten aber in 
ökonomischer Abhängigkeit und müs¬ 


sen sich den Interessen ihres größe¬ 
ren Wirtschaftspartners unterordnen. 
Das politisch-wirtschaftliche System 
des Imperialismus dominiert dadurch 
nach wie vor die Weltwirtschaft. Fast 
drei Viertel der 2000 größten Banken 
und Konzerne entstammen dem west¬ 
lichen Lager, mehr als 550 von ihnen 
allein den USA. 

Einmischung, Putsch, Krieg 

Zahlreiche internationale Institutionen 
und Vereinigungen werden vom Wes¬ 
ten gebildet bzw. beherrscht. Sie dienen 
dazu, dessen weltweite wirtschaftliche 
Vorherrschaft abzusichern. So etwa die 
Gruppe der 7 (G7), die Weltbank, der 
Internationale Währungsfonds (IWF), 
die NATO, der Internationale Strafge¬ 
richtshof und die EU. Sie sind in der 
Lage, wirtschaftlichen, politischen und 
militärischen Druck auf Staaten aus¬ 
zuüben, die ihre Weltordnung infrage 
stellen. Beispiele dafür sind die Wirt¬ 
schaftsblockade gegen Kuba, die Sank¬ 
tionen gegen Russland, die Medienhet¬ 
ze und militärischen Drohungen gegen 
die Regierungen Venezuelas und Irans. 
In den letzten Jahrzehnten haben die 
westlichen Staaten eine „elegante“ Me¬ 
thode zum Sturz unliebsamer auslän¬ 


discher Regierungen entwickelt: Die 
sogenannten „bunten Revolutionen“. 
Dabei werden durch westlich finan¬ 
zierte Nicht-Regierungsorganisationen 
(NGOs) Protestbewegungen gegrün¬ 
det bzw. unterstützt, die reale oder ver¬ 
meintliche Missstände aufgreifen und 
durch z.T. lang andauernde Massen¬ 
proteste und gezielte Ausschreitungen 
eine Regierung in Bedrängnis bringen 
oder sogar stürzen. Schwerpunkte wa¬ 
ren vor allem Osteuropa bzw. Länder 
der ehemaligen Sowjetunion (Jugosla¬ 
wien, Georgien, Kirgisien, Usbekistan, 
Weißrussland, Moldawien, Armenien, 
Ukraine). 

Doch nicht überall reicht es, zur 
Durchsetzung westlicher Interessen 
NGOs zu fördern. In Tunesien oder 
Ägypten kooperierte man mit den 
Muslimbrüdern, um die Proteste des 
Arabischen Frühlings zu kanalisieren. 
Beim Krieg, oder besser: gegen Syri¬ 
en setzte man mit Hilfe befreundeter 
Staaten in der Region auf islamistische 
bzw. dschihadistische Kräfte - oftmals 
als „moderate Rebellen“ beschönigt -, 
die einen lokalen Protest schnell an¬ 
fachten. Es waren die USA, die EU, 
und ihre Verbündeten in der Region, 
vor allem die Golfstaaten, die schon 
lange den syrischen Staat auf ihrer 
Abschussliste hatten. „Der Sturz des 
Assad-Regimes würde die Lebensli¬ 
nie der Hisbollah in den Iran durch¬ 
trennen, eine langjährige Bedrohung 
Israels beseitigen, die Souveränität 
und Unabhängigkeit des Libanon stär¬ 
ken und dem iranischen Regime eine 
strategische Niederlage zufügen. Er 
wäre ein geostrategischer Erfolg ers¬ 
ten Ranges. Mehr als all die überzeu¬ 
genden moralischen und humanitären 
Gründe liegt hier die Ursache, wes¬ 
halb Assad nicht erlaubt werden kann, 
erfolgreich zu sein und an der Macht 
zu bleiben: Wir haben ein klares nati¬ 
onales Sicherheitsinteresse an seiner 
Niederlage. Und das allein sollte uns 
dazu ermuntern, beachtliche Risiken 
einzugehen, um dieses Ziel erreichen 
zu können.“ (US-Senator John Mc- 
Cain). Die deutsche Bundesregierung 
beteiligte sich an diesem gigantischen 
Kriegsverbrechen von Anfang an. Das 
Ziel eines „Regime Change“, also einer 
völkerrechtswidrigen Einmischung in 
die inneren Angelegenheiten eines sou¬ 
veränen Staates, wurde vom Bündnis 
„Freunde Syriens“ - mit Deutschland 
als Mitglied der Führungsgruppe - kon¬ 
sequent verfolgt. Die Bundesrepublik 
war es - neben Frankreich - auch, die 
innerhalb der EU Druck für ein bru¬ 
tales Wirtschaftsembargo gegen Syrien 
machte. Und natürlich teilte sie die Zie¬ 
le der USA und ihrer Bündnispartner 
in der Region, als diese etliche - zum 



Deutsche Amphibienfahrzeuge beim Brückenschlag in Polen (7. Juni 2016). 
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Foto: ITALIAN G7 PRESIDENCY 2017 / wikipedia / CC-BY 3.0 

Passende Kulisse: Staats- und Regierungschefs der G7 vor Ruinen 


Teil dschihadistische - Milizen unter¬ 
stützten, die Syrien in ein Schlachtfeld 
verwandelten. Währenddessen ent¬ 
faltete sich in deutschen Medien eine 
Kampagne zur Dämonisierung des sy¬ 
rischen Präsidenten Assad und der syri¬ 
schen Armee, die für Kriegsgräuel fast 
ausschließlich verantwortlich gemacht 
wurde. 

Steht ein ausländischer Staatschef 
den eigenen Plänen im Weg und ist die 
Situation günstig, so wird vom Westen 
ein „Regime Change“ in Gang gesetzt. 
Gleich ob in Form wechselnder Koa¬ 
litionen oder im Rahmen der NATO. 
In Libyen wurde 2011 Staatschef al- 
Gaddafi in Folge eines NATO-Bom- 
benkrieges gestürzt. Zuvor hatte der 
UN-Sicherheitsrat eine Flugverbots¬ 
zone für die libysche Armee beschlos¬ 
sen, die von den NATO-Mächten als 
Einladung für ihr Eingreifen interpre¬ 
tiert wurde. Als „Bodentruppen“ wa¬ 
ren auch dort von den USA, Großbri¬ 
tannien und Frankreich unterstützte 
bewaffnete Gruppen zum Einsatz ge¬ 
kommen, die schließlich al-Gaddafi 
bestialisch ermordeten. Zwar enthielt 
sich Deutschland in der UNO der Stim¬ 
me, doch erlaubte die Bundesregierung 
US-amerikanischen Truppen die Nut¬ 
zung ihrer Stützpunkte für den Krieg 
und entlastete sie beim Krieg in Af¬ 
ghanistan. 

Die Ukraine stand schon lange auf 
der Liste der Länder, die der Westen 
in sein Herrschaftsgebiet einverleiben 
wollte. Bereits 2004 wurde der damali¬ 
ge Staatschef Janukowitsch durch den 
pro-westlichen Juschtschenko infolge 
der sogenannten „Orangenen Revo¬ 
lution“ ersetzt. 2010 jedoch siegte bei 
den Wahlen erneut Janukowitsch. Im 
Herbst 2013 wurden die westlichen 
Umsturzpläne in die Tat umgesetzt. 
Janukowitsch verhandelte sowohl mit 
Russland über einen Beitritt zur Eu- 
rasischen Wirtschaftsunion als auch 
mit der EU über ein sogenanntes As¬ 
soziierungsabkommen, mit dem Brüs¬ 
sel das Ziel verfolgte, die Ukraine aus 
der historisch engen Verbindung zu 
Russland herauszulösen. Als Januko¬ 
witsch dies ablehnte, setzte der Westen 
die seit 1991 von den USA mit zuvor 
5 Milliarden Dollar unterstützte „Pro¬ 
testmaschine“ in Gang. Nach wochen¬ 
langen blutigen Straßenschlachten, bei 
denen faschistischen Organisationen 
die entscheidende Rolle zukam, wur¬ 
de Janukowitsch in einem Putsch ge¬ 
stürzt. Anschließend startete die neue 
De-facto-Regierung einen lang an¬ 
dauernden Krieg gegen den bewaffne¬ 
ten Aufstand in der Donbass-Region. 
Gemeinsam mit den USA hatten die 
deutsche Bundesregierung und ande¬ 
re westliche Staaten einen gewaltsa¬ 
men Umsturz unterstützt, um mit ih¬ 
rem Einflussgebiet möglichst bis an die 
russische Grenze vorzurücken. Dabei 
wurden auch unterschiedliche Interes¬ 
sen zwischen den USA und der BRD 
deutlich. Jede Partei versuchte, „ihre“ 
Kandidaten möglichst hoch in der uk¬ 
rainischen Regierung zu platzieren: Die 
USA setzten sich mit Jazenjuk gegen 
den „deutschen“ Kandidaten Klitschko 
durch. Es folgte eine seit dem Kalten 
Krieg nicht mehr gekannte russland¬ 
feindliche Propaganda der Bundesre¬ 
gierung und der Medienkonzerne, die 
als Begleitmusik für den Aufmarsch 
von 5000 NATO-Soldaten im Balti¬ 
kum und Polen diente. 

Die Europäische 
Union - das Europa der 
Banken und Generäle 

Bereits am Beispiel Ukraine wird deut¬ 
lich: Das Selbstbild der EU als einer 
„Friedensmacht“ entspricht nicht der 
Wahrheit. Immer wieder wird behaup¬ 
tet, die EU sei das Ergebnis des Rin¬ 
gens der Völker um gegenseitige Ach¬ 
tung und ein friedliches Zusammenle¬ 
ben in Europa. Doch bereits der immer 
wieder stolz vorgetragene Fakt, dass 
die EU den größten gemeinsamen 
Markt der Welt bildet, deutet auf die 
wahren Hintergründe hin. Es geht um 
die sogenannten „vier Grundfreihei¬ 
ten“: Freier Warenverkehr, Personen¬ 
freizügigkeit, Dienstleistungsfreiheit 
und freier Kapital- und Zahlungsver¬ 
kehr. Von diesen Grundfreiheiten pro¬ 
fitieren vor allem die großen Banken 
und Konzerne. Denn mit dem großen 


Binnenmarkt gingen Standortkonkur¬ 
renz, Druck auf die Löhne und sozi¬ 
alstaatliche Rechte einher. Die star¬ 
ke Exportorientierung, vor allem der 
deutschen Konzerne, führte zu Dein¬ 
dustrialisierung und Massenarbeitslo¬ 
sigkeit in weiten Teilen der EU. Auch 
in Deutschland sind diese Folgen in 
Form von unsicheren Arbeitsverhält¬ 
nissen und „abgehängten“ Regionen 
wie weite Teile Ostdeutschlands spür¬ 
bar. Insbesondere während der Welt¬ 
wirtschaftskrise ab 2008 konnte die 
BRD ihren Einfluss in der EU massiv 
ausbauen. So verordnete sie insbeson¬ 
dere den südeuropäischen Ländern 
strikte Sparprogramme, deren Folgen 
Massenelend und bisweilen Verhältnis¬ 
se wie in der Dritten Welt waren. Von 


einem einheitlichen Staatenbund oder 
gar einem europäischen Nationalstaat 
kann heutzutage weniger denn je die 
Rede sein. Während die BRD versucht, 
ihren ohnehin schon großen Einfluss 
beständig zu erweitern, wehren sich 
vor allem süd- und osteuropäische 
Staaten gegen die Diktate aus Brüssel 
und Berlin, etwa bei der nationalen 
Haushaltspolitik oder der Flüchtlings¬ 
politik. Doch trotz mancher Zerfallser- 
scheinungen bleibt die EU ein Hebel, 
um die Stellung der Einzelstaaten in 
der internationalen Konkurrenz ver¬ 
bessern zu können. 

Mit Unterzeichnung des EU-Ab- 
kommens zur „ständigen strukturier¬ 
ten Zusammenarbeit“ (engl. PESCO) 
will die EU - und damit der deutsche 
Imperialismus - ihre eigenständigen 
militärischen Fähigkeiten ausbau¬ 
en. Dieses Bestreben ist durchaus als 
Ausdruck zwischenimperialistischer 
Widersprüche zu verstehen. PESCO 
und die Aufrüstung des „Rahmenna¬ 
tionenkonzepts“ der NATO in Europa 
ist dabei kein sich ausschließender Ge¬ 
gensatz: Das Ausbauen der eigenen Mi¬ 
litärkapazitäten und -infrastruktur ist 
der nüchternen Erkenntnis der deut¬ 
schen Monopolbourgeoisie geschuldet, 
dass die uneingeschränkte Vormacht¬ 
stellung des US-Imperialismus ihren 


Zenit überschritten hat und der Auf¬ 
stieg Chinas nicht aufzuhalten ist. Um 
die Vormachtstellung des Westens im 
Weltmaßstab zu verteidigen, setzt der 
deutsche Imperialismus deshalb auf 
eine eigenständige, aber eben auch 
kompatible Aufrüstung mit der NATO 
in Europa. Das richtet sich keineswegs 
gegen den US-Imperialismus, sondern 
erhöht die militärische Hebelwirkung 
der NATO, die nach wie vor durch die 
USA dominiert wird. 

G7 unter Druck 

Nach dem Ende des Sozialismus und 
der Auflösung des Warschauer Vertra¬ 
ges trat der Westen einen Siegeszug 
an, der vorerst zum Stoppen kommen 
könnte. Während des G20-Gipfels 2017 


in Hamburg schrieb „Spiegel Online“: 
„Die globalen Gewichte verschieben 
sich: Seit dem ersten G20-Treffen von 
1999 sinkt der Beitrag der etablierten 
Industrienationen zur Weltwirtschaft 
kontinuierlich. Klare Gewinner sind 
nur zwei Nationen.“ Gemeint sind Chi¬ 
na und Indien. Belegbar ist diese Kräf¬ 
teverschiebung innerhalb der Welt¬ 
wirtschaft mit Zahlen: Der Anteil der 
G20 an der Weltwirtschaft betrug 2017 
73 Prozent. Der Anteil der G7 inner¬ 
halb der G20 betrug vor 20 Jahren noch 
44 Prozent (gemessen in Kaufkraftpari¬ 
täten, d.h. dem Kaufkraftniveau ange¬ 
passt ans jeweilige Preisniveau), 2016 
waren es nur noch 31 Prozent. Deutsch¬ 
lands Anteil sank von fünf Prozent auf 
3,33 Prozent. Die BRICS-Staaten (Bra¬ 
silien, Russland, Indien, China, Südaf¬ 
rika) hingegen haben kräftig zugelegt: 
Von 18,4 Prozent vor 20 Jahren auf 
31,2 Prozent. Damit haben die BRICS 
die G7 überholt. 

Angesichts der Tatsache, dass sich 
die neuen aufstrebenden Länder, zu 
denen neben den BRICS u.a. auch die 
Türkei und Iran zählen, in ihrem rasan¬ 
ten Aufstieg größtenteils nicht in das 
westliche Lager integrieren ließen, war 
die Reaktion des Westens ein engerer 
Zusammenschluss zwischen USA und 
EU/BRD, militärisch vor allem durch 


die NATO repräsentiert. Etwa ab 2008 
wurden in den zentralen Denkfabri¬ 
ken der USA, der EU und der BRD 
ein solch enger Zusammenschluss kon¬ 
zipiert und umgesetzt. Er dient dazu, 
die westliche wirtschaftliche, politische 
und militärische Macht zu verteidigen. 
Dieser Zusammenschluss ist nicht wi¬ 
derspruchsfrei. Der deutsche Imperi¬ 
alismus ist der Juniorpartner des US- 
Imperialismus, nicht jedoch sein Vasall. 
Er sucht sich immer die günstigsten Lö¬ 
sungen, um weltpolitischen Einfluss zu 
gewinnen. Auf absehbare Zeit ist das 
entscheidende Bündnissystem jedoch 
der „westliche Block“ gegen Russ¬ 
land, China und Organisationen wie 
die Shanghai Cooperation Organisati¬ 
on (SCO). Daher nimmt die deutsche 
Bundesregierung auch die Lagerung 
US-amerikanischer Atombomben auf 
deutschem Boden und die Aufrecht¬ 
erhaltung der US-Militärbasen wie 
etwa in Ramstein in Kauf, wenngleich 
gegen den Willen großer Teile der Be¬ 
völkerung. Und auch die unmittelba¬ 
ren Geschäftsinteressen der Konzerne 
müssen sich der langfristigen machtpo¬ 
litischen Strategie unterordnen. Zwar 
beschweren sich Politiker öffentlich 
über US-Sanktionen gegen Russland, 
Konsequenzen bleiben aber aus - das 
Bündnis mit dem US-Imperialismus ist 
wertvoller für die Bundesregierung als 
die Geschäfte mit Russland -, selbst 
wenn es um milliardenschwere Gaslie¬ 
ferungen geht. 

Die NATO-Länder agieren heute 
im Wesentlichen als antirussischer, an¬ 
tichinesischer Block. Das Kalkül der 
außenpolitischen Eliten ist dabei, ge¬ 
meinsam mit den USA die herrschen¬ 
de Weltordnung zu verteidigen, um so 
überhaupt als Großmacht auftreten zu 
können. So kommentierte Wolfgang 
Ischinger, Veranstalter der jährlichen 
Münchener NATO-Sicherheitskon- 
ferenz, die Folgen des Wahlsiegs von 
Donald Trump: „Anstatt uns pauschal 
von den USA abzuwenden, sollten wir 
mit all jenen Zusammenarbeiten, die an 
einer Bewahrung der transatlantischen 
Wertegemeinschaft interessiert sind. 
Dazu scheinen ja auch einige Mitglie¬ 
der der neuen Regierung zu zählen, die 
sich erfreulich deutlich zur transatlan¬ 
tischen Partnerschaft und Kontinuität 
bekannt haben - von den Trump-Geg¬ 
nern im Kongress ganz zu schweigen. 
Zweitens ist es nicht so, dass überall 
auf der Welt Partner Schlange stünden, 
die mit Europa die liberale Weltord¬ 
nung verteidigen wollten. [...] Lang¬ 
fristig wird die liberale Weltordnung 
nur Bestand haben, wenn sie von bei¬ 
den Pfeilern der transatlantischen 
Partnerschaft gestützt wird. Drittens 
übersehen jene, die jetzt zu einer eu¬ 
ropäischen Gegenmachtbildung zu 
den USA aufrufen, dass diese Option 
in Wahrheit gar nicht besteht. Die Eu¬ 


ropäer können kurz- und mittelfristig 
nicht auf die US-amerikanische Sicher¬ 
heitsgarantie verzichten.“ Um eine grö¬ 
ßere Rolle im westlichen Lager zu spie¬ 
len, will die Bundesregierung die Mi¬ 
litarisierung der EU vorantreiben und 
selbst aufrüsten. Zu diesem Zweck 
wird die Absichtserklärung der NA¬ 
TO-Staaten von 2014 genutzt, das Mi¬ 
litärbudget bis 2024 auf zwei Prozent 
des Bruttoinlandsproduktes zu erhö¬ 
hen. Bei einem Wirtschaftswachstum 
von zwei Prozent pro Jahr wären das 
im Jahr 2024 mehr als 75 Milliarden 
Euro - eine jährliche Steigerung um 
fast zehn Prozent. 

Auf dem Weg in die 
nächsten Kriege 

Nach Jahrhunderten ist erstmals die 
wirtschaftliche Vorherrschaft des 
Westens bedroht. Doch der Trumpf 
des Imperialismus ist seine politische 
und militärische Dominanz über weite 
Teile der Welt. Das System aus ökono¬ 
mischer Abhängigkeit, politischer Un¬ 
terdrückung sowie unterschwelligen 
oder offenen Kriegsdrohungen und 
-einsätzen ist derzeit nicht in Gefahr. 
Doch seine Strategen und Vordenker 
rüsten sprichwörtlich für die kommen¬ 
den Auseinandersetzungen im Welt¬ 
maßstab. Die jeweiligen Regierun¬ 
gen der Bundesrepublik sind mit da¬ 
bei - immer mit dem Ziel vor Augen, 
„wachsende Verantwortung“, das heißt 
wachsende Kriegsbereitschaft wahrzu¬ 
nehmen. 



Marx, der Kapitalismus von heute 
und was wir tun können 



Lena Kreymann, Paul Rodermund (Hg.) 
Eine Welt zu gewinnen 
Marx, der Kapitalismus von heute 
und was wir tun können 
PapyRossa Verlag, Köln 2018 
231 Seiten, 10 Euro 

Erscheinungsdatum: 2. Julihälfte 
Bestellbar aufwww.uzshop.de 


Aus dem SDAJ-Programm auf dem UZ-Pressefest: 

★ Lesung aus dem Sammelband „Eine Welt zu gewinnen - Marx, 
der Kapitalismus von heute und was wir tun können“ 

★ „50 Jahre Kampfgemeinschaft-Gespräch mit jungen und al¬ 
ten SDAJ'lerlnnen“ 

★ „Der revolutionäre Jugendverband in diesem Land - Diskussi¬ 
on mit Lena Kreymann, Vorsitzende der SDAJ und Axel Koppey, 
Vorsitzender der DKP Hessen“ 

★ „Kosten steigen, Löhne sinken - Workshop mit Jugendvertre¬ 
tern“ 

★ „Ihr seid Träumer - Buchbesprechung und Diskussion mit dem 
Autor Manfred Jansen und Betriebsaktiven aus der SDAJ“ 
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Wir trauern um unsere Genossin, 
unsere Kameradin und Freundin 

Traudi (Waltraut Spiller) 

3.11.1943 28.6.2018 

Trotz der Erkrankung von Traudi, die sie zwang, kürzer 
zu treten, hat uns die Nachricht unvorbereitet getroffen. 

Traudi war eine sehr aktive, zuverlässige Genossin und 
die Seele unseres Büros, wenn die Partei sie brauchte, 
half sie an vielen Stellen aus. 

Sie war fast 40 Jahre Mitglied unserer Partei. 

Auch in der VVN war sie immer zur Stelle, wenn sie 
gebraucht wurde. 

Die Urnenbeisetzung wird am Montag, 23.7.2018, um 
13 Uhr auf dem Friedhof an der Strangriede in Han¬ 
novers Nordstadt sein. Anschließend wird es im DKP- 
Büro in der Göttinger Straße 58 eine kleine Trauerfeier 
geben. 

Traudi, du wirst uns sehr fehlen! 

DKP Bezirksvorstand Niedersachsen 
WN Hannover 
DKP Kreisvorstand Hannover 
DKP Gruppe Hannover Linden 
DKP Gruppe Hannover Mitte 


Antifaschistin, Kommunistin, Friedenskämpferin - 
ein L eben lang 

Unsere Genossin 

Gertrud (Trude) Schulz 

wurde am 4.3.1931 geboren; sie verstarb am 26.6.2018 

Trude hat die Gräuel der zwölfjährigen faschistischen 
Herrschaft, die furchtbaren Jahre des 2. Weltkrieges und 
die entbehrungsreiche Nachkriegszeit nie aus ihrem 
Gedächtnis verdrängt. Sie wollte, dass sich dieses nie 
wiederholt. Aus Überzeugung trat sie daher 1946 im Al¬ 
ter von 16 Jahren der KPD bei. Wenig später wurde sie 
Mitglied der Freien Deutsche Jugend (FDJ). So nimmt es 
nicht wunder, dass, als zum Ende 1950 zwei Hamburger 
Studenten die Insel Helgoland „besetzen", um gegen de¬ 
ren vollständige Zerstörung durch Bombardements der 
Engländer zu protestieren, Trude zu ihren ersten Mit¬ 
streitern zählte. 

Gemeinsam mit einer Truppe FDJler, Kommunisten und 
anderen Jugendlichen traf sie gleich zu Anfang 1951 auf 
der Insel ein. Im Gepäck führte die Gruppe die Friedens¬ 
fahne mit Picassos Taube. Nur wenige Wochen später, 
am 21. Februar 1951, beschließt die britische Regierung, 
die Insel, die von den Nazis als Marinestützpunkt aus¬ 
gebaut worden war, den Insulanern zurückzugeben. An 
diesem Erfolg war Trude nicht unwesentlich beteiligt. 

Nur nicht klein beigeben, gehörte zu ihrer Lebensklug¬ 
heit. Sie kämpfte aktiv gegen Adenauers Politik der Re¬ 
militarisierung und Wiederaufrüstung, für ein friedliches 
Miteinander, gegen jegliche Einschränkung demokrati¬ 
scher Rechte und Freiheiten. Ostermarsch ohne Trude 
- undenkbar. Am 1. Oktober 1968 trat sie der DKP bei; 
sie gehörte zu den Gründungsmitgliedern. Bei Aktionen 
gegen Neonazismus, gegen Fremdenhass und Antise¬ 
mitismus, gegen Einsätze der Bundeswehr in aller Welt, 
Trude war immer dabei. 

Im Alter von 68 Jahren verstarb ihr Mann, unser Genosse 
Erich, der in Partei und Gewerkschaft zahlreiche Funkti¬ 
onen innehatte. Und im Mai 2011 verlor sie ihre Tochter, 
unsere treue Genossin Petra, die nur 53 Jahre alt gewor¬ 
den war. Schicksalsschläge, die nicht leicht zu ertragen 
waren; Trude hat sie gemeistert. Gesundheitlich ange¬ 
schlagen, konnte sie sich in der letzten Zeit für die Partei 
nicht mehr einbringen, was sie außerordentlich bedauer¬ 
te. Nach 87 Jahren war ihre Kraft erschöpft. 

Unsere Anteilnahme gehört ihrem Sohn, unserem Ge¬ 
nossen Hans Peter, sowie den Familienangehörigen. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Kreisvorstand Duisburg 

Die Trauerfeier findet statt am 20. Juli um 12:00; Waldfried¬ 
hof Wanheimerort, im Trauersaal, Eingang Düsseldorfer Stra¬ 
ße. Anstelle von Kränzen oder Angebinden, wird um Geld¬ 
spenden für die DKP gebeten. 


J 
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Bildungsreise Vietnam / Laos 
Reisen - Studieren - Helfen 
Freundschaftsgesellschaft Vietnam 

27.12.18 - 11.01.19 (2 Wochen) 

27.12.18 - 18.01.19 (3 Wochen) 

Sie erleben traumhaft schöne Landschaften und 
besuchen Hilfsprojekte. Außerdem treffen Sie 
Partner aus Politik, Wirtschaft, Universitäten und 
Kultur - darunter auch einen berühmten vietna¬ 
mesischen Schriftsteller. 


www.fg-vietnam.de 
fg-vietnam@t-online.de 
Kontakt: 0641 82149 



ABRUSTEN STATT 
AUFRÜSTEN! 

dkp-rlp.de | info@dkp-rlp.de 


RHEINLAND-PFALZ RHEINLAND-PFALZ 



büchel 

DICHTMACHEN! 


AKTIONSPRASENZ 
VOM JULI 2018 


Wilfried Lang 

zum 90. Geburtstag 

(Der rote Großvater) 

Trotz vieler Polizeikugeln auf Antikriegsdemonstran¬ 
ten in Essen 1952, wo Philipp Müller erschossen wur¬ 
de, trotz KPD-Verbot und Adenauer-Knast, Revanchis¬ 
mus und schärfstem Antikommunismus ist Wilfried 
seiner kommunistischen Überzeugung natürlich auch 
nach der Konterrevolution 1989/90 ff. treu geblieben. 

Seit 1968 wieder aktiv in der legalen kommunisti¬ 
schen Partei (DKP), Mitglied im Betriebsrat bei Opel 
in Rüsselsheim, aktiv als ehrenamtlicher Funktio¬ 
när bei der IG-Metall und im DGB. Aber auch Hinweis¬ 
geber und Unterstützer der Antifa in Rüsselsheim. 

Danke für alles und für Dein schönes Fest in Alt-Haßloch. 
Wir wünschen Dir in Berlin bei Deinen Töchtern alles 
Gute. 

Deine Genossjnnen, Freunde und Kollegjnnen 
Horst Ahlbrecht, Alfred J. Arndt, Egon Büchle, Heinz 
Knobeloch, Robert und Ingrid Leonberger, Magnus 
Leonberger, Raika Leonberger, Michael Lutz, Bertram Rühl 


Nach den Frühlingskursen - 
Ran an die Sommer- und Herbstkurse in 
der Karl-Liebknecht-Schule 

29. 9. - 30. 9.18 / Marxistische Staatstheorie 

Ist der Staat als „ideeller Gesamtkapitalist" ausschließlich re¬ 
pressives Organ der herrschenden Klasse? Ist der Staat ins¬ 
titutionalisierte Klassenbeziehung und Kräfteverhältnis? Wie 
steht es um die „Verdrahtung" von Staat und Finanzoligar¬ 
chie? Was bedeutet Zivilgesellschaft? Wie ist das Verhältnis 
von Nationalstaat und supranationalen Institutionen? 

Welche Bedeutung kann in diesem Kontext der Kampf um 
eine antimonopolistische, revolutionär-demokratische Repu¬ 
blik als eine Möglichkeit des „Herankommens" an den revolu¬ 
tionären Bruch mit dem Kapitalismus haben? 

Referenten: Kurt Baumann / Beate Landefeld 

Anmeldungen 
> per Mail: kls@dkp.de 

> per Post: DKP, Hoffnungstraße 18,45127 Essen 
Kosten beitrag: Wochenendseminar 25,- 
(bei Anreise am Vortag 30,-) 
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DVD-NEUERSCHEINUNG 

WO DER HIMMEL AUFGEHT 

Esther Bejarano und Microphone Mafia in Kuba 

Dokumentarfilm, 45 Minuten 

Dank der Musik hat Esther Bejarano Auschwitz überlebt. 
Mit 92 Jahren verwirklicht sich die Sängerin einen Traum 
und reist mit ihrem Sohn und der Rap-Gruppe Micro¬ 
phone Mafia nach Kuba. Mitreißende Konzertausschnitte 
machen die Begeisterung spürbar, die das kubanische 
Publikum einer einzigartigen Frau entgegenbringt. So 
bildet der Film den gemeinsamen Traum von einer Welt 
ab, deren Himmel für alle, die unter ihm leben, gleicher¬ 
maßen aufgeht. 

Ein Film von Tobias Kriele („Die Kraft der Schwachen“) 
DVD 12,- inkl. MwSt., zzgl. Versandkosten 
Bestellungen unter: 

uzshop.de info@unsere-zeit.de Tel: 0201 17788923 


Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de 10039.0566.81478 

Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 



Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


IHMER WIEDER 
EINEN SLICE WERT 




shop 


www.uzshop.de 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-N ationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 



Lieber Bernd! 

Zu Deinem 80. Geburtstag am 12. 7. 
gratulieren wir Dir herzlich! 

Wir wünschen Dir Gesundheit und Kraft 
für Dein unermüdliches Wirken für den 
Frieden und Antifaschismus. 

Deine Familie aus Nah und Fern 

Deine Lore, Chris mit Jonas, Ronja mit 
Niklas, Fabian, Katrin, Klaus-Peter mit 
Marcel u. Johanna, Rosmarie u. Hubert, 
Guido, Carina mit Pierre, Karen u. Jörg, 
Harald, Cristina mit Maike u. Lena, Doro¬ 
thee u. Stefano, Christian, Susanne mit 
Philipp u. Laurenz, Helga, Lothar u. Karin, 
Janja, Detlef u. Renate und Dein Schul¬ 
freund Peter 


TOMBOLA AUF DEM 
UZ-PRESSEFEST 

PREISE GESUCHT! 

Liebe Genossinnen und Genossen, 

für unsere große Tombola suchen wir noch Preise. Wenn 
ihr neue bis neuwertige Dinge übrig habt, CDs, Bildbände, 
Spiele, unbenutzte Geräte, eigentlich alles, was wertig ist... 
schickt sie bitte für eine bunte Tombola an: 

DKP-Parteivorstand, Hoffnungstraße 18,45127 Essen 

ün r*gh 






REUTERS/ALEXANDRE meneghini 


Aml8. Juli am Kiosk: 8 Seiten extra 

Unser Amerika 

Ausgabe«. Spezialfürl,70€am Kiosk erhältlich 


■ Volker Hermsdorf zieht 

60 Jahren Kubanischer Revolution ■ Vor 2 ° Ja J 
=r wähl von Hugo Chävez zum Präs.denten der boU 
ess in Venezuela - darüber schreibt Modaira Rubro 
I/. ihac für die Freiheit 


Helferinnen gesucht! 

Am 3. September 2018 ist es wieder soweit: Im Dortmun¬ 
der Revierpark beginnt der Aufbau unseres UZ-Pressefestes. 
Dazu brauchen wir eure Hilfe als Elektriker, Klempner, Stapler¬ 
fahrer, Tontechniker, Sanitäter und Ärzte ... als Genossinnen 
und Freundinnen, die in der Küche helfen, Bühnen und Türme 
bauen oder mit der UZ und der Pressefestzeitung im Ruhr¬ 
gebiet für unser Fest werben. Meldet euch jetzt an für den 
zentralen Auf- und Abbau und als Helferinnen während des Festes: 

uz-pressefest@dkp.de 
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Glückliche 50-Stunden-Arbeiter 

Leserbrief zu „Rollbraten für die 
Männer“, UZ vom 29. Juni 

Die Braunschweiger Zeitung ver¬ 
öffentlichte in ihrer Ausgabe vom 
21. Juni eine Meldung des Evangeli¬ 
schen Pressedienstes (epd), der zufol¬ 
ge eine Untersuchung der Universität 
Marburg ergeben habe, dass 50 Stun¬ 
den Arbeit pro Woche Väter zufrieden 
macht. Der Autor und Soziologiepro¬ 
fessor Martin Schröder: „Die traditio¬ 
nelle Rolle für Männer ist die des Fa¬ 
milienernährers und Vollzeitarbeiters“ 
und weiter: „Männer scheinen sich in 
dieser Rolle am wohlsten zu fühlen.“ 
Und, merke auf: „Auch bei Müttern 
steigt die Lebenszufriedenheit mit der 
Arbeitszeit des Partners“ Ihr meint, 
das reicht jetzt? Haltet die Empörung 
einen Moment zurück: „Für Väter gibt 
es kaum etwas, das einen so negativen 
Einfluss auf die Zufriedenheit hat, wie 
weniger zu arbeiten“, setzt Schröder 
noch einen drauf. Wenn ihr jetzt auf¬ 
schreit, bin ich ganz bei euch. 

Hat der Verfasser dieser „Studie“ 
auch die Bauarbeiter/innen, Lokfüh¬ 
rer/innen und die Menschen gefragt, 
die in Mehrschicht-Betrieben arbei¬ 
ten, was sie von einer 50-Stunden- 
Woche halten? Hat er auch die Mah¬ 
nungen der Krankenkassen gelesen 
oder die Untersuchungen der Hans- 
Böckler-Stiftung berücksichtigt, die zu 
gegenteiligen Erkenntnissen kommen: 
dass überlange Arbeitszeiten krank 
machen? (....) 

Für uns gehört der Kampf um die 
Arbeitszeitverkürzung dringend auf 
die Tagesordnung. (...) 

Wir werden aber keinen Schritt 
weiterkommen, wenn wir uns argu¬ 
mentativ im vorgegebenen Rahmen 


Klassenbewusste Arbeiterinnen und 
Arbeiter haben vor rund 90 Jahren das 
Haus der heutigen Karl-Liebknecht- 
Schule in Leverkusen finanziert und in 
Eigenleistung erbaut. Zwei Jahre nach 
der Einweihung, die im März 1931 statt¬ 
fand, beschlagnahmten die Faschisten 
das Haus. Zahlreiche am Bau beteilig¬ 
te Genossinnen und Genossen wurden 
in Zuchthäusern und KZs eingekerkert 
oder mussten ins Exil fliehen. Nach der 
Befreiung vom Faschismus wurde das 
Haus im Februar 1946 dem neugegrün¬ 
deten Arbeiter-Kulturkartell e.V., der 
heutigen Kulturvereinigung Leverku¬ 
sen e.V., zurückübereignet. Seither hat 
es seinen festen Platz in der proletari¬ 
schen Jugend-, Bildungs- und Kultur¬ 
arbeit. Unzählige freiwillige Arbeits¬ 
stunden und eine hohe Spendenbereit¬ 
schaft haben die Existenz des Hauses 
gesichert. Tausende Genossinnen und 
Genossen waren in den zurückliegen- 


bewegen, indem wir uns darüber auf¬ 
regen, wer wann was gekocht hat. 
Wenn wir das tun, sind wir dem Kapi¬ 
tal und seinen politischen Helfershel¬ 
fern schon auf den Leim gekrochen. 
Weder die MeToo-Debatte - und die 
Sachverhalte sind schlimm, die ihr zu¬ 
grunde liegen! - noch die Aufregung 
darüber, dass zu wenige Frauen in Auf¬ 
sichtsräten sitzen, schafft einen einzi¬ 
gen Arbeitsplatz, nützt z.B. den Frau¬ 
en in prekärer Beschäftigung kein 
bisschen. Aber um diese, die Frauen 
unserer Klasse, muss es uns doch ge¬ 
hen! (...) Arbeitszeitverkürzung und 
Recht auf Arbeit für alle sowie die 
Friedensfrage - „abrüsten statt auf¬ 
rüsten“ - sind die Handlungsfelder, 
auf denen wir alle da wo wir leben 
und arbeiten anpacken können, wenn 
wir den Rücken von der Wand kriegen 
wollen: im Betrieb, in den Gewerk¬ 
schaften und Bündnissen, auf Straßen 
und Plätzen. 

Heide Janicki , Braunschweig 

An der Gleichberechtigung 
dran bleiben 

„Rollbraten für Männer“, 

UZ vom 29. Juni 

Mit Interesse habe ich den Beitrag 
„Rollbraten für Männer“ gelesen. Ja, 
Barbara Kuprat, so ist das heute noch. 
Kein Trost, dass es früher noch schlim¬ 
mer war. Es ist kein Wunder, denn die 
Arbeitgeber zahlen ja immer noch bis 
zu 23 Prozent weniger als bei Männern. 

Vieles wurde nach dem „Internati¬ 
onalen Jahr der Frau“ 1975 angepran¬ 
gert und auch verändert, z.B. „Recht 
auf Arbeit“, Studium, Ausbildung oder 
Ganztagsschulen, Kindergärten und 
Frauenhäuser. Heute sind nicht genug 
Plätze da fürs Vorschulalter und Frau¬ 
enhäuser bekommen kaum noch Geld. 
Die Frauenarbeiter decken in Lokalen 


den Jahrzehnten Gast in Leverkusen. 
Dieser Tradition sind wir verpflichtet. 

Die KLS wird saniert 

Die KLS soll modernisiert werden, um 
auch in Zukunft eine Stätte humanis¬ 
tischer Kultur und kommunistischer 
Bildung sein zu können. Noch in die¬ 
sem Jahr können wir dank einer großen 
Spende mit der Sanierung des Hauses 
beginnen. In den nächsten Wochen wer¬ 
den die Umbaupläne erstellt. Ziel ist 
es, die sanitären Einrichtungen zu mo¬ 
dernisieren, die Tagungsräume zu er¬ 
weitern und barrierefreie Zugänge zu 
schaffen. Die Einrichtung des Hauses 
soll auf den Standard einer modernen 
Jugendherberge gehoben werden. Viel 
Arbeit kommt auf uns zu! Mit den Auf¬ 
räum- und Rückbauarbeiten möchten 
wir schnellstens beginnen. Wer hand¬ 
werklich geschickt ist und anpacken 
kann, ist herzlich eingeladen und auf¬ 


und Gaststätten die Tische ein und ma¬ 
chen viel mehr. 

Gut, sie werden dadurch abgelenkt 
von der Brutalität der Männer. 

Ich war in Gelsenkirchen viel im 
Frauenhaus und habe Tischdecken und 
Servietten u.a. vom Fabrikverkauf mit¬ 
gebracht. Die Frauen haben die Vorbe¬ 
reitungen gern gemacht. Doch sie soll¬ 
ten sich weiterbilden, Sprachen lernen, 
anderen Frauen helfen - doch dafür ha¬ 
ben sie kaum noch Zeit. 

Ja, ich möchte auch sagen, die Män¬ 
ner haben vieles gelernt. Wenn beide 
arbeiten, ist es bei den meisten Famili¬ 
en so, dass die Arbeit mit den Kindern 
und im Haushalt geteilt wird. Sicher 
machen einige nichts, doch wenn ich 
mir die Nachbarn in den Hochhäusern 
anschaue, ist es so, dass die Männer viel 
machen. Trotzdem muss jede und jeder 
an der Gleichberechtigung dran blei¬ 
ben, so wie die UZ. 

Marianne Konze , Gelsenkirchen 

Einheitsschule mit 
gleicher Funktion 

Leserbrief zu „Falscher Schulfrieden“, 
UZ vom 29. Juni 

Dass sie „nicht nur gegen Symptome 
eines kaputten Bildungssystems ange- 
hen, sondern die Ursachen der Mise¬ 
re bekämpfen“ müsse, weiß die „Sam¬ 
melbetriebsgruppe Bildung“ der DKP 
in Hamburg. Darum ist es verwunder¬ 
lich, dass ihr UZ-Artikel darin sich er¬ 
schöpft, für eine Schule für alle Schüler/ 
innen zu plädieren. Diese Einheitsschu¬ 
le wäre zwar hinsichtlich der Chancen¬ 
gleichheit gerechter, hätte aber in der 
kapitalistischen Marktwirtschaftsdemo¬ 
kratie dieselbe Funktion wie das herr¬ 
schende mehrgliederige Schulsystem - 
sie wäre eine Selektionsinstanz, welche 
die Schüler/innen für die Hierarchie der 
Berufe vorsortiert. 



gefordert, sich beim Parteivorstand zu 
melden. 

Förderkreis stärken 

Seit 1990 existiert der Förderkreis „Er¬ 
haltet die Karl-Liebknecht-Schule“. Es 
ging und geht darum, dass das Haus 
als eine Einrichtung der revolutionä¬ 
ren Arbeiterbewegung erhalten bleibt, 


Wie menschenunfreundlich diese 
Vorsortierung ist, bekommen die Schü¬ 
ler/innen an jedem Schultag zu spüren. 
Sie müssen sich allerlei Lehrstoffe in 
den Kopf tun, um bei den Leistungs¬ 
kontrollen bessere Noten als ihre Kon¬ 
kurrenten zu erzielen. Dieses Bulimie- 
Lernen unterm Diktat der Note hat den 
Zweck, die jungen Menschen fit dafür 
zu machen, in den unterschiedlichen 
Berufen als variables Kapital (vulgo 
Humankapital) für die Profitmaximie¬ 
rung der Marktwirtschaftsunternehmen 
verschlissen zu werden. 

Franz Anger ; per E-Mail 

Hinweis auf „March for 
Science“ fehlt 

Leserbrief zu „Kultursplitter“, 

UZ vom 29. Juni 

Die damaligen „Netzwerker“ und Netz¬ 
werkerinnen hatten sicherlich Bedeu¬ 
tung, aber wen interessiert die elitäre 
Lindauer Tagung der medizinischen 
Nobelpreistragenden? Es gibt auch 
eine Lindauer Psychotherapiewoche, 
füge ich als psychotherapeutisch Tä¬ 
tiger hinzu. Und wen interessiert die 
CDU-Forschungsministerin, die in ih¬ 
rem Familienbetrieb Hotel von dem mi¬ 
nisteriellen Blitz überrascht wurde? Ich 
vermisse einen Hinweis auf den „March 
for Science“, wenn es gegen Fake-News 
geht, und dessen jährliche konkrete Ak¬ 
tivitäten, z.B. in diesem Frühjahr in Ber¬ 
lin die Kieznerds, die als Wissenschaft¬ 
ler/innen im Kiez mit der Bevölkerung 
ins Gespräch gegangen sind. Ich war als 
solcher selbst aktiv. Es lohnt sich. 

Dr. Klaus Mucha, per E-Mail 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzuschrif¬ 
ten zuzusenden. Sie sollten möglichst nicht 
länger als 1800 Zeichen (inkl. Leerzeichen) 
sein. Die Redaktion behält sich außerdem 
vor, Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


dass die Karl-Liebknecht-Schule ihre 
Aufgabe als zentrale Bildungs- und 
Begegnungseinrichtung der DKP wahr¬ 
nehmen kann. Die Sanierung ist ein be¬ 
deutender Schritt, der neue Standard 
muss allerdings nachhaltig abgesichert 
werden. Dafür brauchen wir neue Mit¬ 
glieder des Förderkreises, die mit ihrer 
regelmäßigen Spende die Arbeit der 
Karl-Liebknecht-Schule unterstützen 
und langfristig ermöglichen. 

Wenn Du Mitglied des Förder¬ 
kreises werden und spenden möch¬ 
test, wende Dich bitte an den DKP- 
Parteivorstand oder überweise auf 
das Konto der Karl-Liebknecht-Schu¬ 
le bei der Sparkasse Leverkusen: 
IBAN: DE39 3755 1440 0101 0050 64 
• BIC: ELADEDLLEV • Kennwort: 
Erhaltet die KLS. Spenden sind steu¬ 
erlich abzugsfähig. Weitere Infos: finan- 
zen@dkp.de 

Klaus Leger 


Termine@unsere-zeit.de 


Lübeck: Gruppentreffen der DKP Lübeck, 
Interkulturelle Begegnungsstätte e.V. 
(IKB) „Haus der Kulturen“, Parade 12, 
18.30 Uhr 

Schweinfurt: Gruppenabend der DKP- 
Unterfranken, Vereinsheim TVO-Schwein- 
furt, Hermann-Gräf-Allee 1,19 Uhr 

Fürth: after-pegida, Kneipenabend der 
DKP Fürth, Infoladen Benario, Nürnberger 
Straße 82,20 Uhr 


SA ★ 14. JUL 


Frankfurt a.M.: Syrien, Geschichte und 
Gegenwart mit UZ-Autor Manfred Zieg¬ 
ler, gemeinsame Veranstaltung von DKP 
Frankfurt, SDAJ Frankfurt und Linke.SDS 
Uni Frankfurt, Uni Campus Westend, Raum 
IG457, Theodor-W.-Adorno-Platz 1,14 Uhr 

Nürnberg: „Hofflohmarkt Nordstadt“, die 
DKP handelt und diskutiert im Roten Zen¬ 
trum, Reichstraße 8,10 Uhr bis 16 Uhr 

Kempten: Gruppentreff der DKP Allgäu, 
Jugendzentrum react!0R, Frühlingstraße 
17,14 Uhr 

Recklinghausen: „Lesen gegen das Ver¬ 
gessen“, Veranstaltung der gleichnamigen 
Initiative aus Anlass der Bücherverbren¬ 
nung in Recklinghausen am 14. Juli 1933. 
Neumarkt in Recklinghausen-Süd, 15 Uhr 

Köln-Kalk: Sommerfest der DKP im 
rechtsrheinischen Köln, DKP-Gruppen 
Kalk-Porz und Mülheim, Wir feiern 50 
Jahre SDAJ, Es gibt Infos und Musik, Ve- 
ganes und Wurst, Salate und Getränke, 
Naturfreundehauses Köln-Kalk, Kapel¬ 
lenstraße 9a, 16 Uhr 


MO ★16. JUL 


Freiburg: Alle verdächtig - kein Daten¬ 
schutz für Studentinnen? u.a. mit Dr. 
Rolf Gössner, Dr. Udo Kaus, Hörsaal 1098, 
Kollegiengebäude 1 der Albert-Ludwigs- 
Universität, 20 Uhr 


Ml ★18. JUL 


München: Bericht vom Parteivorstand, 
Gruppenabend des DKP-Betriebsaktivs 
München, KommTreff, Holzapfelstraße 3, 
19 Uhr 


DO ★19. JUL 


Nürnberg: Friedenspolitik der DKP. Rotes 
Zentrum, Reichstraße 8,19 Uhr 

Fürth: Thema Öffentlichkeitsarbeit, Grup¬ 
penabend der DKP Fürth, Infoladen Bena¬ 
rio, Nürnberger Straße 82,19.30 Uhr 


FR ★ 20. JUL 


Büchel: Aktionen vor dem Fliegerhorst 
Büchel, 10 Uhr 

Büchel: „Rüstungskonversion“, Veran¬ 
staltung mit Anne Rieger (Bundesaus¬ 
schuss Friedensratschlag), 18 Uhr 


SA ★ 21. JUL 


Fürth: Infostand der DKP Fürth zu Abrüs¬ 
ten statt Aufrüsten, Platz der Opfer des 
Faschismus, 11 Uhr 

Büchel: Kundgebung vor dem Haupttor 
des Fliegerhorstes mit Vertreterinnen und 
Vertretern Kommunistischer Parteien aus 
Deutschland, Luxemburg, Belgien und 
den Niederlanden, 14 Uhr 


Kommunistische Bildungsstätte wird modernisiert 

Förderkreis der Karl-Liebknecht-Schule braucht neue Mitglieder 


Liebe Leserinnen und Leser, 

bucht jetzt das KOMBI-ABO und lest die UZ als Zeitung und auch Online 

★ Die uz immer und überall lesen 

★ Für nur 1,- bis 3,- Euro monatlich zusätzlich! 

★ Mit Möglichkeit der Bild- und Schriftvergrößerung 

★ Alle aktuellen Texte, das gesamte Archiv und die Dossierfunktion nutzen 



□ Ich beziehe bereits die gedruckte UZ im Abo und möch¬ 
te die Zeitung ab sofort auch online lesen - daher bestelle 
ich die Online-Ausgabe zum zusätzlichen Preis von 


□ Ich habe noch kein UZ-Abo und möchte die UZ 
ab sofort als Wochenzeitung und online lesen - 
daher bestelle ich das Kombi-Abo zum Preis von 


□ 

Ermäßigtes Abo 

1,00 € pro Monat 

□ 

Ermäßigtes Abo 

7,00 € pro Monat 

□ 

Normalabo 

2,00 € pro Monat 

□ 

Normalabo 

14,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

3,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

21,00 € pro Monat 


Ich zahle mein UZ-Abonnement □monatlich* □vierteljährlich* □ halbjährlich □ jährlich *Nur bei SEPA Einzug möglich 
- F3 Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 
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Ich komme zum UZ-Pressefest... 


„ Unsere Zeit braucht dieses Fest , 
weil es eindrucksvoll zeigt , dass 
nur die revolutionäre Linke der 
verschärften Rechtsentwicklung 
in diesem Land etwas Überzeu¬ 
gendes entgegenzusetzen hat. <( 

Stefan Huth, 

Chefredakteur Tageszeitung 
„junge Welt“ 


UZ-Pressefest ★ Dortmund vom 7 . bis 9 . September 


Pit Budde singt 
Kinderlieder aus aller Welt 

UZ-Pressefest mit vielfältigem Programm für Kinder 


Gleich am Eingang des Pressefestge¬ 
ländes im Dortmunder Revierpark 
Wischlingen werden die Besucher mit 
einem bunten Kinderprogramm be¬ 
grüßt: Stelzen, Springseile, Gummi¬ 
twist, Federballspiele, Mal-Sachen und 
eine Chill-Ecke gehören zum Dau¬ 
erprogramm. Stundenweise wird die 
Spielstraße eröffnet mit Basteln, Kin¬ 
derschminken und dem Malen von 
Friedenstauben - die von Picasso na¬ 
türlich. Eine Fotobox mit Verklei¬ 
dungskiste daneben lädt ein, Erinne¬ 
rungsbilder vom 20. UZ-Pressefest zu 
machen. 

Das Kinderfest ist Bestandteil des 
Volksfestes für Frieden und Solida¬ 
rität der DKP. Deshalb kommt auch 
Lars Mörking, Chefredakteur der UZ, 
vorbei und erzählt, wie und warum die 
Zeitung gemacht wird und erstellt mit 
den Gästen ein UZchen. Eine Rallye 
führt die Größeren über das weite Ge¬ 
lände des Festes, um rauszubekommen, 
was die Roten da eigentlich drei Tage 
lang treiben - und was sie antreibt. 
Auch im Filmzelt ist ein Programm für 
Kinder geplant. 

Und dann gibt es auf dem Kinder¬ 
fest natürlich auch eine kleine Bühne. 
Pit Budde - genau, der Pit Budde, der 
1979 die Polit-Rockband Cochise grün¬ 
dete - kommt mit seiner Gruppe Kari- 
buni. Das heißt „Willkommen“ in der 
afrikanischen Sprache Kiswahili. Ge¬ 
meinsam mit Josephine Kronfli singt 
Pit Budde Kinderlieder aus aller Welt 
in der Originalsprache und der deut¬ 
schen Übersetzung. Nicht nur hier darf 
kräftig mitgesungen werden. Auch Jane 
Zahn wird mit den Kindern singen. 
Zum Zaubern kommt der Dortmunder 


Grobylin Marlowe. Genossinnen und 
Genossen lesen aus politischen Bü¬ 
chern und erzählen Geschichten zum 
Beispiel über die Geschichte der Sinti 
und Roma. 

Damit nicht genug: Es gibt hartnä¬ 
ckige Gerüchte über eine Hüpfburg 
und eine Popcornmaschine auf dem 
Kinderfest. Geschraubt und gebastelt 
wird auch noch an der guten alten Kin¬ 
dereisenbahn. Hier sind wir sicher: Sie 
wird fahren! 

Spenden für die Kindereisenbahn 
sind gern gesehen. Ebenso helfende 
Hände auf dem Kinderfest: pv@dkp.de 

WR 


★ Karibundi beim 20. UZ-Pressefest: 
Samstag, 8. September 15 Uhr, Kinder¬ 
fest 



Und Tschüss 

Die WM-Viertelfinalspiele 


U ruguay - Frankreich hab ich mir 
erst gar nicht angetan, das Er¬ 
gebnis war ausnahmsweise mal 
vorher klar (0:2). Uruguays „Beißer“ 
Suarez hatte seinen verletzten Sturm¬ 
partner Cavani nicht bei sich und war 
somit zahnlos wie ein Plüschtiger auf 
Eierlikör. Abends gab es dann den 
Hammer Brasilien gegen Belgien mit 
der schönen M. an meiner Seite. War 
alles toll: Das Spiel (1:2), die Stim¬ 
mung und die schöne M. sowieso. Bis 
auf vereinzelte Brasilianer war der 
Laden geschlossen für Belgien und 
wir auch. Mit dementsprechend gu¬ 
ter Laune ging es nach dem Sieg der 
Belgier und einem letzten Bier nach 
Hause, die Verabredung für den nächs¬ 
ten Tag war beschlossene Sache. Und 
Tschüss. 

Der Samstag begann zäh, wurde 
aber stündlich besser. Nach nur ca. 27 
Whatsapp-Nachrichten meinerseits 
hatte ich die schöne M. so weichge¬ 
kocht, dass sie mit mir nachmittags in 
eine andere Kneipe radelte, möglicher¬ 
weise zum ersten Mal in ihrem Leben, 
so wie sie sich zierte. Der „Umschlag¬ 
platz“ liegt direkt am Wasser des Dort¬ 
munder Kanals und mitten im Hafen, 
mit Blick aufs alte Hafenamt und ver¬ 
rostete Kräne, und er besteht aus vier 
Stahlcontainern und vielleicht acht 
Biergarnituren. Das war es, Punkrock 
pur eigentlich, aber, oh staune, ihr ge¬ 
fiel es. Das Spiel Schweden gegen Eng¬ 
land nicht so (0:2) und wir waren hin¬ 
terher froh, dass die Schweden raus 
waren, diese Spielweise (Beton anrüh¬ 


ren und dann gar nichts mehr tun) mag 
erfolgreich gewesen sein, aber auch 
massivst unansehnlich. Und Tschüss. 

Das Abendspiel dann wieder in ge¬ 
wohnter Umgebung mit der schönen 
M. und U„ dem Mann ohne Zähne, der 
uns mit einem genuschelten „Rusch¬ 
land gewinnt“ begrüßte. Wir waren an¬ 
derer Meinung, hatten aber alle nicht 
die Rechnung mit dem Wirt gemacht, 
der seine Technik so schlecht im Griff 
hatte, dass in Minute 14 Ton und Bild 
verschwanden. Alle Leinwände aus. 
Selten so viele Kroaten, Russen und 
Deutsche auf einem Haufen gesehen, 
die sprachlos waren. 30 Minuten war 
es dann ganz lustig, wie die Jungs mit 
den starken Handys an den Nebenti¬ 
schen das Spiel auf ihren Mini-Lein¬ 
wänden schauten und die Spielszenen 
für uns nachspielten. Dann wurde es 
uns zur Halbzeit aber doch zu bunt 
und die schöne M. nahm mich - und 
nur mich - kurzerhand mit nach Hau¬ 
se. Zum ersten Mal überhaupt. Oha. 

Fortan betete ich um Verlängerung 
und ein Elfmeterschießen, welches 
beim Stand von 333 zu 332 erst um 
vier Uhr morgens wegen Erschöpfung 
des Schiedsrichters unterbrochen wer¬ 
den sollte. Es kam immerhin ein biss¬ 
chen so, Kroatien gewann 6:5 nach 
Elfmetern. Verdient, wie wir fanden. 
Wir alberten noch ein wenig herum, 
vorsichtshalber ohne uns dabei allzu 
nahezukommen. Aber immerhin. Und 
wer meint, jetzt soll ich doch nun aber 
endlich mal zu Potte kommen, dem 
sage ich: einer Frau, die so nett und so 



Der russische Präsident Putin darf den 
WM-Pokal nicht behalten. 


hübsch ist und trotzdem seit elf Jahren 
keinen Freund hat, weil sie „wirklich 
Übles erlebt“ hat, der kann man nur 
mit Vertrauen und nochmals Vertrauen 
kommen. Und nicht mit einem Über¬ 
raschungsangriff einen Kuss verpassen, 
z.B. beim Elfmeter eines Spielers mit 
dem schönen Namen Sergei Nikolaje- 
witsch Ignaschewitsch in der gefühlt 
237. Minute, bei dem sie sich die Au¬ 
gen vor Aufregung zuhielt. Obwohl ich 
zugeben muss, ich hab drüber nachge¬ 
dacht. 

Kann halt alles dauern oder auch 
nie was werden. Oder um es mit Mar¬ 
tin Gerhard Reisenberg zu sagen: 
„Vor der Erfindung der Nachspiel¬ 
zeit beim Fußball war auch die Ewig¬ 
keit von kürzerer Dauer.“ Eben. Und 
Tschüss. 

Karl Rehnagel 


Mit Vergnügen Position beziehen 

Hamburger feierten auf ihrem Methfesselfest 


Am vergangenen Wochenende fand 
im Stadtteil Eimsbüttel eines der letz¬ 
ten nicht kommerziellen Straßenfeste 
Hamburgs statt. Bereits in den 70/80er 
Jahren als Fest einer DKP-Kreisorga- 
nisation bekannt, ist das Methfesselfest 
ununterbrochen seit nunmehr 23 Jahren 
eine feste Größe nicht nur für Besucher 
aus dem Viertel. 

Auch dieses Jahr waren zahlreiche Ham¬ 
burger Genossinnen und Genossen als 
Organisatoren und Helfer dabei, sei 
es als Koordinatorin im Kulturzelt, am 
Grillstand oder natürlich beim Auf- 
und Abbau der berühmten Kogge, die 
ja auch vom Pressefest nicht wegzuden¬ 
ken ist. 

Viel Aufmerksamkeit erfuhr auch 
der Infostand der Partei, den wir zusam¬ 
men mit Genossinnen und Genossen der 
KKE und der SDAJ betreiben durften. 


Wir sammelten fleißig Unterschriften 
für die Kampagne „Abrüsten statt Auf¬ 
rüsten“, verteilten natürlich die UZ und 
kamen über diese Wege häufig mit Men¬ 
schen in gute Gespräche. 

Ohnehin gab es für die Besucher viel 
zu erfahren und kennenzulernen: Viele 
Initiativen und Parteien wie z. B. die 
VVN-BdA, attac, Rotfuchs, amnesty in¬ 
ternational, Partei „Die Linke“ und viele 
weitere stellten sich dort vor. 

Am vielfältigen Programm im Kul¬ 
turzelt wurde deutlich, dass sich das Fest 
von Anfang an als ein politisches Fest 
versteht, das gesellschaftliche Debatten 
aus dem Stadtteil und darüber hinaus 
aufgreift und ein Diskussionsforum bie¬ 
tet. So gab es neben einer Brecht-Lesung 
mit Rolf Becker Informationen über Ku¬ 
bas Gesundheitssystem durch Cuba Si 
und den Publizisten Volker Hermsdorf. 


Eine Podiumsdiskussion über den 
Verkauf von 12 Hektar Grün- und 
Schrebergartenfläche durch die Stadt 
an den Beiersdorf-Konzern erregte 
die Gemüter nicht zum ersten Mal, 
die Nakba-Ausstellung und ein Vor¬ 
trag über die Tragödie im Mittelmeer 
(durch resqship e.V.) führten eindring¬ 
lich die schlimmen Folgen von Flucht 
und Vertreibung vor Augen. 

Im Wechsel von Politik und Kultur 
gab es auf der Bühne ein vielfältiges 
Musikprogramm. Ebenso abwechs¬ 
lungsreich waren die internationalen 
kulinarischen Angebote. Auch wegen 
dieser Mischung können wir nach drei 
gelungen Tagen das Motto des Festes 
voll und ganz bestätigen: Methfessel¬ 
fest - Mit Vergnügen Position bezie¬ 
hen! 

DKP Hamburg 
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„Wir ehren ihn, indem wir seine Ideen und Bücher verbreiten. 


JJ 



Domenico Losurdo 
Wenn die Linke fehlt... 
Gesellschaft des Spektakels, 
Krise, Krieg 

2017, 374 Seiten, 19,90 Euro, 

ISBN 978-3-89438-651-1 

Die Versprechen des Jahres 1989 von 
Wohlstand und Frieden sind nicht in 
Erfüllung gegangen. Mehr denn je wird 
deutlich, dass eine starke Oppositions¬ 
kraft notwendig ist: Unglücklicherweise 
glänzt die Linke im Westen durch Ab¬ 
wesenheit. Wie lässt sich das erklären? 
Wie die heutige Welt verstehen? Wie 
gelingt es der »Spektakelgesellschaft«, 
Kriege und Kriegspolitik zu legitimie¬ 
ren? Wie lässt sich eine Alternative 
konstruieren? Hierauf antwortet der 
Autor mit einer originellen Analyse, 
streitbar und unvoreingenommen. 



Domenico Losurdo 
Der Klassenkampf oder Die 
Wiederkehr des Verdrängten? 
Eine politische und 
philosophische Geschichte 
2016, 423 Seiten, 24,90 Euro 
ISBN 978-3-89438-604-7 
Zur Erklärung der kolossalen Umwälzun¬ 
gen im Übergang zum 21. Jahrhundert 
erweist sich nach Losurdo die Theorie 
des Klassenkampfs, der mehr ist als 
der Kampf zwischen Lohnarbeit und 
Kapital, als schlüssiger denn je. In 
Auseinandersetzung mit J.Habermas, 

H. Arendt, S. Weil, mit verschiedenen 
Strömungen des Marxismus und mit 
dem Post-Marxismus von Negri, Zizek 
und Harvey unterzieht Losurdo die 
Theorie von Marx und Engels einer Neu¬ 
interpretation. 



Domenico Losurdo 
Demokratie oder Bonapartismus 
Triumph und Niedergang 
des allgemeinen Wahlrechts 

2008, 411 Seiten, 19,90 Euro 
ISBN 978-3-89438-385-5 
Dank des gigantischen Konzentra¬ 
tionsprozesses der Massenmedien 
beraubt der moderne Bonapartismus 
die subalternen Klassen ihrer auto¬ 
nomen Interessenartikulation und 
beschränkt die »Demokratie« auf 
den Konkurrenzkampf rivalisierender 
Einzelpersonen, von denen sich dann 
eine charismatische Figur als Führer 
der Nation abheben kann. Die USA sind 
das wichtigste Experimentierfeld für 
diesen modernen Bonapartismus, der 
sich zur Regierungsform unserer Zeit 
verallgemeinern will. 



Domenico Losurdo 
Von Hegel zu Hitler? 

Geschichte und Kritik 
eines Zerrbildes 

2014, 181 Seiten, 18,- Euro 
ISBN 978-3-89438-564-4 
Nach der Katastrophe des deutschen 
Faschismus wurde von verschiedenen 
Autoren eine Kontinuitätslinie von He¬ 
gel bis Hitler behauptet. Ein böswilliger 
Mythos. Die »Blut und Boden«-Ideolo- 
gie findet ihre Synthese in »Unter¬ 
menschen«, die dazu ausersehen sind, 
als Sklaven für die »Herrenrasse« zu 
arbeiten oder vernichtet zu werden. Für 
Hegel dagegen ist Sklaverei das »abso¬ 
lute Verbrechen« und die Überwindung 
von Diskriminierungen nach »Rasse«, 
Kaste, Klasse oder jeder anderen Art 
sein Leitfaden der Weltgeschichte. 



Domenico Losurdo 
Der Marxismus Antonio Gramscis 
Von der Utopie zum 
>kritischen Kommunismus< 

2012, 184 Seiten, 19,80 Euro 
ISBN 978-3-89965-536-0 
Losurdo betrachtet Gramsci als Marxis¬ 
ten zwischen Ost und West<. Er spannt 
den Bogen von den Einflüssen, die den 
jungen Gramsci prägten, über seine The¬ 
orie der Revolution< und seine Solidarität 
mit den subalternen Klassen< bis hin 
zu seiner Marx-Rezeption und zentralen 
politischen Konzeptionen. Mit Gramsci 
gewinnt der historische Materialismus 
eine außergewöhnliche Flexibilität, die 
es ihm ermöglicht, die Komplexität der 
Verhältnisse sowohl der bürgerlichen 
Ordnung als auch der zu errichtenden 
>ordine nuovo< zu erfassen ...< 



Vorankündigung 

Der PapyRossa-Verlag hat in seiner 
Pressemitteilung zum Tod von Dome¬ 
nico Losurdo angekündigt, dass im 
Frühjahr 2019 zwei weitere Bücher 
von ihm erscheinen werden: 

»Der westliche Marxismus« sowie 
»Eine Welt ohne Kriege« 


Bestelladresse: 

Neue Impulse Verlag, Hoffnung Straße 
18, 45127 Essen, Tel. 0201-236757 
info@neue-impulse-verlag.de 


Weitere 3 Mio. Artikel im Lieferservice für Lesende Linke: www.neue-impulse-verlag.de 























